
VEREINTE 
NATIONEN
Zeitschrift für die Vereinten Nationen und ihre Sonderorganisationen

German Review on the United Nations

UN und Regionalorganisationen

Aus dem Inhalt

Tendenz: steigend.
Die Zusammenarbeit der Vereinten Nationen mit
Regionalorganisationen in der Friedenssicherung
Ekkehard Griep

Partner für den Weltfrieden?
Die Zusammenarbeit zwischen EU und UN in der 
internationalen Krisenbewältigung 
Sven Bernhard Gareis

NATO und Vereinte Nationen.
Eine ambivalente Beziehung mit Entwicklungspotenzial 
Janka Oertel · Johannes Varwick

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen

Übereinkommen über die biologische Vielfalt |
9. Vertragsstaatenkonferenz 2008

Cartagena-Protokoll  | 4. Vertragsstaatenkonferenz 2008
Jürgen Maier

408
56. Jahrgang | Seite 145–192
ISSN 0042-384X | M 1308 F

Nomos

Herausgegeben von der

Deutschen Gesellschaft für die

Vereinten Nationen (DGVN)



VEREINTE NATIONEN 4/2008 145

Editorial

Seit dem Ende des Ost-West-Konflikts ist die Zahl der UN-Friedensmissionen kontinuierlich ge-
stiegen; Ausmaß und Komplexität der Einsätze haben einen Grad erreicht, der die Fähigkeiten
der UN übersteigt. Die Mandate der Missionen sind in der Regel überambitioniert und stecken
hohe Ziele, ohne dass die dafür notwendigen Truppen und Ausrüstung rechtzeitig und in aus-
reichendem Maße bereitgestellt werden. 

Ein Weg aus dem Dilemma könnte die Zusammenarbeit mit Regionalorganisationen sein. Seit
Mitte der neunziger Jahre arbeiten die UN in der Mehrzahl ihrer Einsätze in der einen oder an-
deren Weise mit Regionalorganisationen zusammen. Mit welchen und wie sich die Kooperation
im Einzelnen darstellt, ist Gegenstand dieses Schwerpunktheftes. Die drei wichtigsten Organisatio-
nen, Europäische Union, NATO und Afrikanische Union, werden ausführlich betrachtet, Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede herausgestellt und bewertet.

Im Ergebnis zeigt sich, dass die Kooperation zwischen UN und Regionalorganisationen ein
zweischneidiges Schwert ist. Einerseits ist es in den meisten Konflikten unerlässlich, mit Partnern
vor Ort zusammenzuarbeiten; niemand kennt zum Beispiel die Hintergründe von Konflikten in
Afrika besser als die Afrikanische Union oder die ECOWAS. Zudem kann die UN auf die zivilen
und militärischen Fähigkeiten von EU und NATO nur schlecht verzichten. Andererseits gestal-
tet sich die Zusammenarbeit oft schwierig. Regionalorganisationen wollen ihre Eigenständigkeit
behalten. Sie müssen sich nicht nur intern abstimmen, sondern auch meist die Einsätze von den
Parlamenten ihrer Mitgliedstaaten genehmigen lassen. Diese Prozesse sind kompliziert und
langwierig, was schnelle Einsätze und eine enge Kooperation mit den UN erschwert. Auch in
den Vereinten Nationen gibt es Vorbehalte, vor allem gegenüber einer institutionalisierten Zu-
sammenarbeit mit der NATO, die von vielen UN-Mitgliedstaaten als von den USA dominiert an-
gesehen wird.

Dennoch liegt eine Ausweitung der Kooperation im Interesse der Vereinten Nationen, will sie
der stetig zunehmenden Nachfrage nach Friedensmissionen gewachsen sein. Dazu müsste die
Zusammenarbeit auf eine solidere Grundlage gestellt werden. Bessere Absprachen, regelmäßige
Treffen, ein engerer personeller Austausch auf administrativer Ebene sind unerlässlich. 

Letztlich gilt jedoch: Ob die UN die in Darfur und anderswo dringend benötigten Hub-
schrauber, Kriegsschiffe und Soldaten von den einzelnen Mitgliedstaaten bekommen oder von
EU, NATO oder AU, ist nicht entscheidend. Wichtig ist, dass sie ihnen überhaupt zur Verfügung
gestellt werden. Und daran mangelt es nach wie vor.

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de

Schwierige, wichtige Partnerschaften
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Griep |  Tendenz: steigend

Der frühere UN-Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali hatte in seiner ›Agenda für den Frieden‹ noch
eine stärkere Rolle regionaler Organisationen in der
internationalen Friedens- und Sicherheitspolitik ge-
fordert. Heute stützt sich mehr als die Hälfte aller
UN-Friedensoperationen auf die Kooperation mit re-
gionalen Organisationen, in unterschiedlichen Aus-
prägungen und mit unterschiedlichem Erfolg. Wäh-
rend Afrika im Zentrum künftiger Unterstützungs-
leistungen steht, werden zunehmend die Selbstver-
pflichtungen regionaler Organisationen zum politi-
schen Maßstab für deren Erfolg.

In einem der meistbeachteten Handlungsfelder der
Vereinten Nationen, der internationalen Friedenssi-
cherung, haben sich in den vergangenen Jahren die
Rahmenbedingungen und Parameter stetig weiterent-
wickelt.1 Von außen einwirkende Faktoren, wie die
ungebrochen starke Nachfrage nach UN-Operatio-
nen in Afrika oder die zunehmende Bereitschaft der
Volksrepublik China, sich personell stärker an der
UN-Friedenssicherung zu beteiligen, stehen dabei
Herausforderungen des UN-internen Managements
gegenüber, wie der Führung und Koordinierung von
mehr als 100000 Soldaten, Polizisten und zivilen Frie-
denssicherungskräften sowie der organisatorischen
Bewältigung einer neu geschaffenen Hauptabteilung
im UN-Sekretariat. In diesem Geflecht unterschiedli-
cher Einflussfaktoren ist die Kooperation der UN mit
Regionalorganisationen seit dem Ende des Kalten
Krieges zu einer zunehmend selbstverständlichen
Konstante geworden. Im weltweiten Maßstab ist bei
der Entsendung von Friedenstruppen der Trend ei-
ner wachsenden regionalen Spezialisierung auszu-
machen,2 und die so genannte partnerschaftliche Frie-
denssicherung (partnership peacekeeping)3 eröffnet
neue Möglichkeiten der Arbeitsteilung zwischen re-
gionalen Akteuren und den UN. Mehr als die Hälf-
te der gegenwärtig 17 UN-Friedensoperationen stüt-
zen sich auf die Kooperation mit Regionalorganisa-
tionen, und auch über den Rahmen UN-geführter
Missionen hinaus mandatiert der UN-Sicherheitsrat
Friedenseinsätze regionaler Organisationen. Vor die-
sem Hintergrund scheint ein etwas eingehenderer
Blick auf Entwicklung und Besonderheiten dieser
Kooperationsform angemessen.

Aus Erfahrungen lernen

Schlaglichtartig werden einige der zentralen Heraus-
forderungen für Regionalorganisationen deutlich,
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wenn man sich die von der Weltöffentlichkeit vor al-
lem den Vereinten Nationen zugerechneten Fälle de-
saströsen Scheiterns in der internationalen Friedens-
sicherung der neunziger Jahre, Somalia, Ruanda
und Srebrenica, noch einmal in Erinnerung ruft.

Somalia

Zwar waren seit dem Jahr 1992 mit der Organisation
der Afrikanischen Einheit (OAU), der Arabischen Liga
und der Organisation der Islamischen Konferenz drei
Regionalorganisationen über eine Konsultations-/
Freundesgruppe in die Aktivitäten des UN-General-
sekretärs einbezogen.4 Doch weder auf die eskalieren-
de innersomalische Entwicklung noch auf das durch
den UN-Sicherheitsrat autorisierte Vorgehen (UNI-
SOM, UNITAF, UNISOM II) gingen durchgreifend
wirksame, insbesondere konfliktmindernde Impulse
von den drei Regionalorganisationen aus.5 Regionale
Organisationen, dies wurde offensichtlich, können
sich in der internationalen Krisenbewältigung nur auf
der Grundlage eines überzeugenden politisch-diplo-
matischen und/oder operativen Profils Gehör ver-
schaffen.

Ruanda

Die internationale Wahrnehmung wird bis heute ge-
prägt durch die Rolle der UN-Friedensoperation
UNAMIR, deren Präsenz den Völkermord von 1994
nicht verhindert hat. Die Untätigkeit der internatio-
nalen Gemeinschaft führte zu offiziellen Entschuldi-
gungen durch UN-Generalsekretär Kofi Annan und
den amerikanischen Präsidenten Bill Clinton. Doch
schon vor Entsendung der UN-Mission spielte die afri-
kanische Regionalorganisation OAU eine maßgebli-
che Rolle bei der Absicherung des durch sie vermit-
telten Friedensabkommens von Arusha (4. August
1993); bereits im Jahr zuvor hatte die OAU eine neu-
trale militärische Beobachtergruppe nach Ruanda ent-

Ekkehard Griep

1 Vgl. Heiko Nitzschke/Peter Wittig, UN-Friedenssicherung. Heraus-

forderungen an die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik, Vereinte

Nationen (VN), 3/2007, S. 89–95.

2 Vgl. Annual Review of Global Peace Operations 2008, Center on In-

ternational Cooperation (New York), London und Boulder (Colorado)

2008, S. 4.

3 Nitzschke/Wittig, a.a.O. (Anm. 1), S. 91.

4 Vgl. Boutros Boutros-Ghali, Unvanquished: A U.S.-U.N. Saga, Lon-

don und New York 1999, S. 97f.

5 Vgl. Volker Matthies, Zwischen Rettungsaktion und Entmündigung.

Das Engagement der Vereinten Nationen in Somalia, VN, 2/1993, S. 45–51.
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sandt.6 Allerdings sah sich die OAU nicht in der La-
ge, ihren überschaubaren operativen Beitrag von 55
Militärbeobachtern und einer Sicherungskompanie
länger als drei Monate nach dem Friedensschluss be-
reitzustellen, so dass deren Ablösung durch die nach-
folgende UN-Mission UNAMIR für die OAU zu ei-
ner Notwendigkeit höchster Dringlichkeit wurde.7

Die Verfügbarkeit angemessener personeller und ma-
terieller Ressourcen, auch dies zeigt Ruanda, ist von
zentraler Bedeutung für die Fähigkeiten regionaler
Organisationen zur Konfliktprävention, Friedens-
sicherung und politischen wie operativen Krisen-
steuerung.

Srebrenica

Mehr als vier Jahre nach den Massakern an bosni-
schen Muslimen in der UN-Schutzzone im Juli 1995
stellte UN-Generalsekretär Annan in seinem Unter-
suchungsbericht fest, man sei sich der Tatsache be-
wusst gewesen, dass »die Drohung mit NATO-Luft-
schlägen das einzige war, was uns zur Verfügung
stand, um auf einen Angriff auf die Schutzzonen zu
antworten«8 Dass dieses durch eine Regionalorgani-
sation zur Verfügung gestellte Mittel, wie Annan rück-
blickend sagt, nicht in voller Wirksamkeit genutzt
wurde, macht neben den verheerenden Folgen vor
Ort aber auch deutlich: Die Bereitstellung hochwer-
tiger Ressourcen durch Regionalorganisationen ist
zwar wesentlich, doch ausschlaggebend für deren Nut-
zung bleiben letztlich die jeweiligen politischen Rah-
menbedingungen. Im konkreten Fall fehlte die Frei-
gabe durch die UN. Regionalorganisationen kön-
nen – generell und im jeweiligen Einzelfall – auf ein
günstiges politisches Umfeld hinwirken, sind aber
unter Umständen nicht unbedingt selbst der maß-
gebliche politische Akteur. 

Impulsgeber Boutros-Ghali

Der ehemalige UN-Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali hatte sich bereits im Rahmen seiner eigenen
wissenschaftlichen Studien viele Jahre vor der Beru-
fung ins höchste UN-Amt intensiv mit der Rolle re-
gionaler Organisationen auseinandergesetzt. Als er,
dem durch den Sicherheitsrat erteilten Auftrag fol-
gend, im Juni 1992 in der ›Agenda für den Frieden‹
die künftige Rolle der Vereinten Nationen im Kon-
text der neu beschriebenen Aufgabenfelder von prä-
ventiver Diplomatie, Friedensschaffung, Friedenser-
haltung und Friedenskonsolidierung darstellt, wird
auch den Regionalorganisationen ein eigenes Kapi-
tel gewidmet.9

Wegweisend ist dabei von Beginn an ein breites
Verständnis im Hinblick auf die in der UN-Charta
nicht konkret beantwortete Frage, wie Regionalor-
ganisationen zu definieren sind. Die allgemein gehal-
tenen Grundsätze der UN-Charta und insbesondere
von deren Kapitel VIII10 füllt Boutros-Ghali mit kon-

kreten Beispielen und bricht damit auch möglicher-
weise bestehende Vorbehalte auf. Demnach sollten re-
gionale Organisationen im Sinne des Kapitels VIII
der UN-Charta nicht allzu eng definiert werden, son-
dern bewusst ein breites Spektrum abdecken, das von
regionalen Sicherheits- und Verteidigungsbündnissen
über Organisationen für regionale Entwicklung und
wirtschaftliche Zusammenarbeit bis hin zu Staaten-
gruppen reicht, die sich auf regionaler Ebene mit spe-
ziellen politischen, wirtschaftlichen oder sozialen Fra-
gen beschäftigen. Sicherheitsrat und Generalversamm-
lung begrüßten die Agenda und bestätigten damit ei-
ne flexible definitorische Auslegung, die bis heute als
Orientierung dient.

In der aus Anlass des 50-jährigen Bestehens der
Vereinten Nationen im Jahr 1995 vorgelegten Ergän-
zung zur ›Agenda für den Frieden‹ listet Boutros-
Ghali im Sinne einer ersten Zwischenbilanz fünf
grundsätzliche Kooperationsformen zwischen den
Vereinten Nationen und regionalen Organisationen
auf,11 die – unbeschadet einzelner Abwandlungen –
ebenfalls bis heute als Richtschnur dienen können:
a) Konsultationen zwischen UN und Regionalorga-

nisationen vor oder im Verlauf von Bemühungen
zur Konfliktentschärfung;

b) Gegenseitige diplomatische Unterstützung von
UN und jener Organisation, die jeweils auf Seiten
der internationalen Gemeinschaft die Führungs-
rolle wahrnimmt;

c) Gegenseitige Unterstützung in der Operations-
führung (zum Beispiel die Unterstützung der
UNPROFOR-Operation im ehemaligen Jugos-
lawien durch NATO-Luftstreitkräfte);

d) Arbeitsteilung zwischen UN und Regionalor-
ganisationen bei gleichzeitigen Operationen (co-
deployment) im gleichen Krisenland; Boutros-
Ghali orientiert sich hier am Modell kleiner UN-
Missionen (wie in Liberia ab 1993 und in Geor-
gien ab 1994), deren Zweck unter anderem dar-
in besteht, robuste Operationen regionaler Orga-
nisationen auf Mandatskonformität zu überprü-
fen. Es bleibt allerdings fraglich, ob der identifi-
zierte Klärungsbedarf zu politischen, operativen
und finanziellen Aspekten der Kooperation über-
haupt in allgemeinverbindlicher Form vorgege-
ben werden kann – oder nicht besser dem jewei-
ligen Einzelfall überlassen bleiben sollte.

e) Gemeinsame Operationen; das von Boutros-
Ghali herangezogene Beispiel der von UN und der
Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) ab
1993 gemeinsam durchgeführten (ausschließlich
zivilen) Operation in Haiti ist trotz des ihm zu-
gesprochenen Modellcharakters bisher kein wei-
teres Mal erfolgreich angewandt worden. Viel-
mehr scheint die aktuelle Entwicklung mit Blick
auf die problematische Mandaterfüllung der ge-
meinsamen UN-AU-Mission in Darfur/Sudan die-
ses Modell eher zu diskreditieren.12

Regionalorganisa-
tionen können auf

ein günstiges politi-
sches Umfeld hin-
wirken, sind aber

nicht unbedingt
selbst der maßgeb-
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Akteur.
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im Hinblick auf die
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organisationen zu

definieren sind.
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Schon in den ersten Jahren aktiver Kooperation zwi-
schen UN und regionalen Organisationen leitete Bou-
tros-Ghali daraus einige Maßstäbe ab,13 deren Rele-
vanz sich aber unterschiedlich entwickelte. Als sinn-
volle Orientierung haben sich die folgenden Kriterien
bestätigt:
■ Vereinbarte Konsultationsverfahren; in diesem

Sinne fordert auch der Weltgipfel 2005 Vereinba-
rungen, die die Kooperation zwischen UN und Re-
gionalorganisationen auf planbare, vorhersehbare
Grundlagen stellen.14

■ Definierte Arbeitsteilung; ein Effizienzkriterium,
das Duplizierungen vermeiden hilft. 

Dagegen wurde ein drittes Kriterium in den vergan-
genen Jahren relativiert:
■ Vorrang der UN; Boutros-Ghali bezog sich vor-

wiegend auf die operative Zusammenarbeit und
wollte verhindern, dass die UN durch Regional-
organisationen in unerwünschte Verpflichtungen
hineingedrängt würden. In Fällen wie Liberia und
Sierra Leone in den neunziger Jahren hatte hin-
gegen das lange Zeit zögerliche Verhalten der UN
bei der Unterstützung der Wirtschaftsgemeinschaft
der westafrikanischen Staaten (ECOWAS) eine
eher konfliktverlängernde, kontraproduktive Wir-
kung. Die Frage der Priorisierung zwischen glo-
baler und regionaler Ebene wirkt aber tiefer und
bekam im Frühjahr 1999 auch erhebliche politi-
sche Brisanz: Obwohl die Hauptverantwortung
des UN-Sicherheitsrats allgemein unstrittig war,
hat die zwar humanitär motivierte, aber nicht
explizit UN-autorisierte Operation ›Allied Force‹
der NATO gegen Jugoslawien höchst grundsätz-
liche völkerrechtliche Diskussionen ausgelöst.15

Das Bild im Hinblick auf eine bestimmende Rol-
le der UN ist heute insgesamt gemischt – vor al-
lem auch vor dem Hintergrund der relativ star-
ken Stellung, die das Kapitel VIII der UN-Char-
ta regionalen Organisationen zubilligt.

Hochrangige Treffen

Schließlich gehen auf die Initiative Boutros-Ghalis
auch die Hochrangigen Treffen des UN-Generalse-

kretärs mit Vertretern regionaler Organisationen zu-
rück. Am ersten Treffen dieser Art am 1. August
1994 nahmen Vertreter von zehn Organisationen
teil, mit denen die UN in den zurückliegenden Jah-
ren in der Friedenssicherung zusammengearbeitet
hatten. Obwohl – oder gerade weil – von den im Ab-
stand mehrerer Jahre stattfindenden Hochrangigen
Treffen keinerlei Exekutivgewalt ausgeht, hat das
auf beiden Seiten vorhandene Interesse, die Koope-
ration zu vertiefen, zu einer Verstetigung der Bera-
tungen geführt. Dabei wurden die inhaltliche The-
menpalette ausgeweitet und problembezogene Ar-
beitsgruppen eingesetzt. Thematisch geht es dabei
vom Dialog zwischen den Kulturen bis zum Schutz
von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten. Die
Treffen zwischen den UN und, wie es seit dem Jahr
2005 offiziell heißt, »regionalen und anderen zwi-
schenstaatlichen Organisationen«16 haben über eine
eher informelle Vernetzung der beteiligten Einrich-
tungen zur weiteren Festigung des global-regionalen
Gefüges beigetragen. Die hohe Zahl von 20 teilneh-
menden Organisationen am siebten und bislang letz-
ten Hochrangigen Treffen am 22. September 2006
ist dabei ein Beleg für den Trend hin zu intensivierter
praktischer Zusammenarbeit, auch in den Krisenge-
bieten vor Ort. Das zunehmende Interesse regionaler

6 Vgl. Hildegard Schürings, Rwanda: Hintergründe der Katastrophe.

Opfer, Täter und die internationale Gemeinschaft, VN, 4/1994, S. 125–133.

7 Vgl. Roméo Dallaire, Shake Hands with the Devil: The Failure of

Humanity in Rwanda, Toronto 2003, S. 78f.

8 UN Doc. A/54/549 v. 15.11.1999, Abs. 483, Übersetzung durch Autor.

9 Vgl. UN-Dok. A/47/277–S/24111 v. 17.6.1992, Abs. 60–65.

10 Vgl. Art. 52 (1) UN-Charta.

11 Vgl. UN Doc. A/50/60–S/1995/1 v. 3.1.1995, Abs. 86.

12 Vgl. hierzu Axel W. Krohn, Die Vereinten Nationen und die Afrika-

nische Union. Asymmetrische Partnerschaft bei der Krisenbewälti-

gung in Afrika, S. 167–180 in diesem Heft.

13 Vgl. UN Doc. A/50/60–S/1995/1 v. 3.1.1995, Abs. 88.

14 Vgl. Ergebnisdokument des Weltgipfels 2005, UN-Dok. A/RES/60/1

v. 16.9.2005, Abs. 93.

15 Vgl. Johannes Varwick, Die NATO, München 2008, S. 152ff.

16 UN Press Briefing, 26.7.2005.

Quelle: nicht veröffentlichtes UN-Dokument

Teilnehmer am 7. Hochrangigen Treffen des UN-Generalsekretärs mit regionalen und anderen 
zwischenstatlichen Organisationen (2006)
Afrikanische Union (AU) Organisation der amerikanischen Staaten (OAS)
Commonwealth Organisation der Islamischen Konferenz (OIC)
Entwicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika (SADC) Organisation des Nordatlantikvertrags (NATO)
Europäische Union (EU) Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit (CSTO)
Europarat (CE) Organisation für das Verbot chemischer Waffen (OPCW)
Gemeinschaft der portugiesischsprachigen Länder (CPLP) Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) (Internationale) Organisation der Frankophonie  (OIF)
Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation (INTERPOL) Pazifikinsel-Forum (PIF)
Karibische Gemeinschaft (CARICOM) Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten (ECOWAS)
Liga der arabischen Staaten (LAS) Wirtschaftsgemeinschaft der zentralafrikanischen Staaten (ECCAS)
Beobachter: Iberoamerikanisches Generalsekretariat (SEGIB)
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Organisationen an dieser Form von Konsultation
zeigt jedoch auch die Präferenz für diese eher unver-
bindliche Form der Zusammenarbeit gegenüber einer
stärkeren Institutionalisierung. Für das Jahr 2009 ist
die Einladung des UN-Generalsekretärs zum nächs-
ten Treffen dieser Art zu erwarten. 

Trends bei der Kooperation

Zum großen Teil spiegelt sich im Spektrum der gegen-
wärtigen UN-Friedensmissionen die in den vergange-
nen beiden Jahrzehnten vollzogene Entwicklung des
Zusammenwirkens der UN mit Regionalorganisatio-
nen wider. Schon angesichts der funktionalen Hetero-
genität und gewachsenen Identität regionaler Organi-
sationen wäre dabei aber die Suche nach einem ›Stan-
dardmodell‹ der Kooperation ein recht aussichtsloses
Unterfangen. Gleichwohl: in der Gesamtbetrachtung
aktueller UN-Operationen und deren Kooperation
mit Regionalorganisationen lassen sich vier allgemei-
ne, teils einander überlappende Trends ausmachen:

1. Erhöhte Diversität

Die Beiträge regionaler Organisationen zu UN-Ope-
rationen sind vielfältig; sie können nach unterschied-
lichen Kriterien kategorisiert werden.17 Die bisheri-
ge Erfahrung zeigt, dass Regionalorganisationen in
unterschiedlichen Phasen von Friedens- oder Stabi-
lisierungsprozessen unterschiedliche Rollen zu de-
ren Unterstützung übernehmen können:

a) Herbeiführung politischer Grundlagen für den Prozess
Regionalorganisationen schaffen hier Voraussetzun-
gen, teils im Rahmen einer internationalen Konzep-
tion, teils aber auch autonom. Ihr politisch-diploma-
tisches Engagement ermöglicht erst die Entsendung
von Friedensoperationen und kann Weichen für den
mittel- bis langfristigen Erfolg des internationalen En-
gagements stellen. Heute agieren etwa die UN-Mis-
sionen in Liberia (UNMIL) und in Sudan (UNMIS) auf
der Grundlage von Friedensverträgen, die durch re-
gionale beziehungsweise subregionale Organisatio-
nen (ECOWAS beziehungsweise Zwischenstaatliche
Behörde für Entwicklung – IGAD) vermittelt wur-
den. Die Fortsetzung des Friedensprozesses in Côte
d’Ivoire war möglich, weil der ECOWAS-Vorsit-
zende entscheidende politische Impulse gesetzt hat.

b) Operative Unterstützung des Prozesses durch 
komplementäre Kooperation 

Regionalorganisationen wirken neben einer UN-
Operation. Deren Tätigkeit wird durch die spezifi-
schen Leistungen regionaler Organisationen ergänzt.
In Haiti beispielsweise wird die UN-Mission MINUS-
TAH beim Wiederaufbauprozess von der regiona-
len OAS und der subregionalen CARICOM unter-
stützt. Ähnlich engagiert sich die Europäische Union
in der Demokratischen Republik Kongo: sie unter-

stützt die dortige UN-Mission MONUC bei der Re-
form des Sicherheitssektors. In Georgien kooperiert
die UN-Mission UNOMIG mit der vorwiegend poli-
tisch und im Menschenrechtsbereich tätigen Organi-
sation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa (OSZE) sowie mit der Gemeinschaft Unabhängi-
ger Staaten (GUS). Letztere ist bemüht, insbesondere
angesichts jüngster Zuspitzungen um Abchasien mit
Hilfe eigener Friedenstruppen die dortige Situation
zu stabilisieren. Dieser Kooperationstyp ist verbrei-
tet, da sowohl der regionale Akteur als auch die UN
ihre jeweilige Identität erhalten und gleichzeitig ihre
spezifischen Fähigkeiten einbringen können.

c) Operative Unterstützung des Prozesses 
durch Integration

Regionalorganisationen wirken hier nicht mehr neben
den UN in einer gewissen Unabhängigkeit, sondern
sind als integraler Bestandteil einer gemeinsamen Ope-
ration aufs engste mit deren Erfolg oder Misserfolg
verbunden. Diese Form der Kooperation ist für alle
Beteiligten mit hohen Anforderungen verbunden –
politisch, organisatorisch und mental.18 Seit dem Jahr
2008 soll mit der AU erstmals eine Regionalorgani-
sation im Rahmen einer so genannten hybriden, ro-
bust mandatierten, mehrdimensionalen Friedensmissi-
on mit den UN (UNAMID) in Darfur/Sudan gemein-
sam (integriert) agieren. Zuvor war ein ähnlich inte-
griertes Vorgehen lediglich in den neunziger Jahren in
Haiti im Rahmen einer allerdings ausschließlich zivilen
Mission (MICIVIH) erfolgt. Mit Blick auf UNAMID
ist die bisherige Entwicklung eher entmutigend.19

2. Erhöhte Komplexität

Es ist mittlerweile nicht mehr ungewöhnlich, dass die
internationale Krisensteuerung durch bilaterales
staatliches Engagement, durch Beiträge informeller
Freundesgruppen (etwa in Georgien) oder nicht-
staatlicher Organisationen ergänzt wird. Regional-
organisationen sind also bei weitem nicht die einzi-
gen Kooperationspartner der UN. Und auch die Zu-
sammenarbeit mit UN-Friedensoperationen erfolgt
nicht mehr ausschließlich durch eine, sondern zuneh-
mend durch mehrere Regionalorganisationen gleich-
zeitig. Ein markantes Beispiel dafür ist die komplexe
Konstellation internationaler Akteure in Kosovo.
Dort wurde infolge der Resolution 1244(1999) die
internationale zivile Präsenz unter Beteiligung zwei-
er regionaler Organisationen (EU, OSZE) unter ver-
antwortlicher Leitung durch die UN-Mission (UN-
MIK) neben der durch die NATO geführten KFOR-
Friedenstruppe etabliert. Auch hier wirken die re-
gionalen Organisationen durch ihre jeweiligen kom-
parativen Kompetenzen, das heißt die EU vorwie-
gend im wirtschaftlichen Wiederaufbau, die OSZE
im Menschenrechtsbereich und die NATO als Ga-
rant für Sicherheit. Die bisherige Entwicklung seit der
Unabhängigkeitserklärung Kosovos vom 17. Febru-
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ar 2008 lässt mit Blick auf die Entsendung der EU-
Rechtsstaatsmission EULEX zumindest für eine Über-
gangsperiode erwarten, dass der Grad der Komple-
xität eher noch zunimmt. Ein Nebeneffekt derart
komplexer Konstellationen ist die Vertiefung der Ko-
operation nicht nur mit den UN, sondern auch zwi-
schen verschiedenen Regionalorganisationen, also
interregionaler Art. 

3. De-Regionalisierung

In den vergangenen Jahren ist festzustellen, dass sich
Regionalorganisationen im Rahmen UN-mandatier-
ter Operationen zunehmend auch außerhalb der ei-
genen Region und deren Peripherie betätigen. Dies
betrifft insbesondere die zeitlich begrenzten Einsätze
der EU in der Demokratischen Republik Kongo (2003
und 2006) und in Tschad (seit 2007) wie auch das
Engagement der NATO in Afghanistan seit dem Jahr
2003. Ob sich hier ein längerfristiger Trend ent-
wickelt, ist noch nicht abzusehen.

4. Konzeptionelles ›Herantasten‹ an 
neue Herausforderungen

Neben dem grundsätzlichen Interesse regionaler Or-
ganisationen, ihr Instrumentarium zur Krisenbewäl-
tigung zu optimieren, kann auch der operative Bedarf
zu neuen konzeptionellen Überlegungen führen, die
später gegebenenfalls eine Anpassung von Mecha-
nismen und Verfahren notwendig machen. So hat sich
in der EU zum Beispiel die konzeptionelle Unterschei-
dung zwischen unterschiedlichen Operationstypen
durchgesetzt (›bridging‹ versus ›stand-by‹).20 Vor dem
Hintergrund der konzeptionell entwickelten konti-
nentalen Friedens- und Sicherheitsarchitektur beginnt
die AU, sich auch in der Führung UN-mandatierter
Operationen auf subregionale Organisationen zu stüt-
zen: Obwohl letztlich ohne Erfolg, hatte in Somalia
im Jahr 2006 zunächst eine durch die IGAD gestell-
te Friedensoperation (IGASOM) die Lage zu stabili-
sieren versucht, bevor die AU diese Herausforde-
rung übernahm. 

Künftige Rolle regionaler Organisationen

Wenn die Zeichen nicht trügen, wird sich Zusammen-
arbeit der UN mit regionalen Organisationen – stär-
ker als in der Vergangenheit – auch über die ursprüng-
liche Friedenssicherung hinaus ausweiten. So hat UN-
Generalsekretär Ban Ki-moon zahlreiche Empfehlun-
gen für bestimmte Handlungsfelder vorgelegt, wie bei-
spielsweise Abrüstung und Nichtverbreitung, Förde-
rung der Menschenrechte, humanitäre Hilfe und Frie-
denskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit.21 Die erst
seit wenigen Jahren bestehende Kommission für Frie-
denskonsolidierung entwickelt sich zunehmend auch
zu einem Forum intensivierter Kooperation zwischen
UN-System und Regionalorganisationen. 

Für die absehbare Zukunft ist kaum zu erwarten,
dass sich Art und Anzahl internationaler Krisen und
Konflikte deutlich verringern werden. Vor diesem Hin-
tergrund ist es wahrscheinlich, dass im Rahmen des
internationalen Krisenmanagements Regionalorga-
nisationen weiterhin als Akteure in Erscheinung tre-
ten. Zu einem wesentlichen Teil wird es dabei an den
Regionalorganisationen liegen, die politischen Wei-
chen zu stellen. Der Erfolg wird letztlich davon ab-
hängen, ob und inwieweit sie nicht nur fähig, sondern
auch bereit sind, eigene Beiträge zu leisten. Dabei ge-
ben in zumindest drei Bereichen jeweils entgegenge-
setzte Pole das Handlungsspektrum vor: 

1. Krisenmanagement ad hoc oder 
institutionalisiert

Die bisherige Zusammenarbeit zwischen UN und Re-
gionalenorganisationen beruht weitgehend auf Ab-
stimmungen im Einzelfall. In Anbetracht der bisher
insgesamt gemischten Ergebnisse wäre es im Interes-
se eines in seinen Grundzügen berechenbaren Kri-
senmanagements sinnvoll, auf verlässliche und von
Zufälligkeiten unabhängige Verfahren zurückgreifen
zu können – auf UN- wie auf regionaler Ebene. Eine
verstärkte Kooperation, etwa im Sinne gemeinsamer
Erklärungen nach dem Beispiel von UN/EU oder UN/
AU, kann diesen Prozess fördern. In seinem Bericht
vom April 2008 über die Zusammenarbeit zwischen
UN und Regionalorganisationen appelliert der UN-
Generalsekretär an die Mitgliedstaaten, mit Blick auf
bessere Planbarkeit auch ein Ende der häufig impro-
visierten Finanzierungsverfahren anzugehen.22

2. Begrenzte oder umfassende Beiträge

Im Sinne umfassender Friedens- und Sicherheitspoli-
tik wäre es wünschenswert, die Konfliktbearbeitung

17 So unterscheiden etwa A. Sarjoh Bah und Bruce D. Jones drei grund-

sätzliche Typen von Partnerschaften zwischen internationalen Organi-

sationen (sequential; parallel; integrated), vgl. Bah/Jones, Peace Opera-

tion Partnerships: Lessons and Issues from Coodination to Hybrid Arran-

gements, in: Annual Review, a.a.O. (Anm. 2), S. 22ff; anders die Kategori-

sierung nach fünf Kooperationstypen bei Waheguru Pal Singh Sidhu

(subcontracting; bridging; joint; integrated; evolving), vgl. Sidhu, Regio-

nal Groups and Alliances, in: Thomas G. Weiss/Sam Daws (Eds.), The Ox-

ford Handbook on the United Nations, New York 2007, S. 222ff.

18 Vgl. Bah/Jones, a.a.O. (Anm. 17), S. 24f.

19 Bis Mitte 2008 war nur etwa ein Drittel der mandatierten Personal-

stärke von 26 000 Soldaten und Polizisten vor Ort. Im Juni 2008 haben die

beiden Sondergesandten von UN und AU, Jan Eliasson und Salim Ahmed

Salim, ihre Posten niedergelegt und wurden durch Chefvermittler Djibril

Yipènè Bassolé ersetzt, vgl. UN Press Release SG/A/1143 v. 30.6.2008.

20 Vgl. Sven Bernhard Gareis, Partner für den Weltfrieden? Die Zu-

sammenarbeit zwischen EU und UN in der internationalen Krisenbe-

wältigung, S. 154–159 in diesem Heft.

21 Vgl. UN Doc. S/2008/186 v. 7.4.2008, Abs. 44ff.

22 Ebd., S. 2.
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in Abstimmung mit den relevanten Akteuren im Kri-
senland auf ein möglichst breites Instrumentarium zu
stützen.23 Da aber Regionalorganisationen mit aus-
gereiftem, mehrdimensionalem Instrumentarium eher
die Ausnahme als die Regel sind, dürften regionale
Beiträge diejenigen anderer (zum Beispiel bilateral tä-
tiger) Akteure auch weiterhin ergänzen, statt sie zu
überlagern oder zu ersetzen. Realistischerweise ist
anzunehmen, dass das Engagement regionaler Orga-
nisationen auch künftig in den meisten Fällen zielge-
richtet und auf wenige Handlungsfelder begrenzt er-
folgen wird (etwa durch die OSZE in der Menschen-
rechtsdimension oder durch die NATO in der Sicher-
heitsdimension).

3. Afrika: politische oder praktische Unterstützung

Mit hoher Wahrscheinlichkeit wird Afrika mittelfri-
stig der Kontinent mit den meisten Konflikten blei-
ben. Ebenso wahrscheinlich werden die Appelle zur
Unterstützung afrikanischer Konfliktbewältigung
(insbesondere durch die AU) eher zu- als abnehmen.
Daher wird sich auch für außerafrikanische, leistungs-
fähige Regionalorganisationen künftig verstärkt die
Frage stellen, ob das im Rahmen des Weltgipfels 2005
abgegebene politische Bekenntnis der UN-Mitglied-
staaten zur prioritären Unterstützung der AU (etwa
bei der Entwicklung und Umsetzung eines Zehnjah-
resplans für den Aufbau afrikanischer Kapazitäten24)
als Positionsbestimmung ausreicht; oder, ob politi-
sche Solidaritätsbekundungen durch praktische Un-
terstützungsleistungen untermauert werden können –
entsprechende Kooperationsbereitschaft auf afrika-
nischer Seite vorausgesetzt. Erste zielgerichtete Bei-
träge seitens EU und NATO während der Sudan/
Darfur-Krise der vergangenen Jahre deuten in diese
Richtung.

Selbstverpflichtungen als Erfolgsmaßstab

Nicht zuletzt sind es die Regionalorganisationen selbst,
die zu einem wesentlichen Teil den Maßstab für die
Glaubwürdigkeit und Wirksamkeit ihrer Beiträge in
der internationalen Friedenssicherung liefern. Die zu-
nehmenden Selbstverpflichtungen und Absichtser-
klärungen auf regionaler Ebene führen zu einem ge-
wissen Handlungsdruck innerhalb der jeweiligen Or-
ganisation, der politischen Rhetorik auch konkretes
Handeln folgen zu lassen. Als evidentes Beispiel kann
hier die Erklärung von Santiago zum Schutz der De-
mokratie durch die OAS-Mitgliedstaaten wenige Mo-
nate vor dem Sturz des gewählten haitianischen Prä-
sidenten Jean-Bertrand Aristide 1991 gelten. Nach
dem Staatsstreich sah sich die OAS zu unverzüglichen,
zunächst politischen Reaktionen veranlasst, denen die
UN später mit eigenen Maßnahmen folgte.25 Auch
die EU hat mit ihrer Europäischen Sicherheitsstrate-
gie Maßstäbe gesetzt. Sie hat sich darin zum Beispiel
dazu verpflichtet, die Zusammenarbeit mit den Ver-

einten Nationen bei der Unterstützung von Post-
Konflikt-Staaten zu verstärken.26 Im Jahr 2006, drei
Jahre nach der Verabschiedung der Europäischen Si-
cherheitsstrategie, war die Entsendung der Mission
EUFOR RD Congo auch eine Probe auf die Ernst-
haftigkeit derartiger europäischer Selbstverpflichtun-
gen. Schließlich formuliert die AU in ihrer Gründungs-
akte unter anderem auch Kriterien für das Eingreifen
in AU-Mitgliedstaaten, wenn dort insbesondere Kriegs-
verbrechen, Völkermord oder Verbrechen gegen die
Menschlichkeit begangen werden.27 Das Handeln oder
Nichthandeln der AU angesichts massiver Menschen-
rechtsverletzungen wie in Darfur/Sudan führt zwangs-
läufig zu Fragen nach der politischen Glaubwürdig-
keit der afrikanischen Regionalorganisation.

Schon in der Vergangenheit haben sich Regional-
organisationen trotz mancher Defizite in der Umset-
zung einzelner Friedensoperationen (zum Beispiel
durch die AU) häufig als wichtige, teils unentbehrli-
che Partner für die Vereinten Nationen erwiesen: Als
politische Impulsgeber in Friedensprozessen (zum Bei-
spiel ECOWAS) ebenso wie als Bereitsteller materiel-
ler Ressourcen in Art und Umfang, die das Vermö-
gen der Vereinten Nationen übersteigen (zum Bei-
spiel EU). Vor allem tragen Regionalorganisationen
durch ihr vielfach wiederholtes Bekenntnis zur zen-
tralen Rolle der Vereinten Nationen in der interna-
tionalen Friedens- und Sicherheitspolitik dazu bei,
das kollektive UN-Sicherheitssystem im Sinne der
Charta zu stärken.28 Letztlich aber zählen nicht Wor-
te, sondern Taten. Deswegen wird es auch für die
Zukunft darauf ankommen, jene Regionalorganisa-
tionen, die über ein leistungsfähiges Instrumentari-
um verfügen, für ihr konstruktives Engagement zu
gewinnen – fallweise, zielgerichtet und in der prak-
tischen Umsetzung konsequent. Schließlich sollte
nicht vergessen werden, dass die Mitgliedstaaten re-
gionaler Organisationen gleichzeitig auch Mitglieder
der Vereinten Nationen sind und sich den Grundsät-
zen der Charta verpflichtet haben. Dieser gemeinsame
Nenner bietet eine Vielzahl von Chancen, die Koope-
ration weiter auszugestalten.

23 Dies entspricht etwa der Zielsetzung des Aktionsplans Zivile Krisen-

prävention der Bundesregierung.

24 Vgl. UN-Dok. A/RES/60/1 v. 16.9.2005, Abs. 93 (b).

25 Vgl. David M. Malone/Sebastian von Einsiedel, Haiti, in: Mats Ber-

dal/Spyros Economides, United Nations Interventionism, 1991–2004,

Cambridge 2007, S. 170.

26 Vgl. Europäische Sicherheitsstrategie, 12.12.2003, S. 11.

27 Vgl. Gründungsakte der Afrikanischen Union, 11.7.2000, Art. 4 (h).

28 So erklärte etwa NATO-Generalsekretär Jaap de Hoop Scheffer auf

einer Sitzung des UN-Sicherheitsrats, die Verantwortung regionaler

Organisationen bestehe in der Unterstützung der UN, vgl. UN Press

Release SC/8834 v. 20.9.2006.
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Standpunkt

Der 1. Mai 2008 war ein guter Tag für die deutsche UN-
und Völkerrechtspolitik. An diesem Tag ließ der deutsche
Außenminister gegenüber dem UN-Generalsekretär er-
klären, die Bundesrepublik Deutschland erkenne »im Ein-
klang mit Artikel 36 Absatz 2 des Statuts des Gerichts-
hofs die Zuständigkeit des Internationalen Gerichts-
hofs … für alle Streitigkeiten« an. 

Diese Erklärung beendet eine seit Jahrzehnten an-
dauernde Debatte über das deutsche Verhältnis zum
Internationalen Gerichtshof (IGH), dem ›Hauptrecht-
sprechungsorgan der Vereinten Nationen‹. Sie ist keine
Revolution, aber ein wichtiger Schritt und ein Signal.
Durch sie räumt die Bundesrepublik dem IGH im Grund-
satz die Kompetenz ein, Rechtsstreitigkeiten mit ande-
ren Staaten auf der Grundlage des Völkerrechts zu
schlichten. Anders als nationale Gerichte ist der IGH
auf derartige Erklärungen angewiesen: Urteile in zwi-
schenstaatlichen Streitigkeiten kann er nur fällen, wenn
Staaten ihn für zuständig erklärt haben. Eine Anerken-
nung kann auf einen einzelnen Streitfall beschränkt oder
in einem völkerrechtlichen Vertrag enthalten sein. Staa-
ten können sich der Gerichtsbarkeit des IGH aber auch
generell im Voraus unterwerfen. Bisher hatte die Bun-
desrepublik Deutschland zwar in vielen vertraglichen
Klauseln die IGH-Zuständigkeit anerkannt, sich aber
immer geweigert, eine generelle Unterwerfungser-
klärung abzugeben – aus Sorge vor unliebsamen Ge-
richtsverfahren, etwa zu den deutsch-deutschen Bezie-
hungen oder Verbrechen der Weltkriegszeit. Diese Sorge
besteht auch heute noch, weshalb die deutsche Erklä-
rung bestimmte Arten von Streitigkeiten von der Zu-
ständigkeit des IGH ausnimmt. In militärischen Fragen
etwa scheut die Bundesrepublik weiterhin die Haager
Bühne. Auch will sie vermeintliche ›juristische Altlas-
ten‹ (etwa solche, deren Ursachen in der Zeit des Natio-
nalsozialismus liegen) von der Zuständigkeit des IGH
ausschließen. Ein lautes, vorbehaltloses ›Ja‹ ruft die Bun-
desregierung dem IGH also nicht entgegen, eher ein
verzagtes ›Ja, aber‹. Doch im Grundsatz erklärt sich die
Bundesrepublik nunmehr bereit, Streitigkeiten aller
Art – unabhängig von speziellen Vereinbarungen – vor
dem IGH auszutragen. 

Auch wer die Einschränkungen der Unterwerfungser-
klärung beklagt, sollte die Signalwirkung dieses Wandels
anerkennen. Diese lässt den beständigen Bekenntnissen
Deutschlands zum Völkerrecht als der normativen Ord-
nung des internationalen Systems und zur Bedeutung
der gerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten Taten fol-
gen. Ein solches Signal war überfällig: Seit Jahrzehnten
versteht sich die Bundesrepublik als Anwalt des Völker-
rechts, treten deutsche Regierungen für internationale
Strafgerichtshöfe oder den Hamburger Seegerichtshof
ein; seit Jahrzehnten auch fordert Artikel 24 Absatz 3

des völkerrechtsfreundlichen Grundgesetzes, Deutsch-
land solle Vereinbarungen zur friedlichen Streitbeile-
gung beitreten. Dass ausgerechnet der Anwalt des Völ-
kerrechts die Zuständigkeit des wichtigsten interna-
tionalen Gerichtshofs nur in speziellen Sachfragen ak-
zeptieren wollte, schien immer schwerer vermittelbar –
nicht zuletzt weil mittlerweile zwei Drittel aller Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union eine generelle Un-
terwerfungserklärung abgegeben hatten und auf eine
einheitliche, völkerrechtsfreundliche EU-Linie drängten.
Auf diese Linie ist die Bundesrepublik nunmehr einge-
schwenkt und hat europäisches Niveau erreicht. 

Bleibt das Problem der Vorbehalte. Dies ist in der Tat
ein gravierendes. Denn die deutschen Vorbehalte be-
treffen wichtige, sensible Politikbereiche. Dies gilt vor
allem für den so genannten ›Streitkräftevorbehalt‹. So
schließt die Bundesregierung von der IGH-Zuständig-
keit ausdrücklich jene Streitigkeiten aus, die den Ein-
satz von deutschen Streitkräften im Ausland oder die
Nutzung des deutschen Hoheitsgebiets für militärische
Zwecke betreffen. Die Beteiligung der Bundeswehr an
UN-Missionen soll also ebenso wenig Gegenstand ei-
nes IGH-Verfahrens werden können wie der Einsatz
ohne UN-Mandat, wie bei den Luftschlägen gegen ju-
goslawische Ziele im Frühjahr 1999. Dies ist bedenklich:
Gerade in militärischen Fragen ist die internationale
Kontrolle der Staaten besonders wichtig. Und gerade
bei den (erst in jüngerer Zeit überhaupt politisch denk-
baren) Auslandseinsätzen der Streitkräfte hat sich die
Bundesrepublik immer wieder zum Völkerrecht als Leit-
linie staatlichen Handelns bekannt. In der Sache bleibt
diese Bindung bestehen, soll aber vom IGH nicht kon-
trolliert werden können. Großes Vertrauen in den IGH
spricht aus einem solchen Vorbehalt nicht. Rechtlich zu-
lässig ist er zweifelsohne, doch die Signalwirkung der
Unterwerfungserklärung mindert er erheblich.

Dennoch war der 1. Mai 2008 ein guter Tag für die
deutsche UN- und Völkerrechtspolitik. Die grundsätzli-
che Anerkennung der IGH-Zuständigkeit wiegt schwe-
rer als die Vorbehalte, das ›Ja‹ klingt lauter als das ›Aber‹.
Denn so bedeutsam militärische Fragen sind, so wenig
darf man das Völkerrecht auf sie reduzieren. Seine Wirk-
samkeit entfaltet es gerade jenseits der Schlagzeilen, in
den Regeln des Umwelt-, See- oder Fremdenrechts, aber
auch etwa im Bereich des Menschenrechtsschutzes, im
Hinblick auf die gerichtliche Klärung von Grenzfragen
oder die Abgrenzung sonstiger Einflusszonen. Gerade
indem er Streitigkeiten auf derartigen, unspektakulären
Gebieten beigelegt hat, hat sich der IGH in den vergan-
genen 60 Jahren Meriten erworben. Seit dem 1. Mai
2008 ist er dazu nun auch im Verhältnis zu Deutsch-
land befugt. Dies ist die eigentliche, die gute Nachricht
der deutschen Unterwerfungserklärung.

Unterwerfung mit Einschränkungen
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Auf der Grundlage gemeinsamer multilateraler Ori-
entierungen und Interessen haben die Europäische
Union und die Vereinten Nationen eine enge Zusam-
menarbeit in der internationalen Krisenbewältigung
entwickelt. Die EU verfügt über viele Fähigkeiten, die
die UN dringend benötigen. Allerdings stellt die EU ih-
re Kräfte und Mittel nur dann in den Dienst der Welt-
organisation, wenn sie die vollständige Kontrolle über
deren Einsatz behält. Daher dürfte sich ein effekti-
ves Zusammenwirken beider Organisationen auch
in Zukunft schwierig gestalten. Weitere Bemühun-
gen um eine verbesserte Zusammenarbeit bleiben
auf der Agenda.

Die internationale Krisenbewältigung gehört zu den
Politikfeldern, in denen sich die Zusammenarbeit zwi-
schen Vereinten Nationen und Europäischer Union
(EU) erfolgreich und mit besonderer Dynamik ent-
wickelt. Die Anfänge dieser Partnerschaft reichen zu-
rück bis ins Jahr 1992. Damals erklärten sich die Staa-
ten der Westeuropäischen Union (WEU) in ihrer ›Pe-
tersberg-Erklärung‹ bereit, die UN in der Friedenssi-
cherung zu unterstützen.1 Doch dauerte es weitere elf
Jahre, bis die Wirtschaftsmacht EU diese ungewohn-
ten Aufgaben in ihren Vertragswerken verankert und
mit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli-
tik (GASP) sowie der in diesem Rahmen entwickel-
ten Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik (ESVP) die erforderlichen Strukturen und Fä-
higkeiten geschaffen hatte, um unter dem Dach der
Vereinten Nationen Friedenseinsätze durchführen zu
können. Seit dem Jahr 2003 hat das zivile und militä-
rische Engagement der EU im UN-Rahmen in quanti-
tativer wie qualitativer Hinsicht stark zugenommen
(siehe Übersicht 1). 

Trotz vieler Gemeinsamkeiten bestehen auch gro-
ße Unterschiede zwischen beiden Organisationen, et-
wa hinsichtlich des politischen Selbstverständnisses,
der jeweiligen Rolle in der Weltpolitik, aber auch der
Interessen, Strukturen und Entscheidungsmechanis-
men. Wie sich die Kooperation unter diesen Umstän-
den gestaltet und wie bestehende Hindernisse über-
wunden werden können, ist Gegenstand der nach-
folgenden Analyse.

Gemeinsame Orientierungen 
und Interessen 

Zweifellos treten sich EU und UN mit großer gegen-
seitiger Wertschätzung gegenüber: Beide Organisa-
tionen stellen eine friedliche Weltordnung, die Ach-
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tung der Menschenrechte und die Bewahrung der na-
türlichen Lebensgrundlagen in den Mittelpunkt ihrer
Arbeit. EU wie UN gehen dabei davon aus, dass die
zunehmend globalen Herausforderungen für Frieden
und Stabilität, die von der Unterentwicklung in wei-
ten Teilen der Welt über die Umweltzerstörung und
den Klimawandel bis hin zu den Gefahren des Ter-
rorismus und der Proliferation von Massenvernich-
tungswaffen reichen, nicht mehr durch einzelne Staa-
ten gelöst werden können, sondern der verstärkten
internationalen Zusammenarbeit bedürfen.2 Diesen
Problemen versuchen beide, vorrangig mit präven-
tiven und gewaltfreien Lösungen zu begegnen, die auf
multilateralen Interessensausgleich sowie auf die Ver-
regelung der zwischenstaatlichen Beziehungen zielen. 

Vor allem aber teilen EU und UN eine Reihe über-
einstimmender beziehungsweise sich ergänzender In-
teressen. So ist eine möglichst stabile Ordnung des in-
ternationalen Systems von essenzieller Bedeutung für
die Wirtschaftsmacht Europa. Sie schreibt sich in ih-
rer Sicherheitsstrategie denn auch die effektive Un-
terstützung der UN auf die Fahnen.3 Umgekehrt sind
die UN auf Regionalorganisationen angewiesen, die
sie bei ihren Bemühungen um eine kooperative, mul-
tilaterale Weltordnung nicht nur ideell, sondern auch
durch praktische Maßnahmen unterstützen.  

Charakteristisch für die Zusammenarbeit zwischen
EU und UN ist aber auch, dass ihr im Bereich der in-
ternationalen Krisenbewältigung zwischenstaatliche
Entscheidungsverfahren zugrunde liegen (in der EU
kommen noch einige supranationale Zuständigkeiten
der Europäischen Kommission etwa hinsichtlich prä-
ventiver Strategien wie wirtschaftlicher Entwicklung
oder in Friedenskonsolidierungs-Prozessen hinzu). Bei-
de Organisationen treten daher nicht als eigenstän-
dige Akteure auf, sondern als multilaterale Institu-
tionen, deren Verhalten den Regeln und Interessen
der in ihnen organisierten Akteure unterworfen ist.
Aus diesem Geflecht sich überlappender multilate-
raler Arenen (»intersecting multilateralisms«4) ent-
stehen jedoch, wie zu zeigen sein wird, ganz eigene
Belastungen und Herausforderungen für die Koope-
ration zwischen beiden Organisationen. 

Was brauchen die UN ... 

Die Anforderungen an die UN bei der Krisenbewälti-
gung nehmen stetig zu. Nach den dramatischen Rück-
schlägen, die die UN in den neunziger Jahren auf dem
Balkan und in Afrika zu verzeichnen hatte, ist die in-
ternationale Gemeinschaft seit rund einem Jahrzehnt
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wieder bereit, die UN mit der Durchführung komple-
xer Friedensmissionen zu beauftragen. Im Zuge die-
ses neu erwachten Vertrauens wächst seit dem Jahr
1999 die Zahl der weltweit eingesetzten UN-Frie-
densschützer kontinuierlich; im Juli 2008 waren welt-
weit fast 110 000 Soldaten, Polizisten und zivile Ex-
perten in 20 UN-geführten Friedensmissionen im Ein-
satz. Das für die Friedensmissionen aufgewendete
Budget betrug im Haushaltsjahr 2007/2008 rund
6,7 Milliarden US-Dollar5, mehr als das Dreiein-
halbfache des ordentlichen Haushalts der Vereinten
Nationen. Nach den im Jahr 2007 beschlossenen und
seither im Aufbau befindlichen Missionen in Darfur/
Sudan (UNAMID) sowie in Tschad/Zentralafrikani-
sche Republik (MINURCAT) zeichnet sich eine wei-
tere Operation in Somalia ab. Seit Jahren spricht man
in den Vereinten Nationen daher von einem bis zur
Überdehnung der eigenen Fähigkeiten reichenden An-
stieg der Anforderungen. 

Denn neben der Quantität nehmen die Einsätze vor
allem an Qualität und Komplexität zu. Gerade in den
immer häufiger werdenden Einsätzen zur Friedens-
konsolidierung (post-conflict peacebuilding) nach
meist innerstaatlichen Gewaltkonflikten müssen ne-
ben einem sicheren Umfeld vor allem Institutionen der
Rechtspflege und Verwaltung, aber auch Schulen,
Medien, Wirtschaft und Infrastruktur sowie tragfä-
hige politische und gesellschaftliche Strukturen ge-
schaffen werden. Kurz: es geht um die (Wieder-)Er-
richtung eines funktionierenden Gemeinwesens, das
die Gewalt zugunsten einer dauerhaften Friedens-
ordnung überwinden kann.6

Diese Anforderungen übersteigen seit langem die
Fähigkeiten der Vereinten Nationen, denen die Mit-
gliedstaaten bekanntlich keine eigenen Ressourcen zu-
gestehen. Zwar haben die UN mit dem System der

Verfügungsbereitschaftsabkommen (UN Standby Ar-
rangements System – UNSAS) einen Weg zur Ver-
besserung ihrer Fähigkeit zur schnellen Krisenreak-
tion gefunden und mit mehr als 100 Mitgliedstaaten
Vereinbarungen über die rasche Verfügbarkeit mili-
tärischer Kapazitäten getroffen. Doch während an
Bodentruppen aus den Entwicklungsländern kein
Mangel herrscht, führt die Zögerlichkeit gerade der
reicheren Staaten dazu, dass teure, aber wichtige Ge-
räte sowie Spezialkräfte für Transport, Logistik, Kom-
munikation und Ähnliches fehlen. Mit der unter an-
derem von 13 EU-Staaten getragenen ›Standby High
Readiness Brigade‹ (SHIRBRIG) steht zwar ein leis-
tungsfähiger und erprobter multinationaler Großver-
band bereit, doch unterliegt dieser, wie alle Streitkräf-

Übersicht 1: EU-Missionen (Auswahl)
1. Militärische Missionen
Mission Zeitraum Zweck
Concordia 2003 Fortführung einer NATO-Operation zur Entwaffnung von Konfliktparteien in Mazedonien
Artemis 2003 Unterstützung der UN-Mission MONUC in Kongo
EUFOR Althea seit 2004 Sicherung des Aufbauprozesses in Bosnien-Herzegowina
EUFOR RD Congo 2006 Unterstützung der UN-Mission MONUC in Kongo während der Präsidentschaftswahlen
EUFOR Tchad/RCA  seit 2008 Unterstützung der UN-Mission MINURCAT in Tschad und der Zentralafrikanischen Republik

1. Zivile Missionen
Proxima 2003–2005 Polizeimission in Mazedonien
EUPM seit 2003 Polizeimission in Bosnien-Herzegowina
EUJUST Themis 2004–2005 Rechtsstaatsmission in Georgien
EUSEC RD Congo seit 2005 Mission zur Reform des Sicherheitssektors in Kongo
EU BAM Rafah seit 2005 Unterstützungsmission am Grenzübergang Rafah zwischen Gaza-Streifen und Ägypten
AMM 2005–2006 Mission zur Überwachung des Friedensabkommens zwischen der indonesischen Regierung 

und Aufständischen in Aceh
EUPOL Afghanistan seit 2007 Mission zur Ausbildung von Polizeikräften in Afghanistan
EUPOL RD Congo seit 2007 Polizeimission in Kongo
EULEX Kosovo im Aufbau 2008 Rechtsstaatsmission in Kosovo

Quelle: Rat der Europäischen Union, http://www.consilium.europa.eu/cms3_fo/showPage.asp?id=1303&lang=DE&mode=g

1 Erklärung der Außen- und Verteidigungsminister der WEU-Staaten

zur WEU und zur Sicherheit in Europa, Königswinter, 19.6.1992, http://

www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/AAmt/PolitischesArchiv/Doku

menteUndVertraege/920619-ErklPetersberg-pdf.pdf

2 Wie nah beieinander EU und UN gerade in der Analyse und Bewer-

tung dieser Herausforderungen liegen, verdeutlicht ein Blick in zwei

Schlüsseldokumente: die vom Europäischen Rat verabschiedete Euro-

päische Sicherheitsstrategie (ESS), Brüssel 12.12.2003 sowie der Bericht

der Hochrangigen Gruppe für Bedrohungen, Herausforderungen und

Wandel, UN-Dok. A/59/565 v. 2.12.2004.

3 Europäische Sicherheitsstrategie, a.a.O. (Anm. 2), S. 9.

4 Katie Verlin Laatikainen/Karen E. Smith (Eds.), The European Union

at the United Nations. Intersecting Multilateralisms, Basingstoke 2006.

5 Zu den einzelnen Missionen und Einsatzzahlen siehe: http://www.

un.org/Depts/dpko/dpko/bnote.htm

6 Siehe Sven Bernhard Gareis/Johannes Varwick, Die Vereinten Na-

tionen. Aufgaben, Instrumente und Reformen, 4. Auflage, Opladen 2006,

S. 113–146 und 285–295.
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te, dem Entscheidungsvorbehalt der beteiligten Staa-
ten. Die Weltorganisation ist daher bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben bei der Krisenbewältigung  zu-
nehmend auf leistungsstarke Mitgliedstaaten bezie-
hungsweise potente Regionalorganisationen wie die
EU angewiesen.  

... was hat die EU? 

Seit der Einigung auf eine gemeinsame Europäische
Sicherheits- und Verteidigungspolitik im Jahr 1999
hat die EU mit beachtlicher Geschwindigkeit und Kon-
sequenz Institutionen, Instrumente und Fähigkeiten
für die internationale Krisenbewältigung aufgebaut.
Mit dem durch Botschafter der Mitgliedstaaten ge-
bildeten Politischen und Sicherheitspolitischen Ko-
mitee (PSK) wurde das maßgebliche Gremium ge-
schaffen, das unter der Verantwortung des Rates die
politische Kontrolle und strategische Leitung von Ope-
rationen zur Krisenbewältigung ausübt.7 Unterstützt
wird das PSK durch den EU-Militärausschuss (EUMC)
sowie den Ausschuss für die zivilen Aspekte des Kri-
senbewältigung (CIVCOM). Der im Generalsekreta-
riat des Rates angesiedelte EU-Militärstab (EUMS)
verfügt zudem neben den militärischen Planungska-
pazitäten auch über die zivil-militärische Zelle zur
Koordinierung der beiden Bereiche.8 In Brüssel hat
die EU eine eigene Operationszentrale (Operation
Centre) aufgebaut. In fünf Mitgliedstaaten befinden
sich je ein Hauptquartier für die Operationsführung
(OHQ).9 Neben einem Pool von rund 100 000 gut
ausgebildeten und gut ausgerüsteten Soldaten halten
die EU-Mitgliedstaaten seit dem Jahr 2007 zwei Ge-
fechtsverbände (battlegroups) von je 1500 Soldaten
bereit, die binnen zehn Tagen in einem Radius von
6000 Kilometern um Brüssel verlegt werden können
(siehe Übersicht 2).  

Auch im zivilen Bereich hat die EU rasch verfügba-
re Kapazitäten in sechs Fähigkeitsbereichen aufge-
baut, die in den komplexen Szenarien von Friedens-
konsolidierungs-Einsätzen besonders benötigt wer-
den (siehe Übersicht 3). Im Zuge der verbesserten Kri-
senreaktionsfähigkeit ist auch hier eine rasche Ver-
fügbarkeit innerhalb von 30 Tagen vorgesehen.  

Neben den im ESVP-Rahmen durch die Mitglied-
staaten einzusetzenden Kräften und Mitteln hat die
Europäische Kommission im Rahmen ihrer suprana-
tionalen Befugnisse in der vergemeinschafteten ersten

EU-Säule eigene Möglichkeiten, sich im UN-Kontext
auch an der Krisenbewältigung zu beteiligen, zum Bei-
spiel im Bereich der humanitären Hilfe bei Krisenein-
sätzen oder als Geldgeber in der UN-Kommission für
Friedenskonsolidierung sein. Von diesen Möglichkei-
ten macht die Kommission, die seit 1974 mit einer ei-
genen Ständigen Vertretung in New York präsent ist,
auch häufig Gebrauch; dabei kommt es jedoch immer
wieder zu EU-internen Reibungen aufgrund mangeln-
der Koordinierung zwischen Kommission und Rats-
sekretariat. Mit der Integration der drei Säulen im
europäischen Reformvertrag von Lissabon sollen –
wenn er denn in Kraft tritt – diese Probleme beseitigt
und die EU auch in den UN kohärenter auftreten
können.10

Gleichwohl ist die EU für die Vereinten Nationen
ein äußerst attraktiver Partner, nicht nur aufgrund ih-
rer Fähigkeiten, sondern auch weil die EU in vielen
Teilen der Welt auf eine höhere Akzeptanz trifft als
die Nordatlantische Vertragsorganisation (NATO).
Letztere wird von vielen Regierungen als von den
USA dominiert angesehen.11

Politisch-rechtlicher Rahmen 
der EU-UN-Kooperation 

Wie eingangs dargelegt, hat die EU die Bereitschaft
zum Einsatz ihrer Fähigkeiten auch im UN-Kontext
seit dem Jahr 1992 in einer Reihe von Dokumenten
und Erklärungen immer wieder bekräftigt und die-
sen Zusagen auch Taten folgen lassen. Bereits im Jahr
2001 wurden Kontakte zwischen Institutionen des
Rates (EUMS, CIVCOM) und des UN-Sekretariats
(Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze, DPKO,
Hauptabteilung Politische Angelegenheiten, DPA) an-
gebahnt.12 Im September 2003 unterzeichneten UN-
Generalsekretär Kofi Annan und Italiens Minister-
präsident Silvio Berlusconi im Namen der EU-Rats-
präsidentschaft eine erste Gemeinsame Erklärung, in
der ein gemeinsamer Lenkungsausschuss (steering
committee) ins Leben gerufen wurde. Unter dessen
Ägide sollte die Zusammenarbeit in Bereichen Pla-
nung von Missionen, Kommunikation zwischen den
Institutionen und ihren Untergliederungen, Schulung
des Personals sowie die Herausbildung von besten Ver-
fahrensweisen intensiviert werden.13

Bereits im Juni 2004 verabschiedete der Europäi-
sche Rat ein Papier, in dem die Möglichkeiten, aber

Übersicht 2: Militärische EU-Fähigkeiten

■ Politisch-militärische Planungs-/Führungsgremien 
(PSK / EUMC / EUMS) 

■ etwa 100 000 Soldaten
■ Zwei EU-Battlegroups, ständig einsatzbereit
■ Operationszentralen, einsatzbereit
■ Fünf Hauptquartiere für die Operationsführung (OHQ)

Übersicht 3: Zivile EU-Fähigkeiten (Personen)

Polizei ca. 5800

Rechtsstaats-Experten 631

Verwaltungsfachleute 576

Katastrophenschutzkräfte ca. 5000

Monitoring 515

Unterstützung von EU-Sondergesandten 444

Quelle: Europäische Union, Ziviles Planziel 2008, 7.12.2004.
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auch die Grenzen der weiteren EU-UN-Zusammen-
arbeit in der Krisenbewältigung dargelegt wurden.14

Demnach sind unterschiedliche Modelle der prakti-
schen Zusammenarbeit zwischen EU und UN denk-
bar, zugleich wird aber die entscheidende ›rote Linie‹
gezogen: Jegliche Unterstützungsleistung seitens der
EU bleibt – wie in Art. 25 EU-Vertrag verankert – un-
ter der vollständigen politischen Kontrolle und stra-
tegischen Leitung durch das PSK, jede Form der Un-
terstellung von EU-Kräften unter die Führung der UN
wird ausgeschlossen. Daran ändert auch die im Juni
2007 unter deutscher Ratspräsidentschaft von EU und
UN unterzeichnete Gemeinsame Erklärung nichts. Im
Gegenteil: im Mittelpunkt stehen Ansätze, wie auf
dieser gegebenen Grundlage die gemeinsamen Dia-
loge auf allen Ebenen, von der EU-Troika und dem
UN-Generalsekretär über das PSK und seine An-
sprechpartner im UN-Sekretariat bis zu den Akteu-
ren in den Missionen intensiviert, weitere Koordinie-
rungsmechanismen ausgebaut und die gemeinsame
Auswertung von Erkenntnissen aus der operativen
Zusammenarbeit verbessert werden können.15

Der strikte Intergouvernementalismus, den die Eu-
ropäer bei der Ausgestaltung ihrer GASP und ESVP
praktizieren, resultiert aus tiefsitzenden Vorbehal-
ten gegenüber der Abgabe nationaler Souveränitäts-
rechte in so entscheidenden Politikfeldern wie der
Außen- und Sicherheitspolitik. Die Entscheidungen
über Anlass, Art, Qualität und Größe einer EU-Ope-
ration in der internationalen Krisenbewältigung sind
daher für die EU-Staaten noch immer heikle Unter-
fangen, in denen sich rasch auch die Grenzen des EU-
internen Multilateralismus zeigen. Eine Gemeinschaft,
die ihre Rolle als globaler Akteur immer wieder nur
unter großen Anstrengungen spielen kann, ist kaum
geneigt, Kompetenzen in diesem kritischen Politikfeld
an noch umfassendere Systeme wie die UN abzuge-
ben oder ›Automatismen‹ zuzulassen, durch die sie
sich Verpflichtungen auferlegen würden. Der EU-UN-
Kooperation sind daher – trotz immer wieder gegen-
seitig beteuerter Wertschätzung und trotz aller er-
kennbaren Fortschritte – weiterhin klare Schranken
gesetzt.

Die Zusammenarbeit in der Praxis

Bevor die konkreten Formen der Zusammenarbeit
zwischen EU und UN in der Krisenbewältigung be-
trachtet werden, sollen zunächst hinsichtlich der Ver-
antwortung für Aufstellung und Führung drei Grund-
typen16 von Einsätzen und Missionen unter dem Dach
der Vereinten Nationen vorgestellt werden, um diesen
dann die EU-Beteiligung systematisch zuzuordnen.
■ UN-geführte Missionen beruhen auf einem Man-

dat des Sicherheitsrats; die Mitgliedstaaten stellen
auf Anfrage durch den UN-Generalsekretär Trup-
pen, ziviles Personal und Ausrüstung zur Verfü-
gung; die politische und strategische Leitung der

Operation liegt beim UN-Generalsekretär die Fi-
nanzierung erfolgt im Umlageverfahren durch alle
UN-Mitgliedstaaten.

■ UN-mandatierten Missionen liegt zwar ebenfalls
ein Mandat des Sicherheitsrats zugrunde, doch tra-
gen die so ermächtigten Staaten beziehungsweise
Regionalorganisationen allein die politische, mili-
tärische und finanzielle Verantwortung für die je-
weilige Operation.

■ Als ›hybride‹ Missionen schließlich werden solche
Einsätze bezeichnet, in denen die UN mit Regional-
organisationen zusammenarbeiten, sei es im Rah-
men einer integrierten Operation (wie der von UN
und Afrikanischer Union gemeinsam getragenen
UNAMID in Darfur/Sudan), sei es in Form ge-
trennter Missionen mit einem gemeinsamen Ziel
(wie im Zusammenwirken der UN-Mission MO-
NUC und der EUFOR RD Congo).

Seitens der EU ist die Unterstützung echter UN-ge-
führter Operationen allein Sache der einzelnen Mit-
gliedstaaten, die in bilateralen Absprachen mit den
UN militärische oder zivile Beiträge leisten. Zwar bie-
tet die EU für die Koordinierung der Angebote ihrer
Mitgliedstaaten einen so genannten ›Clearing house‹-
Mechanismus an, jedoch sind bei der Durchführung
der Mission keine EU-Institutionen beteiligt. Als ein
Beispiel kann die Nahost-Konferenz in Rom vom
26. Juli 2006 gelten. Dort berieten die EU-Staaten in

7 Art. 25 EU-Vertrag.

8 Zu den Institutionen und Mechanismen der ESVP siehe Michael

Staack, Franco Algieri und Sybille Lang (Hrsg.), Militärische Aspekte der

Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Bremen 2008.

9 Deutschland (Potsdam), Frankreich, Griechenland, Großbritannien

und Italien.

10 Vgl. Daniel Thym, Die Europäische Union in den Vereinten Natio-

nen. Der Vertrag von Lissabon fördert Kohärenz und Sicherheit, Ver-

einte Nationen (VN), 3/2008, S. 121–126.

11 Siehe dazu Janka Oertel/Johannes Varwick, NATO und Vereinte

Nationen. Eine ambivalente Beziehung mit Entwicklungspotenzial, S.

160–166 in diesem Heft.

12 Vgl. hierzu ausführlich Alexandra Novosseloff, EU-UN Partnership in

Crisis Management. Developments and Prospects, New York 2004, S. 2–6.

13 Joint Declaration on UN-EU Cooperation in Crisis Management,

European Council, New York, 27.9.2003.

14 Vgl. EU-UN Cooperation in Crisis Management. Elements of the

Implementation of the Joint Declaration, European Union, Brüssel 2004;

siehe ausführlich Thierry Tardy, EU-UN Cooperation in Peacekeeping: A

Promising Relationship in a Constrained Environment, in: Martin Orte-

ga (Hrsg.), The European Union and the United Nations. Partners in Ef-

fective Multilateralism? Chaillot Paper 78, Paris 2005, S. 49–68.

15 Vgl. Gemeinsame Erklärung über die Zusammenarbeit zwischen

VN und EU bei der Krisenbewältigung, Berlin, 7.6.2007.

16 Vgl. Sven Bernhard Gareis/Johannes Varwick, Frieden erster und

zweiter Klasse. Die Industriestaaten lassen die Vereinten Nationen bei

Peacekeeping-Einsätzen im Stich, Internationale Politik (IP), 62. Jg.,

5/2007, S. 68–74.
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Anwesenheit des UN-Generalsekretärs über ihre Bei-
träge zur UNIFIL-Operation und zum Aufbau Liba-
nons.17

Grundsätzlich bevorzugt werden von der EU aller-
dings mandatierte Missionen, in denen die EU als
Partner der UN auftritt, deren Durchführung in Form
von ›Stand-alone‹-Missionen jedoch allein in den Ver-
antwortungsbereich der Europäischen Union (gegebe-
nenfalls im Zusammenwirken mit der NATO) fällt.
In dieser Neigung kommt das in vielen Industriestaa-
ten nach wie vor tief sitzende Misstrauen gegenüber
den Fähigkeiten der UN zur Durchführung komplexer
Missionen zum Ausdruck. Die wichtigsten Beispiele
hierfür sind die Militärmissionen ›Concordia‹ in Ma-
zedonien (2003) und EUFOR ›Althea‹ in Bosnien-Her-
zegowina (seit Ende 2004).

Die bedeutendsten Felder der Zusammenarbeit er-
öffnen sich indes in den hybriden Missionen, in denen
die EU im Rahmen beziehungsweise in Anlehnung an
bestehende UN-Operationen eigene Einsätze unter
vollständiger Kontrolle durch das PSK durchführt
(der im Ratspapier erwähnte so genannte Baukasten-
Ansatz [modular approach]). Für den militärischen Be-
reich zeigt das Papier zwei grundlegende Modelle auf:
■ Im ›Bridging model‹ übernehmen EU-Kräfte für

einen bestimmten Zeitraum Aufgaben, die von der
laufenden UN-Mission (noch) nicht erfüllt wer-
den können. Durch diese Überbrückung sollen
die UN in die Lage versetzt werden, ihre eigenen
Kapazitäten aufzubauen beziehungsweise an ver-
änderte Umstände anzupassen. Wichtigste Beispie-
le für dieses Modell sind die Operation ›Artemis‹
im Jahr 2003 mit der die EU eine Situation im
Nordosten der Demokratischen Republik Kongo
bis zum Eintreffen von MONUC-Kräften kontrol-
lierte, oder die EUFOR Tchad/RCA, die seit Früh-
jahr 2008 den Aufbau der UN-Mission MINUR-
CAT sichern soll.

■ Im ›Stand-by model‹ werden Verstärkungskräfte
bereitgestellt, die im Fall einer plötzlichen Ver-
schärfung der Lage herbeigerufen werden. Als Bei-
spiel hierfür wird oft die EUFOR RD Congo an-
geführt, die eine Eingreiftruppe in Gabun statio-
niert hatte. Angesichts der praktisch nicht vorhan-
denen Zugriffsrechte der MONUC auf die EU-
FOR RD Congo sollte hierbei jedoch eher von ei-
ner Art ›support model‹ gesprochen  werden.18

Nach dem Baukasten-Ansatz übernehmen EU-Kräf-
te auch im zivilen Bereich eigenständige Aufgaben
im Rahmen einer UN-Mission – meist mit weniger
Personal, dafür aber oft über deutlich längere Zeit-
räume. Wie alle ESVP-Einsätze unterliegen auch sie
der Kontrolle durch das PSK. Als Beispiele hierfür kön-
nen die Mission zur Sicherheitssektor-Reform EUSEC
oder die Polizeimission EUPOL in Kongo dienen.

Einige Erfahrungen haben EU und UN auch in der
Übernahme von Missionen gesammelt. Auch hier ist
ein eindeutiger Trend zu beobachten: Die EU ist bereit,

die Verantwortung über Missionen von den Vereinten
Nationen zu übernehmen (wie etwa im Fall der Poli-
zeimission in Bosnien-Herzegowina), umgekehrt ist es
jedoch nicht möglich, im Zuge einer Umwidmung,
dem so genannten ›re-hatting‹, die Streitkräfte einer
EU-Operation den Vereinten Nationen zu unterstellen.

Herausforderungen

Den Informationsaustausch zwischen beiden Orga-
nisationen qualitativ und quantitativ zu erhöhen, ge-
hört sicher zu den wesentlichen Aufgaben für die Zu-
kunft. Dies gilt zunächst für die gemeinsamen Ope-
rationen. Um diese besser planen, durchführen und
auswerten zu können, könnten folgende Maßnah-
men ergriffen werden:19

■ Die Entsendung von Verbindungsoffizieren in das
UN-Sekretariat/DPKO und umgekehrt in den EU-
Militärstab beziehungsweise das CIVCOM;20

■ Die durchgängige Einführung gemeinsamer Tat-
sachenermittlungs-Missionen sowie Planungs-
und Koordinierungskonferenzen im Vorfeld ge-
meinsamer Übungen;

■ Die Entwicklung gemeinsamer Richtlinien für die
Zusammenarbeit, so genannter ›Standing Opera-
tional Procedures‹ (SOP), soweit dies zwischen
zwei so unterschiedlichen Organisationen mög-
lich ist;

■ Die Verstärkung der ›liaison arrangements‹ durch
den Austausch von Verbindungsoffizieren zwi-
schen EU und UN-Kräften im Einsatz, sowohl auf
Ebene der operativen Hauptquartiere als auch auf
Ebene der Truppen vor Ort;

■ Die Durchführung gemeinsamer Evaluierungen
von Operationen und Erfahrungsaustausch (›les-
sons learned‹, beste Verfahrensweisen).

Einige dieser Empfehlungen haben bereits Eingang in
die neue Gemeinsame Erklärung vom Juni 2007 ge-
funden und werden umgesetzt – etwa bezüglich der
Stärkung der ›liaison arrangements‹ auf der Ebene der
eingesetzten Truppen. Auch ist der Austausch zwi-
schen beiden Organisationen auf Ebene des gemeinsa-
men Lenkungsausschusses verstärkt worden.

In beiden Organisationen sind die Erwartungen an
die andere Organisation hoch und können, ohne ei-
nen nüchternen und realitätsbezogenen Dialog zwi-
schen den Generalsekretären beziehungsweise ihren
Beauftragten, zu erheblichen Irritationen führen –
wie dies bei der unvorbereiteten Anfrage des UN-Se-
kretariats in Bezug auf die EUFOR RD Kongo vom
Dezember 2005 geschah. Fraglich erscheint allerdings
mit Blick auf zwei jüngere Entwicklungen, ob auf der
strategischen Ebene von UN- und Ratssekretariat die
angestrebten Fortschritte erzielt wurden, um künfti-
ge Enttäuschungen zu vermeiden. So hat sich die EU
zwar frühzeitig bereit erklärt, mit einer Militärope-
ration nach dem ›bridging model‹ für ein sicheres Um-
feld beim Aufbau der UN-Mission MINURCAT in
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Tschad und der Zentralafrikanischen Republik zu
sorgen. Obwohl es sich wiederum um zwei getrenn-
te Operationen handelt, wurden diese symbolischer-
weise durch eine einzige Resolution des Sicherheits-
rats mandatiert.21 Trotz frühzeitiger Absprachen ver-
zögerte sich die Aufstellung dieser Mission erheblich,
nicht zuletzt aufgrund von Defiziten bei der Feststel-
lung der Sicherheitslage. Ohne die Bereitschaft Frank-
reichs, den Löwenanteil der EU-Truppe zu stellen,
hätte das EU-Projekt vollends scheitern können. Im
Juli 2008 war die Aufstellung der EUFOR Tchad/RCA
noch nicht abgeschlossen.22

Als wahrscheinlich gescheitert gelten kann die Ab-
lösung der UN-Mission UNMIK in Kosovo durch
das ehrgeizige Projekt der größten jemals unternom-
menen zivilen EU-Mission EULEX Kosovo. Diese
war als ›Gemeinsame Aktion‹ der EU am 4. Februar
2008 kurz vor der Unabhängigkeitserklärung Koso-
vos durch den EU-Ministerrat beschlossen worden23 –
allerdings ohne zuvor mit den UN über eine mögliche
Auflösung der vom Sicherheitsrat mit Resolution 1244
(1999) eingesetzten UNMIK zu sprechen.24 Angesichts
des Widerstands Russlands gegen die Anerkennung
der Selbstständigkeit Kosovos25 hätte klar sein müs-
sen, dass sich eine Ablösung der UNMIK durch die
EULEX-Mission äußerst schwierig gestalten würde.
Voraussichtlich wird sich die ambitionierte EU-Mis-
sion unter dem Dach der Resolution 1244 einrich-
ten müssen – was als Scheitern eines allzu selbstsi-
cheren Vorgehens der EU bewertet werden muss.

Perspektiven

Die grundlegenden Unterschiede zwischen EU und
UN hinsichtlich ihrer multilateralen Entscheidungs-
prozesse und der diesen zugrunde liegenden nationa-
len Interessen ihrer Mitgliedstaaten lassen allzu hoch-
fliegende Erwartungen an ein künftig stärker integrier-
tes Zusammenwirken von EU und UN in der interna-
tionalen Krisenbewältigung als wenig realistisch er-
scheinen. In der EU-UN-Kooperation spiegeln sich
all die internen Schwierigkeiten, die die EU-Mitglied-
staaten mit den von ihnen geschaffenen Instrumenten
der GASP und ESVP noch immer haben, wider. Ge-
meinsame Verabredungen, Einrichtungen, Truppen-
verbände und Strategien geraten wieder in die Dis-
kussion, wenn die bereitgehaltenen beziehungsweise
angebotenen Fähigkeiten tatsächlich abgerufen wer-
den. Doch sollte gerade die EU, die sich dem effekti-
ven Multilateralismus verschrieben hat, die möglichen
Konsequenzen ihrer Politik berücksichtigen. Längst
hat sich angesichts der Praxis der Industrienationen,
fast nur mehr noch mandatierte Operationen durch-
zuführen, ein Zwei-Klassen-System der internationa-
len Friedenssicherung herausgebildet.26 Die wenigen
zur Verfügung stehenden hochwertigen Kapazitäten
werden in EU- oder NATO-Operationen eingesetzt,
während sich die UN-Missionen mehr und mehr zu

»überforderten ›Drittweltarmeen für Drittweltkon-
flikte‹ entwickeln und möglicherweise scheitern.«27

Dieser Trend ließe sich aufhalten, wenn die EU und
ihre Mitgliedstaaten sich zu einer effektiveren Unter-
stützung der UN entschließen könnten. Dies ist ange-
sichts des noch immer recht disparaten Zustands der
GASP sehr viel leichter gesagt als getan. Das von der
EU in ihrer Sicherheitsstrategie und zahllosen Doku-
menten beschworene Prinzip des Multilateralismus
kann nicht funktionieren, wenn sich im Bedarfsfall auf
die nationalen Interessen rückbesonnen wird.  

EU und UN weisen viele gemeinsame Schnittflä-
chen auf, die eine intensivierte Kooperation nahelegen.
Europa wird auf lange Sicht ein bevorzugter Partner
der UN bleiben und da eine stabile Weltordnung im
eigenen Interesse liegt, sollte die Europäische Union
ihre Akteursrolle in der Welt durch eine Verbesserung
ihrer internen Abstimmungsmechanismen stärken.

17 Wie Dembinski jedoch zu Recht anmerkt, wurde die Konferenz

aufgrund der vielen einseitigen nationalen Erklärungen und Vorbehal-

te diesem Anspruch nur teilweise gerecht. Vgl. Matthias Dembinski,

Europe and the UNIFIL II Mission. Stumbling into the Conflict Zone of

the Middle East, CFSP Forum, 5. Jg., 1/2007, S. 1–4.

18 Vgl. Gareis/Varwick, a.a.O. (Anm. 16), S. 72.

19 Die nachstehenden Vorschläge entstanden im Nachgang zu zwei

Expertenkonferenzen, die Ende 2006 bzw. im Frühjahr 2007 durch die

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen bzw. durch das Bun-

desministerium der Verteidigung veranstaltet wurden. Vgl. Sabine von

Schorlemer, Empfehlungen zur Europäischen Sicherheits- und Vertei-

digungspolitik, DGVN Policy Paper, Nr. 1/2007, Berlin 2007 sowie Sum-

mary of Key Findings, Military Aspects of UN–EU Co-operation in Crisis

Management Operations in the Light of EUFOR RD Congo, ESVP-Semi-

nar des Bundesministeriums der Verteidigung, Berlin, 19.–21.3.2007.

20 Der EU-Militärstab hat einen Offizier  in die Außenstelle des Rats-

sekretariats bei den UN in New York entsandt, der Verbindung zum

DPKO hält.

21 UN-Dok. S/RES/1778 v. 25.9.2007.

22 Zu den Verzögerungen beim Aufbau der Mission: Chad: Dual Peace-

keeping Mission Seeks to Dispel Confusion, Worldpress.org, 14.1.2008,

http://www.worldpress.org/Africa/3041.cfm

23 Vgl. Council Joint Action 2008/124/CSFP of 4 February 2008 on the

European Rule of Law Mission in Kosovo, EULEX Kosovo, Official Journal

of the European Union, L42/92–98.

24 In seinem Bericht an den Sicherheitsrat vom 12. Juni 2008 beklagt

der UN-Generalsekretär denn auch die unabgesprochene Vorgehens-

weise der EU, vgl. Report of the Secretary-General on the United Nations

Interim Administration Mission in Kosovo, UN Doc. S/2008/354 v.

12.6.2008, Abs. 8 und 9.

25 Vgl. Statement by H.E. Ambassador Vitaly Churkin, Permanent Re-

presentative of the Russian Federation to the United Nations, at the

Meeting of the Security Council of the United Nations on the Kosovo

Settlement, New York, 18.2.2008. 

26 Vgl. Gareis/Varwick, a.a.O. (Anm. 16).

27 Peter Wittig, Deutsche Blauhelme in Nahost, IP, 62. Jg., 5/2007, S. 81.
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Die Beziehungen zwischen NATO und UN sind ambi-
valenter Natur. In den vergangenen fünfzehn Jahren
hat sich eine pragmatische operative Zusammenar-
beit entwickelt, doch war es bisher aufgrund unter-
schiedlicher Interessen nicht möglich, die Zusammen-
arbeit auf ein solides vertragliches Fundament zu
stellen. Der vorliegende Beitrag stellt Merkmale und
Strukturprobleme der Beziehungen zwischen den bei-
den Organisationen dar und analysiert anhand von
Fallbeispielen die bisherige Zusammenarbeit. Auch
wenn eine stärkere Institutionalisierung wünschens-
wert wäre, so die Schlussfolgerung, ist es wahrschein-
licher, dass beide Organisationen wie bislang nur
von Fall zu Fall zusammenarbeiten.

Zwischen den Vereinten Nationen (UN) und der
Nordatlantischen Vertragsorganisation (NATO) be-
stehen gegenwärtig keine offiziellen Beziehungen in
Form einer gemeinsamen Erklärung, in der die Grund-
sätze der Zusammenarbeit geregelt sind. Obwohl
seit dem Jahr 2005 an einem Rahmenabkommen ge-
arbeitet wird, liegen bislang nur Entwürfe vor.1 Dies
ist erstaunlich, da beide Organisationen seit Mitte der
neunziger Jahre nicht nur bei der Durchführung von
Operationen (etwa auf dem Balkan oder in Afghanis-
tan) eng zusammenarbeiten und oftmals aufeinander
angewiesen sind, sondern auch da in der Zusammen-
arbeit ein erhebliches Potenzial liegt, das nutzbar ge-
macht werden kann und sollte. 

Ambivalente Partnerschaft NATO-UN 

Die Vereinten Nationen sind wie die NATO im Kon-
text internationaler Ordnungsbildung nach dem Zwei-
ten Weltkrieg entstanden. Die UN wurden mit dem
Ziel geschaffen, die kollektive Sicherung des inter-
nationalen Friedens zu gewährleisten. Die NATO
hingegen entwickelte sich seit ihrer Gründung 1949
mit zunächst zwölf Mitgliedstaaten als Reaktion der
westlichen Alliierten auf die wachsende Gefahr durch
den ideologischen Grabenkampf mit der Sowjetunion
zu einem klassischen Verteidigungsbündnis. 

Die NATO hat sich seit Ende des Ost-West-Kon-
flikts grundlegend gewandelt. Sie hat nicht nur zahl-
reiche ehemalige Gegner als Mitglieder aufgenommen,
sondern sich von einem Bündnis der kollektiven Ver-
teidigung gegen einen klar definierbaren Gegner zu ei-
ner multifunktionalen Sicherheitsagentur entwickelt
und sich im Vergleich zur ursprünglichen Funktion
bis zur Unkenntlichkeit verändert.2 Die Zusammen-
arbeit zwischen der NATO – die nach der jüngsten
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Erweiterung um Albanien und Kroatien 28 Mit-
gliedstaaten umfasst – und den UN ist nicht wider-
spruchsfrei. 

Der UN-Sicherheitsrat trägt zwar laut Charta der
Vereinten Nationen de jure die Hauptverantwortung
für die Wahrung des Weltfriedens und ist – unbescha-
det der Regelungen aus Art. 51 (Selbstverteidigungs-
recht) – das einzige Organ, welches den Einsatz von
Gewalt legitimieren kann. Es hat sich eine Art ›Ge-
waltlegitimierungsmonopol‹ des Sicherheitsrats ent-
wickelt, das zwar in der politischen Realität immer
wieder missachtet wird (zuletzt im Irak-Krieg 2003),
normativ jedoch zu einem zentralen Richtwert ge-
worden ist. Gleichwohl verfügen die UN über keine
eigenen Streitkräfte oder Ressourcen, um das Prinzip
der kollektiven Sicherheit auch faktisch umzusetzen.
Die diesbezüglichen Regelungen3 in der UN-Charta
sind bis heute Theorie geblieben. 

Die Vereinten Nationen haben unter anderem mit
der Übertragung von Sicherheitsfunktionen auf Re-
gionalbündnisse versucht, diesen Mangel zu beheben.
Völkerrechtler sind sich allerdings nicht einig, was ei-
ne regionale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII
der UN-Charta ist. Zum einen wird eine ›enge Auf-
fassung‹ vertreten, die insbesondere Militärbündnisse
wie die NATO ausschließt. Zum anderen hat sich aber
in der Praxis eine Definition herausgebildet, die sich
lediglich auf einen regionalen Zusammenhang und
eine Mitgliedschaft bezieht, die geringer als die der
UN ist. Galten zunächst Organisationen wie die Ara-
bische Liga, die Organisation Amerikanischer Staa-
ten (OAS), die Organisation der Afrikanischen Ein-
heit (OAU), die heutige Afrikanische Union, oder die
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE) als solche ›regionale Abmachungen‹,
so wird heute auch die NATO zu dieser Kategorie ge-
zählt. Der NATO-Vertrag nimmt keinen expliziten
Bezug auf Kapitel VIII der UN-Charta. Die NATO
behält sich somit vor, als selbstständiges Bündnis ge-
gebenenfalls entgegen Art. 53 der UN-Charta, der
Zwangsmaßnahmen regionaler Einrichtungen ohne
Ermächtigung des Sicherheitsrats verbietet, autonom
zu handeln.

Die UN haben in zahlreichen Fällen Regionalor-
ganisationen mit der Durchführung von Friedensmis-
sionen beauftragt beziehungsweise ermächtigt. Als
prominente Beispiele gelten die militärische Durch-
setzung des Rahmenübereinkommens für den Frie-
den in Bosnien und Herzegowina (Dayton-Vertrag)
vom 14. Dezember 1995 durch die IFOR (Implemen-
tation Force) und SFOR (Stabilisation Force) sowie
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die Einsetzung der KFOR (Kosovo Force) seit Juni
1999, die jeweils unter Führung der NATO standen.
Einige Völkerrechtler sind sogar der Auffassung, dass
die Schaffung der NATO vier Jahre nach Gründung
der UN »auf den Vertrauensverlust in die Funktions-
fähigkeit des Friedenssicherungsmechanismus der
Vereinten Nationen zurückzuführen«4 sei. Gemäß
Kapitel VIII der UN-Charta haben diese regionalen
Abmachungen eine doppelte Funktion. Sie sollen
zum einen eine friedliche Regelung der Beziehungen
geografisch benachbarter Staaten begünstigen sowie
eventuell innerhalb eines regionalen Bündnisses auf-
kommende Konflikte intern lösen und zum anderen
als Vollzugsorgane des Sicherheitsrats auf dessen An-
weisung und unter dessen Aufsicht handeln.

Die stärkere Einbeziehung regionaler Abmachun-
gen bietet sowohl Risiken als auch Chancen. Befür-
worter betonen die Entlastung der UN sowie eine
bessere internationale Arbeitsteilung und regen an,
stärker über regionale Autorisierungsmechanismen
für Zwangsmaßnahmen nachzudenken.5 Kritiker hin-
gegen sehen darin eine Aushöhlung der Zuständig-
keit der UN in ihrem Kernbereich, die eher zu Un-
übersichtlichkeit und Chaos führt.6 Regionale Ab-
machungen können aber durchaus als kollektive
Selbstverteidigungsbündnisse angesehen werden, in
denen das Prinzip kollektiver Sicherheit bisweilen tat-
sächlich funktioniert. Auch das Bundesverfassungs-
gericht erklärte in seinem Urteil zur Rechtmäßigkeit
von Auslandseinsätzen der Bundeswehr vom 12. Juli
1994, dass ein System kollektiver Sicherheit dadurch
gekennzeichnet ist, dass es durch ein friedenssichern-
des Regelwerk und den Aufbau einer eigenen Orga-
nisation für jedes Mitglied einen Status völkerrecht-
licher Gebundenheit begründet, die wechselseitig zur
Wahrung des Friedens verpflichtet und Sicherheit ge-
währt. Ob das System dabei ausschließlich oder vor-
nehmlich unter den Mitgliedstaaten Frieden garan-
tiert oder bei Angriffen von außen zum kollektiven
Beistand verpflichten soll, ist unerheblich: »Auch
Bündnisse kollektiver Selbstverteidigung können Sys-
teme gegenseitiger kollektiver Sicherheit [...] sein,
wenn und soweit sie strikt auf die Friedenswahrung
verpflichtet sind«.7

Zaghafte Annäherung nach Ende 
des Ost-West-Konflikts

Sicherheitsorganisationen haben generell Schwierig-
keiten in der interinstitutionellen Kooperation, weil
sie im sensiblen Bereich von Bedrohung der Autono-
mie und staatlicher Existenz agieren. Mithilfe vertrau-
ensbildender Maßnahmen und der Verständigung auf
gemeinsame Ziele kann jedoch Verlässlichkeit zwi-
schen den Organisationen aufgebaut werden. Persön-
liche Zusammenarbeit auf administrativer und diplo-
matischer Ebene spielt dabei eine ebenso bedeutende
Rolle. Je »mehr Organisationen voneinander lernen

[...], desto einfacher wird ihre Zusammenarbeit«8.
Im September 2005 schlug NATO-Generalsekretär
Jaap de Hoop Scheffer ein Rahmenabkommen zur
NATO-UN-Kooperation vor, welches eine gemein-
same Erklärung der beiden Generalsekretäre enthal-
ten sollte. Es wurde an UN-Generalsekretär Kofi
Annan geschickt, »but it died on his desk«9. 

Bereits im Jahr zuvor hatte der Bericht der Hoch-
rangigen Gruppe für Bedrohungen, Herausforde-
rungen und Wandel ›Eine sicherere Welt: Unsere ge-
meinsame Verantwortung‹ explizit Bezug auf die
Kooperation mit der Atlantischen Allianz genom-
men.10 In seinem darauf folgenden Bericht ›In größe-
rer Freiheit‹ stellte auch UN-Generalsekretär Annan
die Bedeutung formalisierter Kooperation mit regio-
nalen Organisationen und anderen Sicherheitsinstitu-
tionen heraus, ohne jedoch die NATO explizit zu nen-
nen.11 Bis heute wurde kein offizielles Rahmenabkom-
men zwischen der NATO und den Vereinten Natio-
nen verabschiedet, da es noch an Zustimmung auf
UN-Seite mangelt. Bedenken hinsichtlich der NATO,
die von einigen UN-Mitgliedstaaten lediglich als ver-
längerter militärischer Arm der amerikanischen Re-
gierung wahrgenommen wird, verhindern eine zügige
Ausarbeitung und Verabschiedung. Mutmaßungen
über die Motive der Atlantischen Allianz haben ihren

1 Diese Entwürfe sind allerdings nicht veröffentlicht.

2 Siehe dazu ausführlich: Johannes Varwick, Die NATO. Vom Vertei-

digungsbündnis zur Weltpolizei?, München 2008.

3 Vgl. UN-Charta, Kapitel VII, Art. 45–47.

4 Georg Nolte, Die ›neuen Aufgaben‹ von NATO und WEU: völker-

und verfassungsrechtliche Aspekte, in: Zeitschrift für ausländisches und

öffentliches Recht und Völkerrecht, 54. Jg., 1/1994, S. 99; die Gegenpo-

sition vertritt unter anderem Dieter Deiseroth, Die NATO – Ein System

›kollektiver Verteidigung‹ oder ›kollektiver Sicherheit‹? Kritische Bemer-

kungen zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht, in: Die Frie-

dens-Warte, 75. Jg. 2/2000, S. 101–128.

5 Vgl. David S. Yost, NATO and International Organizations, NATO

Defense College, Forum Paper Series, Nr. 3, Rom 2007, S. 10f. sowie UN-

Dok. A/59/2005 v. 21.03.2005, Abs. 213.

6 So etwa: Walter Dorn, Regional Peacekeeping is Not the Way, Peace-

keeping and International Relations (Nova Scotia/Kanada), 27. Jg.,

2/1998, S. 1.

7 Urteil des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom

12.7.1994, 2 BvE 90/286 (Beteiligung deutscher Streitkräfte an Aktio-

nen der UN, der NATO und der WEU).

8 Joachim Koops, Towards Effective and Integrative Inter-Organiza-

tionalism, in: Kathrin Brockmann, Hans Bastian Hauck and Stuart Rei-

geluth (Eds.), From Conflict to Regional Stability. Linking Security and

Development, Berlin 2008, S. 22.

9 Michael Williams/Alastair Cameron, NATO’s Strategic and Opera-

tional Challenges, The Royal United Services Institute (RUSI), RUSI Oc-

casional Paper, London 2008, S. 4.

10 Vgl. UN-Dok. A/59/565 v. 2.12.2004, Abs. 273.

11 Vgl. UN-Dok. A/59/2005 v. 21.3.2005, Abs. 213.
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Tabelle 1: NATO-Engagement in ausgewählten UN-mandatierten Missionen
Mission Zeitraum Art Truppenstärke
IFOR/SFOR (Bosnien-Herzegowina) 1995–2004 Friedensumsetzungs- bzw. Stabilisierungs-

Truppe
5000–30 000 

KFOR (Kosovo) seit 1999 Friedenssicherungs-Truppe 15 900 
ISAF (Afghanistan) seit 2001 Unterstützungstruppe 52 700 (inkl. nationaler Unterstützungselemente)
Quelle: eigene Darstellung

Tabelle 2: NATO-Operationen 1993 – 2007
Operation Zeitraum Land/Region Zweck
Operation Southern Guard 01/1991 –

03/1991
Türkei/Mittelmeer-
Raum

Schutz der Türkei vor einem möglichen Angriff Iraks

Operation Maritime Monitor/
Maritime Guard/Sky Monitor

6/1992 –
03/1993

Balkan/Adria Überwachung des Waffenembargos gegen Jugoslawien

Operation Deny Flight 04/1993 –
12/1995

Balkan Durchsetzung der Flugsverbotszone und Schutz der UN-Friedenstruppen

Operation Shape Guard 06/1995 –
06/1996

Adria Überwachung Handels- /Waffenembargo

Implementation Force (IFOR) 12/1995 –
12/1996

Kroatien/Italien Unterstützung IFOR, Überwachung Seetransporte in der Adria

Stabilisation Force (SFOR) 12/1996 –
12/2004

Bosnien-Herzegowina Friedenssicherung, Überwachung Rüstungskontrolle, Unterstützung ziviler
Implementierung

NATO Kosovo Air Verification 
Mission

12/1998 –
03/1999

Mazedonien Überwachung von Vereinbarungen mit der Bundesrepublik Jugoslawien

Extraction Force 12/1998 –
06/1999

Mazedonien Notfalltruppe zum Schutz und zur Herauslösung der OSZE-Beobachter in
Kosovo

Allied Force 03/1999 –
06/1999

Bundesrepublik 
Jugoslawien

Abwehr einer humanitären Katastrophe in Kosovo

NATO Forces in Albania (AFOR) 04/1999 –
08/1999

Albanien Humanitäre Hilfeleistungen im Zusammenhang mit dem Kosovo-Konflikt

Kosovo Force (KFOR) 06/1999 –
heute

Kosovo/Mazedonien Umsetzung eines Friedensabkommens für Kosovo

Operation Essential Harvest 08/2001 –
11/2001

Mazedonien Entwaffnung der albanischen Truppen/Milizen

Operation Amber Fox 09/2001 –
12/2001

Mazedonien Unterstützung der internationalen Beobachter, Stabilisierung in 
Mazedonien

Operation Eagle Assist 10/2001 –
05/2002

Nordamerika Luftraumüberwachung

Operation Enduring Freedom (OEF) 10/2001 –
heute

Horn von Afrika Beitrag zum Kampf gegen den internationalen Terrorismus

Operation Active Endeavour 10/2001–
heute

Mittelmeer Beitrag zum Kampf gegen den internationalen Terrorismus auf Basis von
Art. 5 NATO-Vertrag

Operation Allied Harmony 12/2002 –
03/2003

Mazedonien Stabilisierung in Mazedonien

Operation Display Deterrence 02/2003 –
04/2003

Türkei Bereitstellung von Luftunterstützung und Raketenabwehrsystemen auf
Ersuchen der türkischen Regierung auf der Basis von Art. 4 NATO-Vertrag

International Security Assistance
Force (ISAF)

08/2003 –
heute

Afghanistan Unterstützung der afghanischen Regierung bei der Herstellung der 
Wahrung der Sicherheit

Operation Distinguished Games 06/2004 –
09/2004

Griechenland Sicherung der olympischen Sommerspiele auf Ersuchen der griechischen
Regierung

NATO’s Assistance to Iraq 07/2004 –
heute

Irak Unterstützung bei der Ausbildung der irakischen Sicherheitskräfte auf 
Ersuchen der irakischen Regierung

NATO's Assistance to the African
Union for Darfur

07/2005 –
heute

Sudan Unterstützung beim Aufbau einer Friedenstruppe und Bereitstellung von
Lufttransport auf Ersuchen der Afrikanischen Union

Pakistan Earthquake Relief 
Operation

10/2005 –
02/2006

Pakistan Lufttransportunterstützung auf Ersuchen der pakistanischen Regierung in
Folge des Erdbebens

Quelle: Johannes Varwick, Die NATO. Vom Verteidigungsbündnis zur Weltpolizei?, München 2008, S. 149f.

Ruf als vornehmlich militärische Organisation, wel-
che nur all zu schnell willens und bereit ist, militä-
rische Gewalt anzuwenden, geprägt. Dabei werden
die Fähigkeiten der NATO insbesondere im Bereich
Schulung und Unterstützung anderer Regionalorga-
nisationen und nationaler Armeen sowie ihre Kapa-
zitäten im Bereich der humanitären Hilfe nicht an-
gemessen berücksichtigt.12

Der Plan zur Erarbeitung eines Rahmenabkom-
mens zwischen den Organisationen wurde vom neuen
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon im Jahr 2007 auf-
gegriffen und konstant weiterverfolgt. Es besteht Ei-
nigkeit zwischen den beiden Parteien über die Not-
wendigkeit eines Kooperationsabkommens von dem
beide Seiten profitieren können, über die genaue Aus-
gestaltung sind sich beide Seiten jedoch noch nicht
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einig. Nach wie vor gibt es Vorbehalte in den UN,
sich enger an die NATO zu binden. Andererseits ist die
NATO nicht bereit, sich in einer solchen Erklärung
zu stark vom Handeln des UN-Sicherheitsrats abhän-
gig zu machen – obwohl bereits der NATO-Vertrag
an mehreren Stellen vorschreibt, stets in Übereinstim-
mung mit der UN-Charta zu handeln. Über das Ab-
kommen wird gegenwärtig in der Hochrangigen Ma-
nagementgruppe des UN-Sekretariats beraten. Wann
das Dokument offiziell vorgestellt werden wird, ist
nicht abzusehen, da die grundsätzlichen Bedenken
noch nicht ausgeräumt sind. Die zentrale Frage
bleibt demnach, ob eine Zusammenarbeit zwischen
den Vereinten Nationen und der NATO einen ho-
hen Institutionalisierungsgrad erreichen kann oder
sollte oder der Status quo erhalten bleibt, und nur
dann selektiv kooperiert wird, wenn die Interessen
der Organisationen sich überschneiden. 

Für alle Aktivitäten der NATO bleibt festzuhalten,
dass die Mitgliedstaaten der Allianz es vorziehen, um
Beteiligung durch die UN gebeten zu werden, statt sich
der Weltorganisation ›aufzudrängen‹, da alle Bünd-
nispartner die kostspieligen militärischen Einsätze vor
ihren nationalen Parlamenten rechtfertigen müssen.
»Die NATO will dabei nicht als Bittsteller gesehen
werden, als würde sie nach Aufgaben suchen und
freiwillig bestimmte Formen der möglichen Unter-
stützung zur Verfügung stellen, um die eigene Exis-
tenz zu legitimieren.«13

Die bisherige Zusammenarbeit

Die praktische Kooperation zwischen NATO und UN
deckt eine beachtliche Palette an Themen und Opera-
tionen ab. Sie beginnt mit der Zusammenarbeit auf
dem Balkan Mitte der neunziger Jahre. Inzwischen
sind die UN an nahezu allen Operationen der NATO
in der einen oder anderen Form beteiligt. 

Balkan-Engagement zwischen 
Auftrag und Alleingang

Die Bereitschaft der NATO zur Durchführung von
Militäreinsätzen stellt eine erhebliche Veränderung
im Aufgabenfeld des Atlantischen Bündnisses dar. Seit
1992 hat sich die NATO im Bosnien-Krieg engagiert,
unter anderem um das Embargo der UN in der Adria
mit Seestreitkräften zu überwachen. Auch bot die
NATO an, der UN-Schutztruppe in Bosnien-Herze-
gowina Luftunterstützung zu gewähren. Einen ent-
scheidenden Meilenstein bildet das Brüsseler NATO-
Gipfeltreffen vom 11. Januar 1994, als die Staats-
und Regierungschefs der damals 16 NATO-Staaten
bekräftigten, friedenserhaltende Operationen der UN
zu unterstützen. So heißt es in Abs. 7 des Brüsseler
Kommuniqués: »Wir bekräftigen unser Angebot, von
Fall zu Fall in Übereinstimmung mit unseren eigenen
Verfahren friedenswahrende und andere Operatio-
nen unter der Autorität des UN-Sicherheitsrats oder

der Verantwortung der KSZE zu unterstützen, unter
anderem auch dadurch, dass wir Ressourcen und
Fachwissen der Allianz zur Verfügung stellen. Eine
Teilnahme an solchen Operationen oder Aufträgen
bleibt den Entscheidungen der Mitgliedstaaten in
Übereinstimmung mit ihrer jeweiligen nationalen
Verfassung vorbehalten«.14

Auf der Grundlage dieser Überlegungen beteiligte
sich die NATO ab Februar 1994 mit Kampfeinsät-
zen der Luftstreitkräfte zur Durchsetzung von UN-
Sanktionen am Bosnien-Krieg. Im Dezember 1995 au-
torisierte der UN-Sicherheitsrat die NATO, mit einer
etwa 60 000 Mann starken Truppe das Friedensab-
kommen von Dayton umzusetzen. Die ›Implementa-
tion Force‹ (IFOR) genannte Einheit sollte die Über-
wachung der Einhaltung des Waffenstillstands und
der Truppenentflechtung, notfalls auch unter Einsatz
militärischer Gewalt, übernehmen. Waren diese Fälle
insofern unproblematisch, als dass die NATO im
Auftrag der UN handelte, änderte sich dies mit der
›Operation Allied Force‹ der NATO im Frühjahr
1999. Der UN-Sicherheitsrat hatte in Resolution 1160
vom März 1998 und Resolution 1199 vom Septem-
ber 1998 das serbische Vorgehen in Kosovo als Be-
drohung des Weltfriedens verurteilt und ein Waffen-
embargo gegen die Bundesrepublik Jugoslawien ver-
hängt. Im Oktober 1998 entschied die NATO, sich
mit einer Truppe an der Mission zur Überwachung
der Kosovo-Resolutionen zu beteiligen. Außerdem
wurde der NATO-Generalsekretär ermächtigt, im
Falle eines Abkommens zwischen Serben und Koso-
vo-Albanern im Zuge der Verhandlungen von Ram-
bouillet vom Februar/März 1999 ein mögliches Ab-
kommen mit Hilfe der NATO militärisch durchzu-
setzen oder zu erzwingen. Nach dem Scheitern der
mehrmals verlängerten Verhandlungen von Ram-
bouillet flog die NATO, beginnend mit dem 24. März
1999, 78 Tage und Nächte massive Angriffe gegen
Stellungen in Jugoslawien. Eine formale Kriegserklä-
rung gab es nicht. Russland und die Volksrepublik
China verurteilten die Intervention der NATO scharf.
Mit der Bombardierung Jugoslawiens hatte sich die
NATO selbst das Mandat erteilt, zugunsten der Ko-
sovo-Albaner zu intervenieren.

In der NATO war man davon überzeugt, dass ein
militärisches Eingreifen unausweichlich und legitim
war, auch wenn der UN-Sicherheitsrat kein Mandat
erteilt hatte. General Klaus Naumann, Vorsitzender
des NATO-Militärausschusses während des Krieges,
beantwortete die Frage nach der Legimitation wie
folgt: »Die Entscheidung zum Handeln, in der Regel

12 Vgl. Yost, a.a.O. (Anm. 5), S.10f.

13 Ebd., S. 44, Übersetzung durch Autoren.

14 Declaration of the Heads of State and Government, Ministerial

Meeting of the North Atlantic Council/North Atlantic Cooperation

Council, NATO, Brüssel, Press Communiqué M-1(94)3 v. 11.1.1994.
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auf der Grundlage eines UN-Mandats und nur dann
ohne, wenn anders zum Beispiel eine humanitäre Ka-
tastrophe nicht abwendbar wäre, ist immer eine Fall-
zu-Fall-Entscheidung von 19 demokratischen Regie-
rungen und Parlamenten. Ich meine, es ist sicher eine
ausreichende Legitimation, wenn 19 demokratische
Staaten unabhängig voneinander und übrigens mit
sehr unterschiedlichen Begründungen zu einer ge-
meinsamen Entscheidung kommen«15. Mit der Selbst-
mandatierung der Intervention hatte die NATO nach
Einschätzung zahlreicher Völkerrechtler gegen gel-
tendes Völkerrecht verstoßen. Ein Mandat des Si-
cherheitsrats wäre nach herrschender Lehre zwin-
gend erforderlich gewesen, um eine Intervention auch
gegen den Willen eines betroffenen Staates vorneh-
men zu können. Demgegenüber bekannte sich die
NATO dazu, gewissermaßen aus eigenem Recht mili-
tärisch zu intervenieren. Nach Beendigung der Kampf-
handlungen wurden die NATO-Operationen wieder
in einen völkerrechtlich eindeutigen Zusammenhang
gestellt. Der UN-Sicherheitsrat mandatierte mit Re-
solution 1244 vom 10. Juni 1999 nicht nur eine zi-
vile UN-Mission (UNMIK), sondern auch eine von
der NATO geführte militärische Operation zur Um-
setzung des Friedensabkommens, die KFOR.

Operationen der NATO und die Debatte 
um eine ›globale NATO‹

Zu den NATO-Operationen von Kosovo bis Afgha-
nistan – allesamt mit UN-Mandat – tragen heute
rund 20 Nicht-NATO-Mitglieder mit Soldaten und
Unterstützungsleistungen bei. Weitere Länder haben
Interesse bekundet, enger mit der NATO zusammen-
zuarbeiten. Befürworter dieses Konzepts argumen-
tieren, die NATO müsse eine Art Plattform für Staa-
ten schaffen, denen ein alternatives Forum für das
sicherheitspolitische Handeln fehle und die dennoch
an den NATO-Operationen teilnehmen wollen. In
diesem Zusammenhang hat die NATO im Frühjahr
2005 mit Australien und im Frühjahr 2006 mit Neu-
seeland Abkommen über eine engere Kooperation
bei der Konfliktbewältigung unterzeichnet. Bereits
seit 1991 gibt es einen institutionalisierten Dialog der
NATO mit Japan, seit Januar 2005 auch mit Indien.
Als weitere Bausteine in diesem Konzept werden Bra-
silien, Südkorea und Südafrika genannt. 

Insbesondere in der amerikanischen Debatte – die
gelegentlich auch in europäischen Staaten aufgegrif-
fen wird – wird in diesem Zusammenhang das länger-
fristige strategische Ziel formuliert, die NATO zu ei-
nem globalen Bündnis der Demokratien (›Alliance of
Democracies‹) auszubauen. Dass die Allianz damit
in Konkurrenz zu den Vereinten Nationen treten wür-
de, wird bewusst in Kauf genommen und sogar als
Vorteil gesehen. Denn anders als bei Entscheidungen
des UN-Sicherheitsrats würde man das Handeln nicht
von der Zustimmung von Nicht-Demokratien ab-
hängig machen.16 Dieses amerikanische Konzept ist

in der NATO in keiner Weise mehrheitsfähig. Sogar
der NATO-Generalsekretär, der sich um die Formu-
lierung von konsensfähigen Positionen bemühen muss,
betont, dass die NATO zwar engere Beziehungen mit
»gleichgesinnten Nationen außerhalb Europas« be-
nötige, sie aber nicht zum ›Weltpolizisten‹ werden
wolle: »Wir sind es nicht, und die NATO sollte auch
nicht den Ehrgeiz entwickeln, einer zu werden.«17

Ein weiterer Baustein im Partnerschaftskonzept
der NATO sind institutionalisierte Kooperationsfor-
mate und Beziehungen zu anderen sicherheitspoliti-
schen Organisationen. In dieser Hinsicht hat es in
den vergangenen Jahren ebenfalls erhebliche Verän-
derungen gegeben. In der NATO gilt die Zusammen-
arbeit mit anderen Regierungsorganisationen, aber
auch nichtstaatlichen Organisationen bei konkreten
Einsätzen als ›umfassender Ansatz‹ (comprehensive
approach). Dieser beruht im NATO-Verständnis auf
dem erweiterten Sicherheitsbegriff, der umfassende
(comprehensive) Maßnahmen und Mittel erfordert.
Im NATO-Jargon werden konzeptionelle Überlegun-
gen zu diesem Aspekt auch als EBAO (Effect Based
Approach to Operations) bezeichnet. Dies sind allge-
meine Aussagen, denen sich die NATO seit langer
Zeit verpflichtet fühlt und die sie in zahlreichen Er-
klärungen bekräftigt hat. Zwar gibt es erste Diskussi-
onspapiere zu diesem Thema18, konsensfähige Schluss-
folgerungen für die Streitkräfteplanung und die Stra-
tegie der Allianz sind allerdings bisher nicht in Sicht.
Der Grund liegt darin, dass sich die NATO-Staaten
nicht einig sind, ob die NATO – wie etwa die EU –
stärker über nichtmilitärische Instrumente im Kri-
senmanagement verfügen und sich auf der zivilen
Seite mehr Fähigkeiten zulegen soll. Die USA befür-
worten dies, aber insbesondere Frankreich blockiert
solche Entwicklungen, da es dadurch eine potenzi-
elle Schwächung der Europäischen Union im Kri-
senmanagement befürchtet. Im Rahmen der trans-
atlantischen Debatte über die Frage, wer diese Mit-
tel bereitstellen soll, hat die NATO daher vorläufig
entschieden, sich keine zivilen Fähigkeiten zuzule-
gen, sondern die Kooperationsmechanismen mit an-
deren Akteuren, die über diese Fähigkeiten verfü-
gen, zu stärken und diese frühzeitig in ihre Planun-
gen einzubinden.

Humanitäre Hilfseinsätze

Ein weiterer Bereich gegenwärtiger UN-NATO-Ko-
operation wurde erstmalig in Pakistan erprobt. Hier
hat die NATO auf Anfrage des Amtes des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen
(UNHCR) und der pakistanischen Regierung huma-
nitäre Unterstützung im Nachgang des verheerenden
Erdbebens im Oktober 2005 in Kaschmir geleistet. Es
wurde eine zeitlich begrenzte Hilfsmission (short-term
relief mission) in die Region entsandt. Die NATO hat
3500 Tonnen Hilfsgüter in die betroffenen Regionen
befördert. Gleichzeitig wurde weitere Unterstützung
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in Form von Ingenieuren, medizinischen Einheiten
und Spezialausrüstung bereitgestellt.19 Obwohl die
NATO weiterhin als militärische Organisation wahr-
genommen wird20, kann sie auch im Rahmen huma-
nitärer Unterstützung einen wirksamen Beitrag leis-
ten. Die Allianz arbeitete eng mit den pakistanischen
Behörden und dem UNHCR zusammen. Diese Ko-
operation ist ein Beispiel für funktionale und sekto-
rale Zusammenarbeit von Fall zu Fall und hat sich als
erfolgreiches Modell herausgestellt.

Schulung und Unterstützung

Derzeit ist die NATO im Bereich Schulung und Un-
terstützung sowohl in Irak als auch Sudan aktiv. 

Irak

Die Schulungen in Irak (NATO Training Mission
Iraq – NTM-I) können als Kompromisslösung zwi-
schen der amerikanischen Regierung und der Allianz
betrachtet werden. Die NATO beteiligt sich nicht am
von den USA geführten Einsatz in Irak (Multinatio-
nale Truppe), da hierfür keine Einigkeit im Bündnis
erzielt werden konnte. Das NATO-Engagement in
Irak21 folgte auf Anfrage der irakischen Regierung
und auf der Grundlage von Sicherheitsratsresolution
1546 zur Einrichtung einer souveränen Übergangs-
regierung für Irak im Jahr 2004. Die UN-Aktivitä-
ten im Land beruhen auf den Sicherheitsratsresolu-
tionen 1500 (Einrichtung der Hilfsmission der Ver-
einten Nationen für Irak – UNAMI) und 1511 (Au-
torisierung einer multinationalen Truppe in Irak)
aus dem Jahr 2003. Die NATO bildet seit Juli 2004
irakische Soldaten aus und unterstützt die irakische
Regierung bei der Umstrukturierung des Sicherheits-
sektors. Der Einsatz, der noch einmal bis Ende 2009
verlängert wurde, wird sowohl von Seiten der iraki-
schen Regierung als auch der Allianz als erfolgreich
und zuträglich für den gemeinschaftlich angestrebten
Stabilisierungsprozess angesehen. 

Sudan

In Sudan unterstützte die NATO von Juni 2005 bis
Ende 2007 die Afrikanische Union (AU) im Rahmen
der AU-Mission in Sudan (AMIS), deren Ziel es ist,
ein Ende der Kampfhandlungen und eine Verbesse-
rung der humanitären Lage in den betroffenen Regio-
nen herbeizuführen. Die Allianz beendete ihre Unter-
stützung, nachdem die Nachfolgemission UNAMID
in Form einer Hybridmission von UN und AU einge-
setzt wurde, äußerte jedoch deutlich ihre »Bereit-
schaft, auf jegliche Anfragen zur Unterstützung der
neuen [...] Friedensmission einzugehen«22. 

Insgesamt könnte die Kooperation zwischen NATO
und UN im Bereich Unterstützung und Schulungen
weiter ausgebaut werden, um Synergieeffekte zu er-
zielen. Die Kapazitäten der Allianz können so effek-
tiv für Stabilisierungsprozesse in Konfliktregionen
eingesetzt werden. 

Vereint im Kampf gegen den Terrorismus?

Der grenzüberschreitende Charakter der Bedrohung
durch terroristische Anschläge hat internationale Or-
ganisationen zu verstärkter Zusammenarbeit und zur
Demonstration der eigenen Bedeutung im Kampf ge-
gen den Terrorismus gezwungen.23 Mit Resolution
1373 vom 28. September 2001 haben die UN alle Staa-
ten verpflichtet, jegliche Art von terroristischen Akti-
vitäten zu unterbinden und jedwede Unterstützung
einzustellen. Der Ausschuss zur Bekämpfung des Ter-
rorismus des UN-Sicherheitsrats überwacht die Um-
setzung der Vorgaben aus Resolution 1373 und ko-
ordiniert die Anti-Terror-Maßnahmen der verschiede-
nen Organe und Einrichtungen der Weltorganisation.

Dennoch wird kein umfassender Rahmen zur Ein-
beziehung regionaler Organisationen vorgegeben. Um
Synergieeffekte aus der Partnerschaft von UN und
regionalen Organisationen zu erzielen, ist eine syste-
matischere Zusammenarbeit genauso unerlässlich wie
eine klare Aufgabenteilung beruhend auf kompara-
tiven Vorteilen, ein besserer Informationsaustausch
zwischen den Organisationen sowie die Vermeidung
einer Dopplung von Strukturen.24 Die Kompetenzen
der NATO liegen hier insbesondere im Bereich der
zivil-militärischen Planung, der Umstrukturierung und
Modernisierung von Sicherheitsapparaten, dem ge-
meinsamen Zugriff auf Geheimdienstinformationen
und politischen Beratungen.25 Doch insbesondere die

15 Interview mit der Süddeutschen Zeitung, 23.4.1999.

16 Siehe dazu etwa Ivo Daalder/James Goldgeier, Global NATO, Fo-

reign Affairs, 85. Jg, September/Oktober 2006, Nr. 5, S. 105–113.

17 Jaap de Hoop Scheffer, Interview mit der Frankfurter Allgemeinen

Zeitung, 3.2.2006. Ausführlich zur Debatte um die NATO als ›Weltpoli-

zei‹ siehe Varwick, a.a.O (Anm. 2).

18 Bi-Strategic Commands Discussion Paper on the Development of

the NATO’s Effects Based Approach to Operations, NATO International

Military Staff, Mons/Norfolk 2007.

19 Siehe: http://www.nato.int/issues/pakistan_earthquake/index.html

20 Vgl. Benedikta von Seherr-Thoss, A New Strategic Partnership?

Deepening UN-NATO Relations, in: Security in a Globalized World. To-

wards Regional Cooperation and Strategic Partnerships, New Faces

Conference 2006, NUPI Oslo, S. 38.

21 Siehe: http://www.nato.int/issues/iraq-assistance/index.html

22 Siehe: http://www.nato.int/issues/darfur/index.html

23 Vgl. Thierry Tardy, The Inherent Difficulties of Interinstitutional

Cooperation in Fighting Terrorism, in: Jane Boulden/Thomas G. Weiss

(Eds.), Terrorism and the UN. Before and After September 11, Blooming-

ton/Indianapolis 2004, S. 121.

24 Vgl. Report of the Policy Working Group on the United Nations and

Terrorism, UN Doc. A/57/273–S/2002/875 v. 6.8.2002, Annex, Abs. 47.

25 Vgl. Daniel S. Hamilton, Tackling Terror. A Transatlantic Agenda, in:

Franz Eder/Gerhard Mangott/Martin Senn (Eds.), Transatlantic Discord.

Combating Terrorism and Proliferation. Preventing Crises, Baden-Baden

2007, S. 180.
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NATO hat, abgesehen von rhetorischen Bekenntnis-
sen, keine nennenswerten Kooperationsbestrebungen
im Bereich der Terrorismusbekämpfung gezeigt. Auf
den ersten Blick scheinen die UN durch die Bereit-
stellung eines Kooperationsrahmens die angemesse-
ne ›Linking-pin‹-Organisation26 zur Bekämpfung der
Gefahren des transnationalen Terrorismus zu sein.
Bislang mangelt es auf Seiten der UN jedoch an koor-
dinierenden Fähigkeiten. Dies ist nicht allein auf Ego-
ismen der einzelnen Organisationen und fehlendem
politischen Willen zurückzuführen, sondern resultiert
ebenso aus sich überschneidenden intra-institutionel-
len Kompetenzen und Vorbehalten der Mitgliedstaa-
ten gegen eine Führungsrolle der UN. 

Eine verstärkte UN-NATO-Kooperation im Sek-
tor Terrorismusbekämpfung bietet durchaus Chan-
cen: Auf der einen Seite kann die Weltorganisation
einen politischen Rahmen bieten und sich mit den
Ursachen terroristischer Bedrohungen befassen, auf
der anderen Seite ist das Atlantische Bündnis in der
Lage, militärische Kapazitäten für Einsätze bereit-
zustellen. Die Zusammenarbeit ist jedoch de facto
weniger stark ausgeprägt als bei Art und Ausmaß der
Bedrohung zu erwarten wäre.27 ›Vereint im Kampf
gegen den Terrorismus‹ sind die beiden Organisa-
tionen daher bislang eher in Worten als in Taten. 

Ausblick: institutionalisierte versus 
selektive Kooperation?

Die Beispiele der Zusammenarbeit zwischen NATO
und UN zeigen, dass erfolgreiche Kooperation für
beide Seiten gewinnbringend sein kann. Wenn jedoch
Mandate und Aufgabenverteilungen unklar sind, wie
im Falle Jugoslawiens in den neunziger Jahren, wird
die effektive Kooperation erschwert. Die Kooperation
ist bis heute von Selektivität und eher rhetorischer als
tatsächlicher Verbindlichkeit geprägt. NATO und UN
haben bereits in einer Vielzahl von Fällen Seite an
Seite gearbeitet. Unter UN-Mandat haben Einsätze
der NATO zudem eine höhere politische Legitimität,
insbesondere in Regionen außerhalb des NATO-
Bündnisgebiets. Fraglich bleibt jedoch, ob das Atlan-
tische Bündnis seine einzigartigen Kapazitäten auch
für Regionen, die von geringerem strategischem In-
teresse für die Mitgliedstaaten sind, zur Verfügung
stellen kann und will. Da sich die Beziehungen zwi-
schen den beiden Organisationen jedoch erst in den
zurückliegenden zehn bis 15 Jahren intensiviert ha-
ben, ist eine Verbesserung des Dialogs und eine ver-
stärkte Kooperation trotz bestehender Interessens-
unterschiede durchaus möglich.

Im Rahmen der UN scheint die NATO bislang vor
allem als verlängerter Arm der amerikanischen Re-
gierung wahrgenommen zu werden, was die zögerli-
che Reaktion der UN in Bezug auf eine engere und
stärker institutionalisierte Zusammenarbeit erklärt.
Dies trifft insbesondere auf das Sekretariat sowie auf

die von den Entwicklungsländern dominierte UN-
Generalversammlung zu, welche die NATO weiter-
hin mit Argwohn betrachten. Insofern könnte ein
Rahmenabkommen, das vermeintliche Automatis-
men für NATO-Engagements vorsieht, eher kontra-
produktiv als hilfreich sein.28 Die militärischen Fähig-
keiten der NATO werden auf absehbare Zeit wohl
nur selektiv unter dem Dach der UN zum Einsatz
kommen. Die NATO ist sich jedoch des Umstands
bewusst, dass sie sich einer globalen Verantwortung
nicht entziehen kann. Die Äußerung von NATO-Ge-
neralsekretär de Hoop Scheffer in Bezug auf ein stär-
keres Engagement der NATO im UN-Kontext (»If
you ask for help, we can help and we will help«29)
sollte deshalb ernst genommen werden. Schritte in
Richtung einer stärker institutionalisierten Koopera-
tion könnten aus einem intensiveren persönlichen
Austausch sowie regelmäßigen hochrangigen Bera-
tungen bestehen. Denn es gibt einen erheblichen Man-
gel an Absprachen auf der institutionellen strategi-
schen Ebene. So ist die NATO bisher lediglich mit ei-
nem Verbindungsoffizier bei der für die Führung von
UN-Operationen zuständigen Hauptabteilung Frie-
denssicherungseinsätze (DPKO) in New York ver-
treten.

Auch wenn eine stärkere Institutionalisierung der
Kooperation aufgrund der genannten Synergieeffekte
wünschenswert wäre, ist eine Zusammenarbeit zwi-
schen beiden Organisationen von Fall zu Fall auf ab-
sehbare Zeit wahrscheinlicher. Ein Konkurrenzver-
hältnis zwischen UN und NATO wäre hingegen kon-
traproduktiv. Mit den Worten des ehemaligen UN-
Generalsekretärs Kofi Annan: »Friedenssicherung
ist nicht eine Arena der Rivalität zwischen Vereinten
Nationen und NATO und darf dies auch nicht wer-
den. Für beide gibt es eine Menge Arbeit zu tun. Und
wir arbeiten am besten, wenn wir unsere Kompeten-
zen gegenseitig respektieren und vermeiden, uns ge-
genseitig in den Weg zu geraten«30.

26 Als ›Linking-pin‹-Organisation wird im Rahmen organisationstheo-

retischer Überlegungen eine Organisation verstanden, welche durch

umfangreiche und sich überschneidende Verbindungen zu unterschied-

lichen Akteuren über eine integrative Funktion in Netzwerken zwischen

verschiedenen Organisationen verfügt. 

27 Vgl. Tardy, a.a.O. (Anm. 23), S. 134ff.

28 Vgl. Yost, a.a.O. (Anm. 5), S. 59.

29 Rede des NATO-Generalsekretärs auf einer Geberkonferenz für die

AU-Mission in Sudan, Addis Abeba, 26.5.2005, http://www.nato.int/

docu/speech/2005/s050526a.htm

30 Zitiert nach Bruno Simma, Die NATO, die UN und militärische Ge-

waltanwendung: Rechtliche Aspekte, in: Reinhard Merkel (Hrsg.): Der

Kosovo-Krieg und das Völkerrecht, Frankfurt/M. 2000, S. 48.
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Die Vielzahl gewaltsamer Konflikte in Afrika unter-
streicht die Bedeutung, die die Afrikanische Union
(AU) für eine sich herausbildende afrikanische Sicher-
heitsarchitektur haben könnte. Der hybride Einsatz
von Vereinten Nationen und AU in Darfur ist die bis-
lang engste Kooperation zwischen den UN und einer
Regionalorganisation. Sie ist damit zum Testfall ge-
worden, ob ein integriertes Kommando zweier Orga-
nisationen gelingen kann. Eine von den afrikani-
schen Staaten möglicherweise angestrebte gleich-
rangige Partnerschaft, mit festgelegten Finanzie-
rungs- und Unterstützungsleistungen durch die UN,
wird sich kaum durchsetzen lassen. Vielmehr wer-
den die Staaten im UN-Sicherheitsrat darauf achten,
dass Vorrang und Unabhängigkeit der Vereinten Na-
tionen gewahrt bleiben.

In den letzten Jahrzehnten war Afrika der Schwer-
punkt des internationalen Kriegs- und Krisengesche-
hens. Allein in Afrika südlich der Sahara wurden von
1945 bis 1997 insgesamt 52 Kriege geführt.1 Staats-
zerfallsprozesse wie in Liberia und Somalia sowie der
Völkermord in Ruanda führten zu humanitären Ka-
tastrophen und enormen Flüchtlingsbewegungen in-
nerhalb von Staaten und über Staatsgrenzen hinweg.

Bei der Bewältigung von Krisen und gewaltsamen
Konflikten auf dem Kontinent gewannen zunehmend
regionale Akteure an Bedeutung. In diesem Zusam-
menhang ist insbesondere die Afrikanische Union
(African Union – AU) zu nennen. Sie ist eine den ge-
samten Kontinent umfassende Organisation, beste-
hend aus 53 Mitgliedstaaten.2 Die AU wurde im Jahr
2002 geschaffen und löste die 1963 gegründete Or-
ganisation der Afrikanischen Einheit (Organization of
African Unity – OAU) ab. Die große Zahl gewaltsa-
mer Konflikte auf dem afrikanischen Kontinent un-
terstreicht die Bedeutung, die eine derartige Organi-
sation für eine sich zukünftig herausbildende Sicher-
heitsarchitektur für Afrika haben könnte. 

Diese Konfliktstruktur spiegelt sich auch in dem
gewachsenen Engagement der UN in Afrika wider.
Bis zum Jahr 1988 spielten Blauhelm-Einsätze in Afri-
ka nur eine untergeordnete Rolle: Von den 13 UN-
Operationen, die von 1948 bis 1987 durchgeführt
wurden, fand nur eine auf afrikanischem Boden statt
– die Operation der Vereinten Nationen in Kongo
(ONUC) von 1960 bis 1964.3

Heute ist die Arbeit des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen zu mehr als 60 Prozent durch die
Reaktion auf Krisen und Kriege auf diesem Konti-
nent bestimmt. 
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Neben UN und AU engagieren sich auch einige
subregionale Organisationen in der Krisenbewälti-
gung. Dazu zählen: die Wirtschaftsgemeinschaft der
westafrikanischen Staaten (ECOWAS), die Zwischen-
staatliche Behörde für Entwicklung (IGAD), die Ent-
wicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika (SADC),
die Union des Arabischen Maghreb (AMU) und die
Zentralafrikanische Wirtschafts- und Währungsge-
meinschaft (CEMAC). Insbesondere SADC und ECO-
WAS haben nicht unerhebliche Anstrengungen in
der militärischen Krisenbewältigung unternommen.4

Trotz deutlicher Defizite bei Logistik, Transport, Aus-
rüstung, Ausbildung, Finanzen und Führungsstruk-
turen hat in erster Linie die ECOWAS Erfolge bei
der Krisenbewältigung vorzuweisen. Dieser deutliche
Zuwachs afrikanischer sicherheitsrelevanter Struk-
turen steht in Zusammenhang mit dem Erstarken sub-
regionaler Führungsmächte wie Südafrika in der SADC
und Nigeria in der ECOWAS.

Grundsätze und Organisation der AU

Die wichtigste afrikanische Organisation ist die Afri-
kanische Union. Ihre Gründungsakte listet einen um-
fangreichen Katalog an Zielen und Grundsätzen auf.5

Bemerkenswert an der AU ist die Auffassung, dass
sich eine Vielzahl von Konflikten nicht lösen lassen,

Axel W. Krohn

1 Kriege und Konflikte in Afrika seit 1945, Arbeitsgemeinschaft
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2 Siehe Homepage der AU: http://www.africa-union.org/root/au/

memberstates/map.htm

3 Die Missionen UNEF I (1956–1967) und UNEF II (1973–1979) in Ägyp-

ten werden von den UN der Region Naher Osten zugeordnet. Bei der

internationalen Friedenssicherung spielte zudem die postkoloniale
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satzbereit sein sollen. Vgl. Martin Pabst, Chancen und Hemmnisse der afri-

kanischen Sicherheitsarchitektur, Europäische Sicherheit, 5/2006, S. 10. 
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wenn das Gebot der Nichteinmischung in innere An-
gelegenheiten unangetastet bleibt – wie noch in der
Vorgängerorganisation OAU. So werden in Art. 4
der Gründungsakte unter anderem die Kriterien für
die Einmischung in innere Angelegenheiten eines
Staates festgelegt. 

Art. 4 (h) postuliert, dass bei schwerwiegenden
Umständen, wie Kriegsverbrechen, Völkermord und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, in einem Mit-
gliedstaat der AU interveniert werden kann. Art. 4 (j)
bestimmt, dass Mitgliedstaaten eine Intervention der
AU erbitten können, mit dem Ziel, Frieden und Si-
cherheit wieder herzustellen. Art. 4 wurde im Jahr
2003 noch einmal ergänzt. Absatz (h) wurde erwei-
tert um einen weiteren möglichen Interventionsgrund,
nämlich im Fall einer ernsthaften Bedrohung der ›le-
gitimen Ordnung‹ eines Staates.6

Damit geht die Gründungsakte teilweise über das
hinaus, was die UN-Charta mit dem Nichteinmi-
schungsgebot in Art. 2 (7) festlegt. Allerdings muss
angemerkt werden, dass dieses Interventionsrecht in
der Gründungsakte wieder eingeschränkt wird, wenn
in Art. 4 (g) das Prinzip der Nichteinmischung be-
kräftigt und in Art. 3 auf die Souveränität, territo-
riale Integrität und Unabhängigkeit der Mitglieder
der AU verwiesen wird. Hier besteht ein Spannungs-
feld. Die Zukunft wird zeigen, ob und wie die afri-
kanischen Staaten ihre friedens- und sicherheitspoli-
tischen Schwerpunkte setzen werden. 

Deutlich wird, dass hierfür der Aufbau einer strin-
genten und umfassenden Organisationsstruktur not-
wendig ist. Diese Organe können hier im Einzelnen
nicht vorgestellt werden. Verwiesen sei aber auf die Pa-
rallelen mit Strukturen der Europäischen Union (EU)
und (weitaus weniger) der Vereinten Nationen.7 Finan-
ziert wird die AU durch Beiträge der Mitgliedstaaten. 

Eine wichtige Rolle kommt den Ständigen Beob-
achtermissionen der AU unter anderem bei der EU
in Brüssel sowie den Vereinten Nationen in Genf und
New York zu. Die AU-Beobachtermission in New
York arbeitet dabei nicht nur als Vertretung der AU,
sondern unterstützt die Gruppe der Afrikanischen
Staaten, die Ständige Vertretungen in New York ha-
ben, wie ein Sekretariat. Zu diesen gehört auch Ma-
rokko, obwohl es kein Mitglied der AU ist. Die Tat-
sache, dass die afrikanischen Staaten zusätzlich Stän-
dige Vertretungen am AU-Amtssitz in Addis Abeba
haben, macht die Notwendigkeit der Koordinierung
deutlich. Dies ist keine leichte Aufgabe, zumal in der
Vertretung in New York gegenwärtig nur 13 Perso-
nen beschäftigt sind.8

Die Organe der AU zur Krisenbewältigung

Zur Durchsetzung von friedenssichernden Maßnah-
men wurde am 15. Mai 2004 der Friedens- und Si-
cherheitsrat (Peace and Security Council – PSC) ein-
gerichtet. Dem Rat gehören 15 Mitglieder an, die

durch die Versammlung der Staats- und Regierungs-
chefs der AU gewählt werden. Fünf Mitglieder (aus
jeweils einer Region) werden dabei für drei Jahre und
zehn Mitglieder für zwei Jahre gewählt.9 Die Sitzun-
gen finden auf Botschafterebene statt, im Gegensatz
zum UN-Sicherheitsrat, in dem auch auf Minister-
ebene getagt wird.

Der PSC mandatiert die Friedenseinsätze der AU
und kann der Versammlung militärisches Eingreifen
gemäß Art. 4 (h) und (j) empfehlen. Die Versamm-
lung entscheidet dann mit Zweidrittelmehrheit über
die Genehmigung eines solchen Einsatzes. Das be-
troffene Land hat bei der Abstimmung keine Stimme,
kann aber gehört werden. Für friedensunterstützende
Missionen ist ein Mandat der Versammlung erfor-
derlich. Für friedenserzwingende Maßnahmen ist ein
Mandat des UN-Sicherheitsrats vorgeschrieben. Bei
der Frage der Mandatierung von Einsätzen scheint
sich eine ›weitere‹ Auslegung der UN-Charta mit Blick
auf das Gewaltlegitimierungsmonopol der UN zu zei-
gen. So gab es beim letzten Einsatz der AU im März
2008 auf den Komoren kein Mandat des Sicherheits-
rats. Die AU argumentiert, sie erkenne grundsätzlich
den Vorrang der UN an und handele immer im Na-
men der UN (on behalf of). Zudem gebe es einen
ständigen Informationsaustausch zwischen den Or-
ganen der AU und den entsprechenden Stellen der
UN. Daher könne aus Sicht der AU von einer mögli-
chen Abkopplung nicht die Rede sein. Auch ein aktu-
elles Papier Südafrikas als derzeitigem nichtständigen
Mitglied im Sicherheitsrat unterstreicht die ›Hauptver-
antwortlichkeit‹ des Rates für die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit.10 AU-
intern wird darauf hingewiesen, dass die AU in vie-
len Fällen tätig geworden ist, in denen es für die UN
nicht möglich war, eine eigene Friedensmission zu
entsenden. 

Die afrikanischen Staaten führen außerdem an,
dass sie die größere geografische Nähe, das bessere
Verständnis, die nachbarschaftlichen Beziehungen und
vor allem die Bereitschaft hätten, in afrikanischen Kri-
sen vermittelnd einzugreifen. Dies wirft die Frage nach
einer möglichen Führerschaft der AU im Kontext von
Frieden und Sicherheit in Afrika auf. Eine grundsätz-
liche Selbstmandatierung von Einsätzen der AU als
›Subunternehmer‹ der UN würde sicher zu erheblichen
Spannungen zwischen den Organisationen führen. 

Ambitioniertestes Ziel der AU ist ohne Zweifel
der Aufbau der afrikanischen Eingreiftruppe ›Afri-
can Standby Force‹ in der Größenordnung von rund
30000 Personen.11 Zusätzlich will die AU eine Bereit-
schaftsliste mit bis zu 500 Militärbeobachtern und
240 zivilen Polizeibeamten zur Verfügung stellen, um
alle denkbaren Konfliktszenarien abdecken zu kön-
nen. Ferner soll ein kontinentales Frühwarnsystem,
eine Gruppe der Weisen, ein Militärausschuss und ein
entsprechender Fonds die Arbeit unterstützen.12 Das
kontinentale Frühwarnsystem soll von regionalen und
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nationalen Frühwarnsystemen Konfliktindikatoren
vermittelt bekommen und auswerten, ist jedoch bis-
lang noch nicht einsatzfähig. Die Gruppe der Weisen
setzt sich aus fünf angesehenen Persönlichkeiten zu-
sammen und wurde im Jahr 2007 für drei Jahre ge-
wählt. Der aus höheren militärischen Rängen zu-
sammengesetzte Militärausschuss berät den PSC.13

Friedenseinsätze der AU

Der sicherheitspolitische Ernstfall für die neue Orga-
nisation kam rasch. Der erste Einsatz erfolgte bereits
im Jahr 2003 in Burundi. Die Afrikanische Mission
in Burundi (AMIB) war die erste Operation, die von
der AU initiiert, geplant und durchgeführt wurde.14

Im Jahr 2004 kam ein UN-Evaluierungsteam zu dem
Schluss, dass die Übernahme durch eine UN-Mission
sinnvoll sei. Mit Resolution 1545 vom 21. Mai 2004
wurde die Operation der Vereinten Nationen in Bu-
rundi (ONUB) eingerichtet. Ende 2006 wurde sie er-
folgreich beendet und durch das wesentlich kleinere
Integrierte Büro der Vereinten Nationen in Burundi
(BINUB) abgelöst.15

Der zweite Einsatz in Darfur in Sudan von 2004
bis 2006 zeigte bereits erste Anzeichen der Überfor-
derung der AU in komplexen Krisensituationen. Die
Mission der Afrikanischen Union in Sudan (AMIS)
sollte den im Jahr 2004 vereinbarten Waffenstillstand
überwachen. Die dort stationierten rund 7000 Sol-
daten waren mit dieser Aufgabe eindeutig überfor-
dert. Dies kann nicht überraschen, stellen die Größe
Darfurs, die äußerst komplexe Konfliktstruktur und
die Haltung der sudanesischen Regierung ein Krisen-
dreieck dar, das auch trotz finanzieller Unterstützung
der Europäischen Union die Mittel und Fähigkeiten
der AU bei weitem überstieg. Die westlichen Staaten
haben sich bisher mit ihrem Engagement in diesem
Konflikt zurückgehalten – überwiegend wegen der
damit verbundenen politischen, militärischen und
logistischen Herausforderungen.16

Auch der Einsatz in Somalia ist bislang kein Erfolg
für die AU. Vielmehr werden auch hier die gravieren-
den Probleme afrikanischer Friedenssicherung deut-
lich. So waren bis Mai 2008 von den angestrebten
8000 Soldaten für die Mission der Afrikanischen
Union in Somalia (AMISOM) nur etwa 1400 Ugan-
der in Mogadischu eingetroffen. Die übrigen afrikani-
schen Staaten, Benin, Burundi, Ghana und Nigeria,
haben ihre Zusage zur Entsendung bislang nicht ein-
gehalten. Sie begründen dies unter anderem mit der
unzureichenden Finanzierung durch westliche Ge-
berländer und die AU.17

Der jüngste Einsatz der AU fand im März 2008
auf den Komoren statt, einem föderalen Inselstaat vor
der Küste Ostafrikas. Nach einer von der Zentralre-
gierung nicht anerkannten Wahl auf einer der Inseln
hatte sich Oberst Mohamed Bacar zum Präsidenten
erklärt. An der Intervention der Afrikanischen Uni-

on waren Libyen, Senegal, Sudan und Tansania be-
teiligt. Insgesamt stellte die AU 1500 Soldaten.18

Ferner unternahm die AU auch Missionen zur Un-
terstützung der Demokratie und zur Wiederherstel-
lung der verfassungsgemäßen Ordnung. So hat die AU
zum Beispiel Druck auf Togo und Mauretanien ausge-
übt, demokratische Wahlen abzuhalten. Diese wurden
2005 in Togo und 2007 in Mauretanien durchgeführt.

Ein weiteres Betätigungsfeld ist die Wahlbeobach-
tung, wie etwa in Simbabwe im März 2008, obwohl
die Einladung dazu zu spät eingegangen war. Die AU
nimmt diese Aufgaben grundsätzlich nur wahr, wenn
ihr zwei Monate Vorlauf zur Vorbereitung eingeräumt
wird.19 Dass im Fall Simbabwes eine Ausnahme ge-
macht wurde, war sicher der internationalen Auf-

6 (h) … as well as a serious threat to legitimate order to restore peace and

stability to the Member State of the Union upon the recommendation of

the Peace and Security Council, Protocol on Amendments to the Constitu-
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10 Concept Paper on Strengthening the Relationship between the Uni-

ted Nations and Regional Organizations, in Particular the African Union,

in Maintaining International Peace and Security. New York, 16.4.2008. 
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sche Unterstützung beschränkt, unter anderem den Lufttransport von

AU-Truppen.
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Intervention Political Failure, The Power and Interest News Report

(PINR), 24.5.2007, über: http://www.pinr.com
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merksamkeit sowie der kontroversen afrikanischen
Debatte um die Politik Mugabes und die weitere Ent-
wicklung des Landes geschuldet. Bisher hat sich die
AU trotz der massiven Gewalt gegen die Opposition
in Simbabwe mit Kritik deutlich zurückgehalten.

Die Zusammenarbeit:
ad hoc versus institutionalisiert

In den offiziellen gemeinsamen Verlautbarungen von
UN und AU wird die Notwendigkeit einer institutio-
nalisierten Struktur für die Kooperation der beiden
Organisationen unterstrichen. Dieser Prozess wird
maßgeblich durch den gegenwärtig hohen politischen
Druck zur Entsendung von Truppen nach Darfur be-
einflusst und vermittelt eher den Eindruck politisch
bedingter Entscheidungen.

Obwohl die Schwierigkeiten gegenwärtig über-
wiegen, halten beide Organisationen an diesem grund-
sätzlichen Ziel fest. Auch die UN könnten davon pro-
fitieren. Schon im Jahr 2000 hatte der Brahimi-Bericht
auf die Probleme hingewiesen, die durch die Zunah-
me an friedenssichernden Einsätzen entstehen könn-
ten. Daran hat sich bis heute nichts geändert. Es be-
stehen nach wie vor ein Mangel an gut ausgebildetem
Personal, Finanzierungsengpässe, mangelnde Verfüg-
barkeit von Material und Logistik – um nur einige
Probleme zu nennen. 

Deshalb wird die verbesserte und institutionalisier-
te Zusammenarbeit von den UN befürwortet. In Re-
solution 61/296 vom 17. September 2007 fordert die
Generalversammlung die UN und ihre Sonderorga-
nisationen und Spezialorgane auf, die Afrikanische
Union nach Bedarf beim Aufbau institutioneller und
operativer Kapazitäten zu unterstützen. Dazu zählen:
der Ausbau eines Frühwarnsystems, die Ausbildung
von Zivil- und Militärpersonal, die Koordinierung
des Informationsaustauschs, der Aufbau von Kapa-
zitäten für die Friedenskonsolidierung und für die
Zusammenarbeit zwischen UN-Sicherheitsrat und
Friedens- und Sicherheitsrat der AU.20

Dementsprechend weist der UN-Generalsekretär
in seinem Bericht zur Zusammenarbeit mit den Re-
gionalorganisationen21 darauf hin, dass die Heraus-
forderung zukünftig darin bestehen wird, die bisher
improvisierte Vorgehensweise durch eine konsistente
Planung und verlässliche Vereinbarungen zu erset-
zen. Der Bericht enthält eine Reihe von Empfehlun-
gen, die beispielhaft die derzeitigen Probleme ver-
deutlichen. So soll zunächst einmal definiert werden,
welche Formen der Zusammenarbeit mit Regional-
organisationen bei der Wahrung von Frieden und
Sicherheit, vor allem bei der Prävention und Lösung
von Konflikten, möglich sind (Abs. 71). Des Weite-
ren wird die Notwendigkeit intensivierter Zusam-
menarbeit und institutionalisierter Beratungen an-
gemahnt (Abs. 72–74). Mit Blick auf Letzteres wird
auch auf die Umsetzung des Zehnjahresprogramms

zum Kapazitätsaufbau für die Afrikanische Union
verwiesen (Abs. 72 [b]).22 Hierbei wird nochmals Be-
zug auf Resolution 61/296 genommen und gefordert,
die Umsetzung dieses Programms sicherzustellen.23

Angemahnt wird gleichzeitig eine Verbesserung
und Stärkung der Unterstützung beim Aufbau von
Kapazitäten im Bereich friedensunterstützender Ope-
rationen (Abs. 75). Die hier vorgeschlagenen Maß-
nahmen machen ebenfalls die derzeitigen Engpässe
der AU deutlich. Gefordert wird eine Koordinierung
und Verbesserung der vielfältigen afrikanischen Schu-
lungs- und Ausbildungsmaßnahmen, etwa durch die
Einrichtung regionaler Zentren für militärische und
zivile Aspekte der Konfliktprävention und Friedens-
unterstützung sowie das finanzielle und logistische
Management von Blauhelm-Einsätzen. 

Insbesondere Letzteres scheint grundlegend: Der
eher bescheidene Gesamthaushalt der AU von 140
Millionen US-Dollar für das Jahr 200824 wird um
ein Vielfaches von den Ausgaben für die Krisenbewäl-
tigung übertroffen. Das genehmigte Budget etwa für
UNAMID für den Zeitraum vom 1. Juli 2007 bis
30. Juni 2008 beträgt allein 1,28 Milliarden US-
Dollar.25 Aufgrund der schwachen finanziellen Aus-
stattung der AU kommt der Frage der Finanzierung
regionaler Friedenssicherungseinsätze entsprechen-
de Bedeutung zu. Im oben genannten Bericht des Ge-
neralsekretärs wird auf die notwendige Anschubfi-
nanzierung sowie Unterstützung bei Ausrüstung und
Logistik hingewiesen und die Einrichtung einer Ex-
pertengruppe vorgeschlagen (Abs. 76). 

Auf dem Treffen von UN-Sicherheitsrat und PSC
am 16. April 2008 in New York wurde eine Resolu-
tion zum Verhältnis UN und Regionalorganisationen,
insbesondere der AU, verabschiedet (Resolution 1809).
Darin wurde beschlossen, innerhalb der nächsten drei
Monate diese Expertengruppe aus Vertretern von AU
und UN einzusetzen, die Empfehlungen zur Finanzie-
rung zukünftiger Friedenssicherungseinsätze der AU
geben soll. Die Arbeit ist ergebnisoffen.26

Die gegenwärtige Diskussion zeigt deutlich die un-
terschiedlichen Standpunkte auf, denn erwartungs-
gemäß gibt es in der Frage der Finanzierung gegen-
sätzliche Sichtweisen zwischen den afrikanischen
Staaten und den Geberländern. Die Vorschläge reichen
von einer generellen Finanzierungs- und Unterstüt-
zungspflicht durch die UN – dies ist die Vorstellung
afrikanischer Staaten – bis zu einem von den UN
kontrollierten ›Treuhandfonds‹, der durch freiwilli-
ge Zahlungen gefüllt wird – dies die Option die von
Geberländern in die Diskussion eingebracht wurde. 

Resolution 1809 führt noch einmal die oben be-
schriebenen notwendigen Bereiche einer intensivier-
ten Zusammenarbeit auf: Bedeutung des Zehnjah-
resplans (Abs. 10), die Aufforderung an das UN-Se-
kretariat, zusammen mit der AU-Kommission, eine
Liste zu erarbeiten, mit Empfehlungen für militäri-
sche technische, logistische und administrative Fähig-
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keiten der AU (Abs. 12) sowie eine engere Zusam-
menarbeit des UN-Sekretariats mit der AU-Kom-
mission (Abs. 13).  

Gleichwohl sollte nicht übersehen werden, dass
die UN geschaffen wurden, um eigene Operationen
zu planen und durchzuführen und nicht, um grund-
sätzlich immer umfassendere Friedenssicherungsak-
tivitäten anderer Akteure zu unterstützen. Dies ist
daher bislang eher die Ausnahme geblieben und wür-
de den Sicherheitsrat zudem in seiner Entscheidungs-
freiheit einschränken. 

Testfall UNAMID

Die mit Blick auf ein integriertes Kommando und in-
tegrierte Operationen gegenwärtig wichtigste Koope-
ration zwischen den UN und einer Regionalorgani-
sation ist der so genannte Hybride Einsatz der Afri-
kanischen Union und der Vereinten Nationen in Dar-
fur (UNAMID). UNAMID ist bislang aber wenig
mehr als eine Fortschreibung von AMIS (siehe oben),
handelt es sich hier doch überwiegend um die glei-
chen, schlecht ausgerüsteten Truppen. Allerdings gibt
es ein gemeinsames Kommando über die militärischen
und zivilen Elemente der Mission. Dieser Einsatz kann
daher auch als Testfall verstanden werden, ob und
wie ein integriertes Kommando für gemeinsame Trup-
penteile zwischen UN und AU in der Praxis gelingen
kann. Bei der Kommandoübergabe von AMIS an
UNAMID fand aber im Grunde keine vollständige
Übernahme der Mission statt. Es ist eher ein Neben-
einander, politisch verbrämt als Kooperation. Die-
ser Hybrid-Ansatz könnte zu einem ›Sündenfall‹ der
UN werden, nämlich eine militärisch wenig sinnvoll
geteilte Führung zwischen AU und UN. Zudem führt
eine Doppelung von Strukturen zu komplexen büro-
kratisch-politischen Konstruktionen, die auch unter
wirtschaftlichen Gesichtpunkten nur zu entsprechen-
den Mehrkosten führen. Daher vermag dieser Ansatz
in der Praxis bislang nicht zu überzeugen. Zusätzlich
birgt er die Gefahr, dass die internationalen Akteure
gegeneinander ausgespielt werden. 

Bei den Organisationsstrukturen bestehen zwischen
AU und UN erhebliche Ungleichgewichte. Deutlich
wird die unterschiedliche institutionelle Kapazität
beim Vergleich der Abteilung zur Unterstützung von
Friedenseinsätzen ›Peace Support Operation Divi-
sion‹ (PSOP) der AU (rund 50 Mitarbeiter) mit der
Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze (DPKO)
der UN (etwa 800 Mitarbeiter). Im PSOP sind des-
halb zur Unterstützung auch einige Mitarbeiter der
UN abgestellt. 

Um den integrierten Charakter der Mission zu
unterstreichen, wurde für UNAMID nicht mehr ein
Sonderbeauftragter des Generalsekretärs, sondern
ein Gemeinsamer Sonderbeauftragter der Afrikani-
schen Union und der Vereinten Nationen für Darfur
(Joint AU UN Special Representative for Darfur –
JSR) sowie ein Gemeinsames Streitkräftekomman-

do (JFC) geschaffen.Diese sind die Verbindung zur
strategisch-politischen Ebene in den UN und in der
AU. Da die Art der Kooperation und die Abstim-
mung unklar sind, wird gegenwärtig eine neue Zelle,
die ›Joint Support Coordination Mission‹ (JSCM),
zwischen AU und UN aufgebaut. Später soll die
Führung der Mission (der JSR und das JFC) an die-
se Zelle berichten.27

Aufgrund der Schwierigkeiten mit UNAMID wird
der zur Diskussion stehende zukünftige Einsatz in
Somalia derzeit nicht als Hybrid-Mission, sondern als
Übernahme von der AU durch die UN geplant. Die
AU hat im Februar 2008 um eine schnelle Übernah-
me der AMISOM durch die UN gebeten.28 Ob dies
allerdings das generelle Ende des ›Hybrid-Ansatzes‹
und damit der gemeinsamen integrierten Führung
von Friedenssicherungseinsätzen durch UN und AU
bedeutet, kann noch nicht abgesehen werden, er-
scheint aber zweifelhaft.29

Ein weiteres grundlegendes Problem der afrikani-
schen Friedenssicherungskapazitäten ist damit ohne-
hin nicht gelöst: Einsetzbare militärische Kapazitäten
gibt es nur in wenigen afrikanischen Staaten. Ent-
sprechende afrikanische Kapazitäten, wenn sie vor-
handen wären, könnten hier die angespannte Lage
verbessern. Umgekehrt würden dann Einsätze der AU

20 UN-Dok. A/RES/61/296 v. 17.9.2007, Abs. 5 (a) bis (i).

21 Report of the Secretary-General on the Relationship between the

United Nations and Regional Organizations, in Particular the African

Union, in the Maintenance of International Peace and Security, UN

Doc. S/2008/186 v. 7.4.2008, S. 2.

22 Declaration: Enhancing UN-AU Cooperation. Framework for the

Ten-Year Capacity-Building Programme for the African Union, UN Doc.

A/61/630, Anlage, v. 12.12.2006. 

23 UN-Dok. A/RES/61/296 v. 17.9.2007, Abs. 7. Es gibt Stimmen, die die-

ses Zehnjahresprogramm als ›huge shopping-list‹ bezeichnen, die noch

entsprechend präzisiert werden müsse. Siehe etwa: UN Economic Com-

mission for Africa (ECA), Symposium on ECA’s Support to the African

Union and its New Partnership for Africa’s Development Programme,

Outcome Document, Addis Abeba (Äthiopien), 25.3.2008, Abs. 10.

24 AU Doc. Decision EX.CL/Dec.378 (XII), Executive Council, Twelfth

Ordinary Council, 25.–29.1.2008, Addis Abeba.

25 UN-Dok. A/RES/62/232 v. 20.12.2007, Abs. 43.

26 UN-Dok. S/RES/1809 v. 16.4.2008. Über die Mitglieder wird noch

verhandelt.

27 Wie in Gesprächen im Juni 2008 mit UN-Mitarbeitern in New York

zu erfahren war, wird das JFC rund 50 Mitarbeiter umfassen. Der Sitz

wird aus Kostengründen nicht in Darfur (zum Beispiel in El Fasher),

sondern in Addis Abeba nahe des AU-Amtssitzes liegen.

28 African Union, Briefing the Security Council on Somalia Appeals

for Urgent Steps to Deploy United Nations Peacekeeping Force to Re-

place Unions Mission, UN Press Release SC/9249 v. 15.2.2008.

29 Obgleich die Probleme bei derartigen Missionen offensichtlich

sind, wurde bei Gesprächen des Autors mit UN-Mitarbeitern im Juni

2008 in New York deutlich, dass sich afrikanische Staaten weiterhin

eine derartige Struktur von Einsätzen vorstellen können. 
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davon profitieren, wenn es abgestimmte Konzepte
für Operationen gäbe, eindeutige Mandate, gemein-
same Standards für die Führungsebene in Operatio-
nen und eine verstärkte Teilnahme am ›United Na-
tions Standby Arrangements System‹ (UNSAS). Bes-
sere Schulungen im Vorfeld von Einsätzen und die Ko-
ordinierung logistischer Anforderungen, wie eine po-
tenzielle Nutzung der Versorgungsbasis der Vereinten
Nationen im italienischen Brindisi für afrikanisch-
geführte Einsätze, wären weitere denkbare Maßnah-
men für eine verbesserte Kooperation.30 Gerade das
UNSAS hat Probleme, wenn Staaten Truppen und
Fähigkeiten melden, diese dann aber im Ernstfall nicht
zur Verfügung stellen. Dies hat sich zuletzt wieder bei
der Aufstellung der Truppen für UNAMID gezeigt:
Ende Juni 2008 standen erst rund 7800 Soldaten zur
Verfügung. Es wird davon ausgegangen, dass bis
Ende 2008 nur etwa 11 000 der geplanten 26 000
Soldaten und Zivilkräfte in Darfur stationiert sein
werden. Die unkooperative Haltung der sudanesi-
schen Regierung hat den Prozess der Stationierung
zusätzlich erschwert. Die zögerliche Bereitschaft der
Staaten, Truppen zur Verfügung zu stellen und die
unkooperative Haltung der sudanesischen Regierung
haben eine Situation geschaffen, die die UN vor große
Probleme stellt. 

Fazit

Im letzten Jahrzehnt ist in den UN ein Prozess in
Gang gekommen, der die Verbesserung der Unter-
stützung und Zusammenarbeit mit Regionalorgani-
sationen im Bereich der Friedenssicherung zum Ziel
hat. Die Hochrangige Gruppe für Bedrohungen, Her-
ausforderungen und Wandel hatte in ihrem Bericht
aus dem Jahr 2004 mit Blick auf Kapitel VIII der
UN-Charta ein proaktiveres Vorgehen der UN befür-
wortet. Vorgeschlagen wurde eine intensivere Zu-
sammenarbeit, zum Beispiel in den Bereichen Schu-
lung von militärischem und zivilem Personal, Infor-
mationsaustausch bis hin zu NATO-Unterstützung
bei Ausbildung und Ausrüstung von anderen Regio-
nalorganisationen.31 Hierbei würde es sich vor allem
um die Unterstützung beim Aufbau von Kapazitäten
für die Afrikanische Eingreiftruppe handeln. Dabei
wird von Seiten der UN betont, dass regionale Frie-
densoperationen von den UN autorisiert werden müs-
sen und nur in bestimmten Ausnahmefällen diese Au-
torisierung nachträglich erfolgen kann.

Auch im Bericht des Generalsekretärs über die Be-
ziehungen zwischen UN und Regionalorganisatio-
nen wird auf mögliche Missverständnisse hingewie-
sen, die sich aus einem Begriff wie ›Partnerschaft‹ er-
geben können. Der Generalsekretär befürwortet eine
genaue Definition von Inhalt und Umfang derarti-
ger Partnerschaften. Die Notwendigkeit einer Auto-
risierung durch den Sicherheitsrat unterstreicht er
ebenfalls deutlich.32

Da es sich beim Aufbau einer so komplexen Or-
ganisation wie der Afrikanischen Union um ein äu-
ßerst ambitioniertes Projekt handelt, sollten die Er-
wartungen nicht allzu hoch sein. Angesichts des Res-
sourcenmangels auf Seiten afrikanischer Staaten wird
die Kooperation zwischen UN und AU bei zukünfti-
gen Friedenssicherungseinsätzen weiterhin stark von
den Geberländern abhängen. Deutlich wird in der De-
batte, dass eine von afrikanischen Staaten möglicher-
weise angestrebte gleichrangige Partnerschaft zwi-
schen UN und AU, gekoppelt mit einer generellen
Unterstützungs- und Finanzierungspflicht durch die
UN, in dieser Form nicht durchzusetzen sein wird.
Vielmehr werden die Staaten im UN-Sicherheitsrat
darauf achten, dass der Vorrang der Vereinten Na-
tionen bei der internationalen Friedenssicherung ge-
wahrt bleibt. Es wird weiterhin eines Mandats des
Sicherheitsrats für internationale militärische Zwangs-
maßnahmen bedürfen. Für die zukünftige Entwick-
lung wird es zudem entscheidend darauf ankommen,
inwieweit die afrikanischen Staaten und Truppen-
steller in der Lage sein werden, eigene Fähigkeiten
aufzubauen.

Die Probleme der UN bei der Friedenssicherung
ergeben sich aus der wachsenden Nachfrage nach
Friedenssicherungsfähigkeiten, der zum Teil unzu-
reichenden Bereitschaft von Staaten, Truppen zu stel-
len und dem sich erst langsam entwickelnden Prozess
der verstärkten Zusammenarbeit zwischen den UN
und der AU. Dies wirft die Frage auf, ob die Anzahl
von etwa 110 000 Blauhelmen (Juli 2008) vielleicht
eine Obergrenze sein könnte und die UN damit mög-
licherweise einen quantitativen und qualitativen Höhe-
punkt erreicht hätten.

Die UN sind nicht geschaffen worden, um fehlen-
de personelle und materielle Kapazitäten von Regio-
nalorganisationen institutionalisiert und dauerhaft
zu unterstützen. Eine abschließende Bewertung ist –
aufgrund der sich erst langsam entwickelnden Struk-
turen und Prozesse – kaum möglich, aber es bleibt ei-
ne grundlegende Frage: Wird neben politischer Rheto-
rik tatsächlich eine neue Dynamik in der Koopera-
tion zwischen den UN und der AU entstehen? Dies
wird sich zeigen müssen. Trotz sich stärker abzeich-
nender Anstrengungen durch die Afrikanische Union
aktiv bei der Lösung von Konflikten tätig zu werden,
wird der Kontinent auf absehbare Zeit weiterhin er-
hebliche internationale Unterstützung brauchen.

30 Vgl. Victoria K. Holt/Moira K. Shanahan, African Capacity-Building

for Peace Operations: UN Collaboration with the African Union and

ECOWAS, Washington 2005, S. 47–59. 

31 Eine sicherere Welt: Unsere gemeinsame Verantwortung, UN-Dok.

A/59/565, 2.12.2004, Kapitel XVI. 

32 Report of the Secretary-General, a.a.O. (Anm. 21), Abs. 8 und 10.
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C-Waffen-Übereinkommen: 
Zweite Überprüfungskonferenz 2008 
■ Scheitern knapp verhindert
■ Strittige Themen ausgespart
■ Verlängerung der Vernichtungsfrist

wahrscheinlich

Oliver Meier

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans Günter

Brauch über die erste Überprüfungskonferenz aus

dem Jahr 2003, VN, 3/ 2003, S. 84f., fort.)

Nur knapp einigten sich die Vertragsstaa-
ten des Übereinkommens über das Verbot
der Entwicklung, Herstellung, Lagerung
und des Einsatzes chemischer Waffen und
über die Vernichtung solcher Waffen (kurz:
Chemiewaffen-Übereinkommen – CWÜ)
auf der zweiten Überprüfungskonferenz
auf einen substanziellen Abschlussbericht,
einschließlich einer Abschlusserklärung.
Eine politische Erklärung wie auf der er-
sten Überprüfungskonferenz kam nicht zu-
stande. Im Verlauf der Konferenz, die vom
7. bis 18. April 2008 in Den Haag statt-
fand, wurde klar, dass die 183 Vertrags-
staaten das im CWÜ festgeschriebene um-
fassende Verbot aller Chemiewaffen un-
terstützen. Die Arbeit der mit der Umset-
zung des CWÜ beauftragten Organisa-
tion für das Verbot Chemischer Waffen
(OVCW) wurde überwiegend positiv be-
urteilt. Viele der teilnehmenden 114 De-
legationen begrüßten zudem Fortschritte
bei der Universalisierung des Abkommens,
das 1993 zur Unterschrift ausgelegt und
1997 in Kraft getreten war. Nur elf UN-
Mitglieder sind bislang dem Chemiewaf-
fen-Übereinkommen nicht beigetreten –
darunter allerdings wichtige Staaten im
Nahen Osten wie Ägypten, Irak und Sy-
rien. Israel hat das CWÜ unterzeichnet,
aber noch nicht ratifiziert. Auch Nordko-
rea ist keine Vertragspartei. Am 19. Juni
2008 trat Guinea-Bissau bei, so dass die
Zahl der Vertragsstaaten nun bei 184 liegt –
31 Staaten mehr als bei der ersten Über-
prüfungskonferenz im Jahr 2003. 

Die Konferenz verlief anders als von vie-
len Beobachtern erwartet. Die befürchte-
te harte Konfrontation zwischen den USA
und Iran blieb aus, allerdings verliefen die
Diskussionen in Den Haag insgesamt oft
kontrovers und brachten grundsätzlich un-
terschiedliche Interessen zwischen den Län-
dern des Nordens und des Südens in Be-
zug auf die künftige Ausrichtung des CWÜ
zutage. Erst zwölf Stunden nach dem offi-
ziellen Ende der Konferenz, am frühen
Morgen des 19. April 2008, konnte der
Vorsitzende das Schlussdokument für an-
genommen erklären.

Vernichtung der 
Chemiewaffenbestände

Bis heute haben Albanien, Indien, Libyen,
Russland, Südkorea und die Vereinigten
Staaten Chemiewaffenbestände angege-
ben, die eigentlich spätestens innerhalb
von zehn Jahren nach Inkrafttreten des
CWÜ, also bis zum 29. April 2007, hät-
ten vernichtet sein müssen. Bisher sind nur
etwas mehr als ein Drittel (27 555 Ton-
nen) der 70 000 Tonnen der Bestände
unter internationaler Kontrolle zerstört
worden. Lediglich Albanien hat bisher
seine Chemiewaffenbestände vollständig
vernichtet. Alle anderen Besitzerstaaten
haben das in der Konvention enthaltene
Recht auf Verlängerung der ursprüngli-
chen Vernichtungsfrist in Anspruch ge-
nommen.

Befürchtet wird allerdings, dass es den
beiden größten Chemiewaffenbesitzern,
Russland und den USA, nicht gelingen
wird, ihre Bestände bis zum 29. April
2012 zu vernichten – der nach der Kon-
vention letzten zulässigen Frist. Bis Ende
2007 hatte Russland nur rund ein Viertel
seiner 40 000 Tonnen Chemiewaffen und
die USA die Hälfte ihrer 27 000 Tonnen
Chemiewaffen vernichtet, die während des
Ost-West-Konflikts produziert worden
waren. Das für die Vernichtung der ame-
rikanischen Bestände zuständige Verteidi-
gungsministerium hatte bereits im Vorfeld
der Überprüfungskonferenz eingestanden,
dass nach gegenwärtigen Planungen die
Bestände frühestens im Jahr 2023 zerstört
sein werden. Russland betonte auf der
Konferenz zwar, die Frist unbedingt ein-
halten zu wollen. Doch Experten bezwei-

feln dies und befürchten, das Land könn-
te das Ziel nur auf Kosten schlechter Si-
cherheitsstandards erreichen.

Die Gefahr einer Fristverletzung und
damit einhergehenden Vertragsverletzung
durch die Vereinigten Staaten und Russ-
land führte allerdings nicht, wie befürch-
tet, zu heftigen Kontroversen zwischen den
Vertragsstaaten. Die Abschlusserklärung
bekräftigt die Bedeutung der fristgerech-
ten Zerstörung der Chemiewaffenbestän-
de, erkennt die bereits erreichten Fort-
schritte an und gibt der Besorgnis Aus-
druck, dass mehr als 60 Prozent aller Che-
miewaffen noch nicht vernichtet sind. Über
die Einberufung einer Sondervertragsstaa-
tenkonferenz zur Behandlung einer mög-
lichen Fristverletzung wurde keine Eini-
gung erzielt, ein solcher Beschluss müsste
somit  auf einer der regulären Vertragsstaa-
tenkonferenzen gefasst werden.

Reform des Verifikationsregimes

Die Diskussion über eine Reform des
CWÜ-Verifikationsregimes brachte tief
greifende Differenzen zwischen den Mit-
gliedstaaten über die Umsetzung des Che-
miewaffenverbots ans Licht. Dass keine
Chemiewaffen produziert werden, wird
unter anderem durch Routineinspektio-
nen in Industrieanlagen verifiziert. Bisher
führte die OVCW mehr als 1300 solcher
Vor-Ort-Inspektionen erfolgreich durch.
Rund 90 Prozent dieser Inspektionen wur-
den in Anlagen durchgeführt, in denen
Chemikalien verwendet werden, die auf
einer der drei ›Listen‹ im Anhang  des CWÜ
aufgeführt werden. Diese Listen klassifi-
zieren toxische Chemikalien und ihre un-
mittelbaren Vorstufen nach ihrer Giftig-
keit und den Einsatzmöglichkeiten als Che-
miewaffen.

Zunehmend aber verwendet die Che-
mieindustrie moderne, flexible Anlagen,
die im CWÜ als »sonstige Einrichtungen
zur Produktion von Chemikalien« eine
Sonderstellung einnehmen. Ein Teil die-
ser Anlagen ist aus Proliferationssicht be-
sonders relevant, weil sie kurzfristig um-
gestellt und für verbotene Zwecke einge-
setzt werden könnten. Weltweit existieren
mehr als 5000 solcher Anlagen, die aller-
dings bisher nur äußerst lückenhaft über-
prüft werden konnten.
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Bemühungen um eine Reform des Ve-
rifikationsansatzes, mit dem Ziel Anlagen
mit hohem Gefährdungspotenzial stärker
zu kontrollieren sind unter anderem poli-
tisch strittig, weil eine solche Anpassung
zusätzliche Verifikationskosten für viele
Länder des Südens mit sich brächte. Im
Zuge der Globalisierung werden moder-
ne Produktionsanlagen vor allem in die-
sen Staaten errichtet. 

Strittig ist zudem die künftige Balance
zwischen verschiedenen Verifikationsauf-
gaben. Bisher wurden mehr als 80 Pro-
zent aller Verifikationsressourcen für die
Überwachung der Chemiewaffenzerstö-
rung verwendet. Mit Fortschritten bei der
Vernichtung wird diese Aufgabe aber an
Umfang verlieren. Viele westliche Staaten
treten dafür ein, freiwerdende Ressourcen
für eine Stärkung der Routineinspektionen
zu nutzen. Schwellenländer wie Indien hin-
gegen wollen, dass die Überwachung der
Vernichtung bestehender Chemiewaffen-
bestände der Schwerpunkt der Tätigkeit
der OVCW bleibt.

Im Ergebnis der Überprüfungskonfe-
renz wurde deutlich, dass vor allem die
Länder des Südens das CWÜ primär als
Abrüstungsvertrag sehen, während die In-
dustriestaaten die Bedeutung der Nicht-
verbreitung hervorhoben. Zwar scheiter-
ten die neutralen Staaten und die Bewe-
gung der Blockfreien (NAM) mit ihrem
Vorhaben, alle Bezüge zur Nichtverbrei-
tung aus der Abschlusserklärung zu strei-
chen. Allerdings bietet das Ergebnis we-
nig konkrete Anhaltspunkte für eine Re-
form der bisherigen Inspektionspraxis. Die
Überprüfungskonferenz erneuerte in die-
sem Zusammenhang lediglich einen be-
reits bestehenden Prüfauftrag an das
OVCW-Sekretariat, der das Ziel hat, die
Verifikationspraxis im Rahmen bestehen-
der Regelungen effizienter zu machen.

Nichttödliche Waffen

Unklar bleibt auch, wie sichergestellt wer-
den kann, dass die in der Konvention fest-
geschriebenen Verbotstatbestände an neue
technische und wissenschaftliche Entwick-
lungen angepasst werden. Dem CWÜ liegt
ein umfassendes Verbot zugrunde, das die
Verwendung toxischer Chemikalien nur
zu bestimmten friedlichen Zwecken zu-
lässt (allgemeines Zweckkriterium). Eine
zulässige Ausnahme ist die Verwendung
verbotener Agenzien  zum »Zwecke der
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord-

nung einschließlich der innerstaatlichen Be-
kämpfung von Unruhen« (Art. II Abs. 9),
solange diese nach Art und Menge mit die-
sem Zweck vereinbar sind.

Angesichts rasanter Fortschritte etwa
bei der Entwicklung handlungsunfähig
machender Agenzien (incapacitants), die
insbesondere zur Unruhekämpfung und
im Rahmen von Anti-Terror-Operationen
eingesetzt werden könnten, hatten einige
Staaten und viele nichtstaatliche Organi-
sationen gehofft, dass die Überprüfungs-
konferenz die Geltung des allgemeinen
Zweckkriteriums auch für neuartige che-
mische Agenzien bestätigt. Die Schweiz
forderte beispielsweise in einem Arbeits-
papier einen Diskussionsprozess unter den
Vertragsstaaten, um den Status neuartiger
Agenzien zu klären. Diese Forderungen
konnten nicht durchgesetzt werden, und
die Abschlusserklärung enthält noch nicht
einmal einen Hinweis auf die Problematik
so genannter nichttödlicher Waffen.

Fazit

Auch wenn die globale Ächtung chemi-
scher Waffen durch die zweite Überprü-
fungskonferenz bekräftigt wurde, haben
die Vertragsstaaten die Gelegenheit ver-
passt, wichtige Weichenstellungen vorzu-
nehmen, um das CWÜ für Herausforde-
rungen durch neue technologische, poli-
tische und wirtschaftliche Entwicklungen
zu wappnen. Die Konflikte über eine Re-
form des Verifikationssystems spiegeln da-
bei die grundsätzlichen Interessenunter-
schiede zwischen den Schwellenländern
und den klassischen Industrieländern über
die Verteilung von Lasten wider, die durch
die Umsetzung des CWÜ entstehen. Die-
sem Konflikt fielen einige wichtige Punk-
te in der Abschlusserklärung  zum Opfer,
darunter auch eine klare Bezugnahme auf
die Resolution 1540 vom 28. April 2004,
durch die der Sicherheitsrat die interna-
tionale Staatengemeinschaft zur Umset-
zung effektiver Maßnahmen zur Kon-
trolle von Massenvernichtungsmitteln ver-
pflichtet. Sollte es mittelfristig nicht gelin-
gen, diese gegenläufigen Interessen zusam-
menzuführen, könnten dem CWÜ schwe-
re Zeiten bevorstehen.

Bericht: Report of the Second Special Session of the
Conference of the States Parties to Review the Ope-
ration of the Chemical Weapons Convention (Se-
cond Review Conference), 7.–18.4.2008, UN Doc.
RC-2/4 v. 18.4.2008, http://www.opcw.org/docs/csp/
rc2/en/rc204(e).pdf

Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von
Rassendiskriminierung: 
70. und 71. Tagung 2007 
■ Äthiopien ohne Bericht behandelt
■ Viele säumige Staaten gemahnt
■ Rederecht für Menschenrechts-

institutionen verankert

Claudia Mahler

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Claudia

Mahler über die 68. und 69. Tagung 2006, VN,

5/2007, S. 207f., fort.)

Der Ausschuss für die Beseitigung der
Rassendiskriminierung (CERD) trat im Jahr
2007 zu zwei jeweils dreiwöchigen Tagun-
gen in Genf zusammen (19.2.–9.3. und
30.7.–17.8.2007). Das aus 18 unabhän-
gigen Sachverständigen bestehende Gre-
mium hat zur Aufgabe, die Einhaltung des
Übereinkommens zur Beseitigung jeder
Form von Rassendiskriminierung durch
die Vertragsstaaten zu überwachen. Über
die Jahre hat der Ausschuss über die im
Übereinkommen festgelegten Verfahren –
Prüfung von Staatenberichten und Indivi-
dualbeschwerden – weitere Verfahren ent-
wickelt. Dazu gehören: das Frühwarnver-
fahren (early warning and urgent action),
das Verfahren bei säumigen Staaten (re-
view procedure) sowie das Verfahren zur
Überprüfung der eigenen Empfehlungen
(follow-up procedure). Die Zahl der Ver-
tragsstaaten steigt von Jahr zu Jahr: Ende
der 71. Tagung hatten 173 Staaten das
Übereinkommen ratifiziert – drei mehr als
im Vorjahr. Alle Vertragsstaaten sind ver-
pflichtet, in regelmäßigen Abständen Be-
richte über die Umsetzung des Überein-
kommens vorzulegen. Von den 173 Ver-
tragsstaaten waren im Jahr 2007 17 mit
ihren Berichten mehr als zehn Jahre in Ver-
zug und 23 Vertragsstaaten mehr als fünf
Jahre. Das Individualbeschwerdeverfah-
ren wurde im Jahr 1984 eingeführt. Nach
Art. 14 des Übereinkommens ist der CERD
befugt, Mitteilungen von Individuen über
Verletzungen des Übereinkommens ent-
gegenzunehmen. Dies gilt jedoch nur für
Vertragsstaaten, die eine entsprechende
Erklärung abgegeben haben; bis Ende der

Sozialfragen und
Menschenrechte
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71. Tagung waren es 51 Staaten. Im Be-
richtszeitraum wurde über drei Mittei-
lungen entschieden. 

70. Tagung

Der Ausschuss befasste sich auf der Früh-
jahrstagung mit den Staatenberichten von
Antigua und Barbuda, Indien, Israel, Ka-
nada, Liechtenstein, Mazedonien und der
Tschechischen Republik. Die Behandlung
des Berichts der Demokratischen Republik
Kongo wurde auf die nächste Tagung ver-
schoben. Zusätzlich zur Berichtsprüfung
diskutierte der CERD mit Mitgliedern der
Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe für die
wirksame Umsetzung der Erklärung und
des Aktionsprogramms von Durban (Welt-
konferenz gegen Rassismus, 2001). Ferner
fanden Gespräche mit Vertretern der ILO,
der UNESCO und dem Hohen Flücht-
lingskommissariat zwecks Kooperation
und Erfahrungsaustausch statt. Bei einem
Treffen mit der Unabhängigen Expertin
für Minderheitenfragen Gay McDougall
wurde über mögliche Synergieeffekte zwi-
schen der Arbeit der Expertin und des Aus-
schusses diskutiert. Ein weiteres Thema
war erneut die Reform der Ausschüsse. Es
wurde außerdem beschlossen, eine unbe-
fristete Arbeitsgruppe einzusetzen, die Vor-
schläge zur Anpassung der Richtlinien zur
Erstellung von Staatenberichten an die
neuen harmonisierten Richtlinien aller
Ausschüsse erarbeiten soll. Der CERD
wurden ferner über Fortschritte der Ar-
beitsgruppe zu Vorbehalten sowie der Ar-
beitsgruppe für Menschen afrikanischer
Abstammung informiert. 

Frühwarnverfahren

Während dieser Tagung informierte der
Ausschuss die Regierung Belizes, dass ein
Frühwarnverfahren zur Situation der Maya
und ihrer Landrechte eingeleitet werden
soll. Peru wurde erneut aufgefordert, bis
zum 1. Juli 2007 zur Situation der Ayma-
ra Stellung zu nehmen und in den Dialog
mit dem CERD zu treten. Ein weiteres
Schreiben ging an Brasilien; darin ging es
um die Situation von vier indigenen Ge-
meinschaften. 

Säumige Staaten

In seinem Verfahren zur Behandlung säu-
miger Staaten (review procedure) befasste
sich der CERD mit den Vertragsstaaten
Republik Kongo, Nicaragua, Seychellen,
Togo und Äthiopien. Während allen an-

deren Staaten mit verschiedenen Fristen
Aufschub gewährt wurde, wurde Äthio-
pien ohne Vorlage eines Berichts behan-
delt und Abschließende Bemerkungen ver-
abschiedet. Demzufolge hat der Staat in
seiner Verfassung aus dem Jahr 1994 vie-
le Grund- und Menschenrechte verankert.
Ein weiterer positiver Punkt sei die Einrich-
tung einer nationalen Menschenrechtkom-
mission. Besonders negativ wurden detail-
lierte Berichte über schwere Rassendis-
kriminierungen bewertet. Darüber hinaus
scheint die Gefahr eines ethnischen Kon-
flikts zu bestehen. Dieser könnte in nächs-
ter Zukunft zum Nachteil einiger ethni-
sche Gruppen ausbrechen. Anlass dazu ga-
ben die mannigfachen Verletzungen wirt-
schaftlicher, sozialer und kultureller Rech-
te, Streitigkeiten über Bodenschätze und
andere natürliche Ressourcen, wie bei-
spielsweise sauberes Wasser, landwirt-
schaftlich nutzbares Land und Nahrung.
Aufgrund des dezentralen Systems des eth-
nischen Föderalismus, der durch die Ver-
fassung im Staat eingeführt wurde, kom-
me es zu Vertreibungen und Flucht einiger
Gruppen im Land. Es wurde von Massen-
exekutionen, Vergewaltigungen der weib-
lichen Bevölkerung bestimmter Gruppen
durch Polizei und Militär berichtet.

CERD empfahl der Regierung, den
Flüchtlingen die Möglichkeit zur Rück-
kehr zu eröffnen und eine Wiederansie-
delung in Aussicht zu stellen. Hierzu
müsste garantiert werden, die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rechte
zu schützen und zu stärken sowie den
Betroffenen Siedlungsplätze mit einer In-
frastruktur zur Verfügung zu stellen. Ei-
ne weitere Empfehlung zielte darauf ab,
die Menschenrechtsverletzung durch Po-
lizei und Militär zu unterbinden und die
Sicherheit aller ethnischen Gruppen zu
gewährleisten. Der Ausschuss empfahl,
die gesetzlichen Regelungen zu schaffen
um die Stellung der Frauen im Land zu
stärken und jedwede Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts insbesondere
in Verbindung mit ethnischer Diskrimi-
nierung zu unterbinden. Hierbei verwie-
sen die Ausschussmitglieder auf die Um-
setzung ihrer Allgemeine Empfehlung
Nr. 25.

71. Tagung 

Auf der Sommertagung befasste sich der
Ausschuss mit Staatenberichten aus Costa
Rica, Indonesien, Kirgisistan der Demo-

kratischen Republik Kongo, der Republik
Korea, Mosambik und Neuseeland. Der
Bericht Moldaus wurde verschoben. Wäh-
rend der Tagung wurden die Mitglieder
des Gremiums durch das Amt des Hohen
Kommissars für Menschenrechte über Ak-
tivitäten zu der Erklärung und dem Ak-
tionsprogramm der Weltkonferenz gegen
Rassismus von Durban informiert. Bei ei-
ner Sitzung des CERD mit Vertretern der
Vertragsstaaten wurde über Verbesserun-
gen der Arbeitsmethoden, das Follow-up
zu den Abschließenden Bemerkungen, die
Reform der Vertragsorgane (Ausschüsse)
und das Verhältnis zum Menschenrechts-
rat diskutiert. Man tauschte sich auch mit
der Sonderberichterstatterin zu Religions-
und Glaubensfreiheit aus. Ein weiterer
Punkt war die neuerliche Überarbeitung
der Richtlinien zur Erstellung von Staaten-
berichten, die dann am Ende der Tagung
als Entwurf verabschiedet wurden. Der
CERD einigte sich zudem darauf, nationa-
len Menschenrechtsinstitutionen, die beim
Menschenrechtsrat akkreditiert sind, das
Rederecht bei Ausschusssitzungen einzu-
räumen. Ebenso wurden – versuchsweise
– neue Richtlinien zur Erstellung der Fra-
geliste für Vertragsstaaten im Vorfeld der
Behandlung ihres Berichts angenommen.
Im Jahresbericht an die Generalversamm-
lung wurde der Wunsch vorgebracht, alle
zwei Jahre in New York zu tagen. So soll
der Dialog mit jenen Vertragsstaaten ver-
bessert werden, die keine Ständige Vertre-
tung in Genf haben.

Frühwarnverfahren

Die Ausschussmitglieder erarbeiteten neue
Richtlinien zu ihrem Frühwarnverfahren
und nahmen diese in dieser Sitzung an.

Während der 71. Tagung gingen Ant-
worten aus Belize und Peru beim Aus-
schuss ein. Als Reaktion auf sein Schrei-
ben während der 70. Tagung wurde eine
Unterredung mit dem Botschafter Brasili-
ens zur Lage einer Vielzahl indigener Völ-
ker abgehalten. Es wurde darauf gedrun-
gen, dem Ausschuss nähere Informatio-
nen zukommen zu lassen. Aufgrund von
zusätzlichen Berichten und Hinweisen zur
Situation der Awas-Tingni-Gemeinschaft
in Nicaragua wurde der Vertragsstaat wie-
derum aufgefordert, sich zu den Aussa-
gen zu äußern. Es wurde ihm mitgeteilt,
dass der Dialog im Rahmen des Staaten-
berichtsverfahrens in der 72. Tagung fort-
geführt werden soll. Die Regierung Chiles
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wurde ersucht, zur Situation der Mapu-
che-Gemeinschaft bis zum 30. November
2007 Stellung zu nehmen. Ein weiteres
Schreiben wurde an die Regierung der
Philippinen gesandt, um ihren Standpunkt
zur Situation der Subanon am Berg Cana-
tuan, der Siocon und der Zambonga del
Norte darzulegen.

Säumige Staaten und 
Follow-up-Verfahren

Äthiopien wurde erneut auf die Tagungs-
ordnung gesetzt. Nach privaten Gesprä-
chen mit dem Ständigen Vertreter des Lan-
des, beschloss der CERD, einen Brief an
die Regierung zu schreiben. Des Weiteren
behandelte der Ausschuss die Follow-up-
Berichte von Aserbaidschan, Bahrain,
Frankreich, Georgien und Litauen und
setzte seine konstruktiven Dialoge mit den
Staaten fort. Hierfür forderte der Aus-
schuss weitere Informationen an und ver-
sandte Briefe mit Kommentaren. Erinne-
rungsschreiben mit der Aufforderung über
ihre Aktivitäten zur Umsetzung der Ab-
schließenden Bemerkungen ergingen an
14 Vertragsstaaten. Es wurde zudem der
Beschluss gefasst, einen Brief an Guyana
zu senden, da der Follow-up-Bericht des
Staates noch nicht eingegangen war. Dem
Vertragsstaat wurde eine Frist bis zum
30. November 2007 gesetzt. Der Aus-
schussvorsitzende wurde gebeten, eine
Anfrage an China zu schicken um vor der
72. Tagung über die Umsetzung seiner
Aufforderung, die Rechtslücke zum Schutz
vor Rassendiskriminierung in Hongkong
zu schließen, aufgeklärt zu werden. Diese
Anfrage wurde beschlossen, da die erlas-
sene ›Race Discrimination Bill‹ nicht im
Einklang mit dem Übereinkommen zu
stehen scheint.

Follow-up zu Individualbeschwerden

Seit der 67. Tagung hat der CERD in Er-
gänzung seiner Verfahrensregeln ein Fol-
low-up-Verfahren nach der Entscheidung
von Individualbeschwerden eingeführt.
Zur Bearbeitung der Reaktionen der Staa-
ten wurde ein Berichterstatter ernannt.
Die Einteilung der Antworten für statis-
tische Zwecke gestaltet sich nicht ein-
fach, dennoch wurde eine Übersicht er-
stellt. Bis zum Ende des Berichtzeitraums
wurden 23 Individualbeschwerden ent-
schieden und in zehn Fällen wurden Ver-
letzungen des Übereinkommens festge-
stellt.

Individualbeschwerdeverfahren

Im Jahr 2007 behandelte der CERD ins-
gesamt drei Individualbeschwerden. Auf
der 70. Tagung befasste er sich mit den
Fällen P.S.N. gegen Dänemark und A.W.
R.A.P. gegen Dänemark; die Entscheidun-
gen über die Individualbeschwerden wur-
den aber erst auf der 71. Tagung gefällt. 

In beiden Fällen machten die Beschwer-
deführer Verletzungen der Art. 2 (1) d),
Art. 4 a) und Art. 6 des Übereinkommens
geltend. Diese Verletzungen seien entstan-
den durch die fehlende Bereitschaft der
dänischen Polizei, eine Untersuchung auf-
grund rassistischer Aussagen von Poli-
tikern gegen Personen »arabischer oder
muslimischer Herkunft« einzuleiten. Der
Ausschuss untersuchte die Aussagen der
Politiker und befand sie für zu allgemein,
um eine Diskriminierung und damit die
Verletzung einzelner Gruppen daraus ab-
leiten zu können. Der Ausschuss kam zu
dem Schluss, dass eine Untersuchung auf-
grund von Art. 1 angestellt werden könn-
te. Dies wäre der Fall, wenn eine zweifa-
che Diskriminierung aufgrund der religiö-
sen Zugehörigkeit einerseits und aufgrund
der nationalen oder ethnischen Herkunft
andererseits vorläge. Doch diese Verbin-
dung wurde in beiden Fällen nicht ge-
macht, sondern nur eine Diskriminierung
aufgrund der religiösen Zugehörigkeit vor-
gebracht. Daher entschieden die Aus-
schussmitglieder, dass die Verletzungen,
die in beiden Beschwerden geltend gemacht
wurden, nicht vom Übereinkommen ab-
gedeckt seien.

Im Fall Murat Er gegen Dänemark, der
dritten Beschwerde, kam der Ausschuss
zu dem Schluss, dass der Vertragsstaat das
Übereinkommen verletzt hat. Die Indivi-
dualbeschwerde wurde von einem Schüler
der Technischen Schule Kopenhagen ein-
gebracht. Der Schüler hatte angeführt, dass
Schüler nichtdänischer Herkunft diskri-
miniert würden. Konkret sei die Schule
dem Wunsch von Firmen nachgekommen,
keine Schüler türkischer oder pakistani-
scher Herkunft für ein Praktikum zu ver-
mitteln. Dänemark sei dieser diskriminie-
renden Praxis nicht nachgegangen und ha-
be damit seine Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen verletzt. Da ein solches
Vorgehen der Schule bei der Vergabe von
Praktika tatsächlich vorgekommen sei,
sah der Ausschuss das Vorliegen von De-
facto-Diskriminierung als gegeben an. Und

da der Vertragsstaat nach Ansicht des
Ausschusses das Recht des Beschwerde-
führers auf Bildung (Art. 5 e) und v)) ver-
letzt hat und es unterlassen hat, zu unter-
suchen, ob Rassendiskriminierung vorlag,
sah der Ausschuss Art. 2 (1) d) und Art. 6
des Übereinkommens als verletzt an. Der
Ausschuss empfahl dem Beschwerdefüh-
rer, eine angemessene Ausgleichszahlung
für die erlittnen moralischen Verletzun-
gen – verursacht durch die Verletzung sei-
ner Rechte – zu leisten. Der Vertragsstaat
soll die Entscheidung des Ausschusses ei-
ner weiten Öffentlichkeit bekannt ma-
chen, insbesondere aber Staatsanwälten
und Richtern. Darüber hinaus wünscht der
Ausschuss, innerhalb von 90 Tagen über
die von Dänemark ergriffenen Maßnah-
men informiert zu werden. 

Staatenberichte

Von den Abschließenden Bemerkungen
des CERD zu den Staatenberichten seien
zwei beispielhaft für alle anderen, die in
den beiden Tagungen behandelt wurden,
herausgegriffen. Der Ausschuss setzte sich
mit dem 15. bis 19. Bericht Indiens (70.
Tagung) auseinander. Die Ausschussmit-
glieder begrüßten den Erlass von Geset-
zen zur Vermeidung von Diskriminierung
aufgrund von Rasse oder Kastenzugehö-
rigkeit sowie die Förderung der aktiven
Teilnahme von Minderheitengruppen am
öffentlichen Leben durch Quoten in öf-
fentlichen Gremien. CERD nahm erneut
Indiens Auffassung zur Kenntnis, dass die
Diskriminierung von Bevölkerungsgrup-
pen aufgrund ihrer Kastenzugehörigkeit
nicht vom Übereinkommen erfasst sei. Der
CERD widersprach dem und stellt klar,
dass jede Diskriminierung aufgrund von
Abstammung oder anderen sozialen Zu-
gehörigkeiten Gegenstand des Überein-
kommens sei. Der CERD monierte, dass
Angehörige indigener und Stammesge-
meinschaften nicht als besondere Grup-
pen anerkannt würden und ihnen kein be-
sonderer Schutz zukomme. Besorgnis er-
regend seien die weit verbreiten Übergrif-
fe auf Angehörige spezieller Kasten und
Stämme. Es wurde von ungerechtfertig-
ter Haft, Folter und sogar außergerichtli-
chen Hinrichtungen berichtet. Ein weite-
rer besorgniserregender Punkt sei die se-
xuelle Ausbeutung von Frauen der Dahit.
Als Gegenmaßnahme empfahl CERD In-
dien, Polizei, Richter und Staatsanwälte
zu schulen und eine eigene richterliche
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nal Law Commission – ILC) in Genf aus.
Die 34 Experten, darunter erstmals das
deutsche Mitglied Georg Nolte, traten zu
der in zwei Teilen abgehaltenen, insgesamt
knapp zehn Wochen dauernden Tagung
zusammen (7.5.–5.6. und 9.7.–10.8.2007).
Abgesehen von der Weiterentwicklung des
Praxisleitfadens zu Vorbehalten bei Ver-
trägen und der gewohnt zügigen Kodifi-
zierung des Rechts zur Verantwortlich-
keit internationaler Organisationen ver-
liefen die Tagungen ohne besondere Höhe-
punkte. Es konnten jedoch die Grundla-
gen für die erfolgreiche Bearbeitung wei-
terer Punkte des Arbeitsprogramms ge-
legt werden.

Zum Thema Vorbehalte bei Verträgen
nahmen die Kommissionsmitglieder neun
weitere kommentierte Richtlinien des Pra-
xisleitfadens zur Unvereinbarkeit eines
Vorbehalts mit Sinn und Zweck eines Ver-
trags gemäß Art. 19 (c) der Wiener Ver-
tragsrechtskonvention (WVK) an. Eine
Unvereinbarkeit ist dann gegeben, wenn
die Auslegung anhand der allgemeinen
Auslegungsmethoden nach Art. 31 und
32 WVK ergibt, dass ein Vorbehalt einen
wesentlichen Bestandteil des Vertrags und
damit letztlich die raison d’être des Ver-
trags beeinträchtigt. Die implizit vorge-
nommene Definition des Sinns und Zwecks
eines Vertrags löst die Problematik, die der
Kommission die meisten Schwierigkeiten
bereitet hatte. Laut Kommentar ist die da-
durch zum Ausdruck kommende Tauto-
logie, dass Sinn und Zweck eines Vertrags
gemäß Art. 31 WVK wiederum für die
Auslegung relevant sind, unvermeidbar.
Ein Vorbehalt gegen eine Norm, welche
Völkergewohnheitsrecht wiedergibt, be-
seitigt nicht die gewohnheitsrechtliche Bin-
dungswirkung der entsprechenden Vor-
schrift zwischen den Parteien. In Bezug
auf Bestimmungen des ius cogens (zwin-
gendes Recht) einigten sich die Sachver-
ständigen auf die Formulierung, dass Vor-
behalte die Rechtskraft von zwingenden
Völkerrechtsnormen weder ausschließen
noch ändern können. Weitere Richtlinien
betreffen besondere Situationen, in denen
Vorbehalte gegen Vertragsbestimmungen,
von denen laut Vertrag nicht abgewichen
werden darf, angebracht werden, auf an-
derweitigen völkerrechtlichen Bestimmun-
gen beruhen oder Menschenrechtsverträge
sowie Streitbeilegungsinstrumente bezie-
hungsweise Mechanismen zur Vertrags-
umsetzung betreffen. 

Die Frist für Stellungnahmen der Staa-
ten zu den auf der Vorjahrestagung in ers-
ter Lesung angenommenen Artikelentwür-
fen zum Recht der grenzüberschreitenden
Grundwasservorkommen lief noch bis
zum 1. Januar 2008. Daher konzentrier-
te sich der vierte Bericht des Berichter-
statters Chusei Yamada zu den Gemein-
samen natürlichen Ressourcen auf den
Zusammenhang zwischen diesen Arbei-
ten und der in einem zweiten Schritt vor-
gesehenen Beschäftigung mit grenzüber-
schreitenden Öl- und Gasvorkommen. Der
Bericht kommt zu dem Schluss, dass man
die Materien Öl, Gas und Wasser nicht
miteinander vergleichen könne, weil die
Ressource Wasser lebensnotwendig sei.
Die Themenkomplexe sollten daher ge-
trennt betrachtet werden. Da es Anzeichen
für eine drohende Wasserkrise gebe, sei
der zweiten Lesung der im Vorjahr ange-
nommenen Artikelentwürfe Priorität ein-
zuräumen. Diese Vorgehensweise wurde
von den Kommissionsmitgliedern begrüßt.
Allerdings ergab die Diskussion, dass ei-
ner näheren Betrachtung der Öl- und Gas-
vorkommen weitere Untersuchungen zu re-
levanter Staatenpraxis vorausgehen müss-
ten. Ferner war umstritten, ob zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt Kodifizierungstätig-
keiten in diesem Bereich ratsam seien und
ob die allgemeinen Grundsätze des The-
menkomplexes Grundwasser auf Öl- und
Gasvorkommen übertragen werden könn-
ten. Eine Arbeitsgruppe einigte sich dar-
auf, einen an die Staaten gerichteten Fra-
genkatalog auszuarbeiten. 

Meinungsunterschiede im Hinblick auf
den Zuschnitt der Materie kennzeichnen
weiterhin die Debatte zum Thema Aus-
weisung von Ausländern. Zwar konnten
nach der Beschäftigung mit dem zweiten
und dritten Bericht des Berichterstatters
Maurice Kamto sieben Artikelentwürfe an
den Redaktionsausschuss weitergeleitet
werden. Darin werden Anwendungsbe-
reich und zentrale Begrifflichkeiten defi-
niert; sie enthalten ferner allgemeine Be-
stimmungen über die Beschränkung des
aus der Territorialhoheit abgeleiteten
Rechts zur Ausweisung von Ausländern.
Zuvor hatte die Diskussion jedoch erneut
große Meinungsunterschiede in Bezug auf
grundlegende Fragen des personellen und
sachlichen Regelungsgegenstands offen-
bart. So ist insbesondere umstritten, ob
auch Wanderarbeiter, Staatenlose und
Flüchtlinge trotz gesonderter vertraglicher

Völkerrechtskommission: 
59. Tagung 2007 
■ Kontinuierliche Fortschritte der 

Arbeiten zu den Vorbehalten bei 
Verträgen und der Verantwortlichkeit 
internationaler Organisationen

■ Erste Artikelentwürfe zur Ausweisung 
von Ausländern und zu den Auswir-
kungen kriegerischer Konflikte auf 
Verträge

Nina Hüfken

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Nina Hüfken

über die 58. Tagung 2006, VN, 3/2007, S. 121f., fort.)

Eine im Vergleich zum Vorjahr weniger
positive Bilanz, aber kontinuierlicher Fort-
schritt zeichnet die Arbeit der 59. Tagung
der Völkerrechtskommission (Internatio-

Rechtsfragen

Kammer einzurichten, die sich mit die-
sem Problemkreis befasst.

Der Ausschuss hob bei der Diskussion
zum zusammengefassten zweiten bis vier-
ten Bericht Kirgisistans (71. Tagung) ins-
besondere die Übernahme des Überein-
kommens in nationales Recht positiv her-
vor. Dadurch komme es direkt zur An-
wendung vor nationalen Gerichten. Be-
grüßt wurde auch, dass das Land mehre-
re internationale Menschenrechtsverträge
ratifiziert hat. Als negativ wurde die Ver-
weigerung des Flüchtlingsstatus für ange-
hörige ethnischer Gruppen und der Rück-
kehr der Uighuren und Usbeken in ihre
Heimatländer angesehen. Der CERD for-
derte nachträglich Informationen über die
Zusammenstöße zwischen Kirgisen und
der chinesisch-muslimischen Minderheit
der Dungan in Iskra vom Februar 2006
an. Er empfahl der Regierung, die Zu-
sammenstöße zu untersuchen und Maß-
nahmen zur Aufklärung und Aussöhnung
zu ergreifen. In seinem nächsten Bericht
soll der Vertragsstaat über Maßnahmen
zur Teilhabe von Minderheiten an wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rech-
ten und zur Aufklärung über Geschichte
und Kultur der Minderheiten in den Me-
dien und in Schulbüchern berichten.
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Regime erfasst werden sollen und ob im
Interesse illegaler Immigranten auch die
Verweigerung der Aufnahme von Auslän-
dern in den Anwendungsbereich integriert
werden sollte. Schließlich ist nach wie vor
ungeklärt, ob das humanitäre Völkerrecht
den Umgang mit Ausländern in Konflikt-
situationen hinreichend regelt.

Bei der Bearbeitung der Materie Aus-
wirkungen kriegerischer Konflikte auf
Verträge gestaltet sich der Zugang zu re-
levanter Staatenpraxis problematisch. Als
Grundlagen für die Diskussion innerhalb
der ILC dienten in diesem Jahr der dritte
Bericht des Berichterstatters Ian Brownlie
und die Ergebnisse einer Arbeitsgruppe.
Die Experten leiteten neun Artikelentwürfe
an den Redaktionsausschuss weiter. Nach
Kontroversen über den Anwendungsbe-
reich empfahl die Arbeitsgruppe, Verträge
mit Beteiligung internationaler Organisa-
tionen zu einem späteren Zeitpunkt zu be-
handeln. Interne Konflikte, die eine gewis-
se Intensitätsschwelle überschritten haben,
sollten hingegen in den Untersuchungs-
gegenstand integriert werden. Erste For-
men nehmen außerdem folgende Themen
an: Auslegungsregeln zur Ermittlung der
Prädisposition eines Vertrags für die Be-
endigung oder Suspendierung während ei-
nes Konflikts, eine Aufzählung verschie-
dener Kategorien von Verträgen, deren
Gegenstand auf die Gebotenheit der Fort-
geltung während der Auseinandersetzung
schließen lässt, sowie Bestimmungen zu
den Auswirkungen des Rechts zur indivi-
duellen und kollektiven Selbstverteidi-
gung. 

Mit der Annahme von 15 Artikelent-
würfen sind beim Thema Verantwortlich-
keit internationaler Organisationen er-
neut Fortschritte zu verzeichnen. Diese be-
treffen den Inhalt der völkerrechtlichen
Verantwortlichkeit einer internationalen
Organisation und orientieren sich wie die
Entwürfe aus den Vorjahren an den ent-
sprechenden Regeln zur Staatenverant-
wortlichkeit. So bestehen die Rechtsfol-
gen einer völkerrechtswidrigen Handlung
in der Fortgeltung der Erfüllungspflicht,
der Verpflichtung zur Beendigung und
Nichtwiederholung der fraglichen Hand-
lung sowie der Wiedergutmachung des
Schadens. In Anlehnung an die Irrelevanz
innerstaatlichen Rechts für die Reparati-
onspflichten eines Staates, kann sich eine
internationale Organisation nicht auf in-
ternes Recht berufen, um diesen Verpflich-

tungen zu entgehen. Dies gilt unbeschadet
etwaiger Sonderregelungen im Verhältnis
zu den Mitgliedstaaten und vertraglich ein-
gebundenen Organisationen. Der Umfang
der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit
einer internationalen Organisation unter-
scheidet sich mit Ausnahme der Einbezie-
hung anderer internationaler Organisatio-
nen als mögliche Anspruchsgegner nicht
von der eines Staates. Schließlich beruhen
auch die Formen der Wiedergutmachung
und die Rechtsfolgen einer schwerwiegen-
den Verletzung von zwingenden Völker-
rechtsnormen auf den parallelen Bestim-
mungen zur Staatenverantwortlichkeit. Er-
gänzend wird die Pflicht der Mitglieder ei-
ner internationalen Organisation hervor-
gehoben, im Rahmen des organisations-
internen Rechts die Bereitstellung der zur
Wiedergutmachung erforderlichen Mittel
sicherzustellen. 

Zur Verpflichtung, Strafverfolgung zu
betreiben oder auszuliefern (aut dedere
aut iudicare) lagen der zweite Bericht des
Berichterstatters Zdzislaw Galicki und
erste Informationen von Staaten vor. Auf
deren Grundlage diskutierten die Kom-
missionsmitglieder über die vertraglichen
Grundlagen der Verpflichtung und dar-
über hinausgehende Wurzeln im Völker-
gewohnheitsrecht. Zumindest im Rahmen
des Völkerstrafrechts besteht demnach die
Möglichkeit einer gewohnheitsrechtlichen
Verortung. Daran schließen zwei weitere
Diskussionspunkte an: das Verhältnis zu
Auslieferungsgesuchen internationaler Ge-
richtshöfe und zum Weltrechtsprinzip.
Klärungsbedarf besteht ferner im Hin-
blick auf die Frage, ob es sich bei den bei-
den Elementen Strafverfolgung und Aus-
lieferung um alternative Verpflichtungen
handelt. 

Neu in ihr Arbeitsprogramm nahm die
ILC die Themen Schutz von Personen im
Katastrophenfall und die Immunität staat-
licher Amtsträger von ausländischer Straf-
gerichtsbarkeit auf. Für beide Themen wur-
den Berichterstatter eingesetzt.

Bericht: International Law Commission, Report on
the Work of its Fifty-ninth Session, Official Records
of the General Assembly, Sixty-second Session, Sup-
plement No. 10 (A/62/10); http://untreaty.un.org/
ilc/reports/2007/2007report.htm
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Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt | 9. Vertrags-
staatenkonferenz 2008
Cartagena-Protokoll | 4. Vertrags-
staatenkonferenz 2008 
■ Finanzielle Zusagen Deutschlands
■ Waldschutz wieder vernachlässigt
■ Verhandlungszeitplan zu 

›Biopiraterie‹

Jürgen Maier

(Vgl. zum Thema: Marc Auer/Martina Palm,

Inkrafttreten der Übereinkommen zu Klima und

biologischer Vielfalt, VN, 2/1994, S. 65f. sowie

Marc Auer, Für die Erhaltung der Arten und ihrer

Lebensräume, VN, 5/1994, S. 168–172.)

Vom 19. bis 30. Mai 2008 fand in Bonn
die 9. Vertragsstaatenkonferenz des UN-
Übereinkommens über die biologische
Vielfalt (Convention on Biological Diver-
sity – CBD) statt. Das Übereinkommen
wurde am 22. Mai 1992 in Rio de Janeiro
bei der Konferenz der Vereinten Nationen
über Umwelt und Entwicklung (UNCED)
angenommen und am 5. Juni 1992 zur Un-
terzeichnung ausgelegt. 190 Staaten, au-
ßer den USA nahezu alle UN-Mitgliedstaa-
ten, haben das CBD ratifiziert. Ende De-
zember 1993 in Kraft getreten, stand das
Übereinkommen seit Rio immer im Schat-
ten der ungleich stärker beachteten Klima-
rahmenkonvention. Dies gilt sowohl für
die Medienöffentlichkeit – allein schon die
sperrigen Begriffe ›Biodiversität‹ oder ›bio-
logische Vielfalt‹ sind schwer vermittel-
bar – als auch für die politischen Entschei-
dungsträger. Während es bei den Vertrags-
staatenkonferenzen der Klimarahmenkon-
vention selbstverständlich ist, dass wesent-
liche Entscheidungen auf Ministerebene
in einem so genannten ›High-level Segment‹
verhandelt werden, war bei CBD-Vertrags-
staatenkonferenzen dies bisher nicht üb-
lich. 

Gastgeber Deutschland

Die gastgebende deutsche Bundesregierung
und insbesondere der Konferenzpräsident,
Bundesumweltminister Sigmar Gabriel,
hatten sich schon lange vor der im UN-Jar-
gon ›COP-9‹ genannten Konferenz vorge-
nommen, das politische Profil des CBD
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aufzuwerten. Dazu gehörte auch ein bis-
lang erstmalig auf einer COP (Conference
of the Parties) stattfindendes Ministerseg-
ment mit echter Verhandlungsfunktion.
Zudem hatte sich die deutsche Konferenz-
präsidentschaft vorgenommen, die seit Jah-
ren schwelenden Konflikte im CBD einer
Lösung näher zu bringen. Dies gelang –
zumindest teilweise. 

Das CBD ist ein Übereinkommen, mit
dem drei Fragen des Umgangs mit biologi-
scher Vielfalt geregelt werden sollen: ers-
tens Schutz und Erhalt der biologischen
Vielfalt, zweitens ihre nachhaltige Nut-
zung und drittens die gerechte Aufteilung
der Vorteile aus dieser Nutzung. Wie viele
andere Verhandlungsforen ist auch das
CBD Schauplatz einer ausgeprägten Kon-
fliktlage zwischen Nord und Süd. Verein-
facht gesagt: Der Norden hat ein Interesse
an mehr Schutz der Natur gerade auch im
Süden, während der Süden dazu nur bei
bereit ist, wenn sich der Norden an den
Kosten dafür substanziell beteiligt.

Beim Schutz der biologischen Vielfalt
geht es dabei nicht nur um mehr Natur-
schutzgebiete, sondern auch darum, be-
stehende Schutzgebiete soweit finanziell
auszustatten, dass sie nicht nur auf dem
Papier stehen. Bewegung in die seit Jahren
festgefahrene Debatte brachte die Initia-
tive ›Life Web‹ der Bundesregierung. Un-
abhängig von COP-Beschlüssen und ohne
große formale Hürden ist diese Initiative
eine Einladung, für bestehende oder neue
Schutzgebiete den erforderlichen Finanz-
bedarf anzumelden und dafür Geber zu
finden. Die Initiative wurde von vielen Ver-
tragsstaaten ausdrücklich begrüßt und dem
CBD-Sekretariat die Koordinierungsrolle
für die Initiative zugesprochen. Außerdem
wurden regionale Prozesse zur Einrichtung
nationaler und regionaler Schutzgebiet-
systeme gestärkt und verbesserte Daten-
grundlagen vereinbart.

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat mit
ihrer Ankündigung bei der Eröffnung des
Ministersegments, Deutschland werde bis
zum Jahr 2012 einmalig 500 Millionen
Euro und anschließend jährlich denselben
Betrag für den internationalen Natur-
schutz bereitstellen, Bewegung in die De-
batte gebracht. Die Mittel sollen aus der
Versteigerung von Emissionszertifikaten
kommen. Nachahmer fanden sich in Bonn
allerdings zunächst keine – sieht man ein-
mal davon ab, dass Norwegen bereits bei
der UN-Klimakonferenz in Bali im Dezem-

ber 2007 angekündigt hatte, bis zu 375
Millionen Euro, das heißt jährlich 62,5
Millionen Euro, für den internationalen
Waldschutz bereitzustellen. Noch in der
ersten Konferenzwoche war bekannt ge-
worden, dass Japan als amtierende G-8-
Präsidentschaft alle anderen G-8-Staaten
außer Deutschland schriftlich gebeten hat-
te, bei der COP-9 jegliche Versuche zu un-
terbinden, per COP-Beschluss die G-8 auf-
zufordern, mehr Geld für den internatio-
nalen Artenschutz bereitzustellen. 

Waldschutz

Von solchen unilateralen Ankündigungen
abgesehen, waren die Ergebnisse der Kon-
ferenz beim Thema Schutz der Wälder –
wieder einmal – sehr enttäuschend. Wie
bei den vorherigen Konferenzen konnte
auch die COP-9 nicht das gemeinsame Ziel
formulieren, der Zerstörung der Wälder,
insbesondere des Urwalds, bis zum Jahr
2015 Einhalt zu gebieten. Zu groß sind die
Interessen waldreicher Staaten – übrigens
in Nord wie Süd –, sich in ihre meist alles
andere als nachhaltige Forstpolitik nicht
hineinreden zu lassen. Dies gilt auch für
die Bekämpfung des Handels mit illegal
gefälltem Holz – von der Europäischen
Union immerhin zu einem ihrer Schwer-
punkte für die COP-9 auserkoren. Die viel-
fach erwartete Initiative der EU blieb aus,
Kommissionspräsident José Manuel Bar-
roso kam mit leeren Händen nach Bonn.
Bei der Bekämpfung des illegalen Holz-
handels kam es zu keinem einzigen wirk-
samen Beschluss. 

Schutz der Meere

In positivem Kontrast dazu standen die
Debatten zu den Meeresschutzgebieten.
Bislang ist nur ein Prozent der weltweiten
Meeresfläche unter Schutz gestellt, wobei
auch international vereinbarte Kriterien
für die Auswahl von ökologisch besonders
wertvollen Gebieten bisher nicht existie-
ren. Ein Kriterienkatalog für die Auswei-
sung von Meeresschutzgebieten wurde von
der COP-9 verabschiedet und ein weiterer
Arbeitsprozess beschlossen, mit dem bis
zum Jahr 2012 ein globales Netzwerk von
marinen Schutzgebieten unter Dach und
Fach gebracht werden soll. 

›Biopiraterie‹

Zweites zentrales Verhandlungsfeld in
Bonn war der »Zugang zu genetischen Res-
sourcen und der gerechte Vorteilsausgleich

bei deren Nutzung«, im CBD-Jargon ›Ac-
cess and Benefit Sharing‹ oder ABS ge-
nannt. Seit Verabschiedung des Überein-
kommens wird hierüber verhandelt, ohne
dass bisher eine rechtsverbindliche Rege-
lung beschlossen werden konnte, wie die
Herkunftsländer biologischer Ressourcen
am wirtschaftlichen Gewinn beteiligt wer-
den, der aus der Nutzung solcher Ressour-
cen entsteht kann. Wenn beispielsweise aus
einer Urwald-Pflanze ein Medikament ent-
wickelt wird, hat das Herkunftsland bis-
her keinen Rechtsanspruch auf einen Ge-
winnanteil. Bei der Patentierung muss noch
nicht einmal angegeben werden, woher die
biologischen Ressourcen kommen. Eine
solche Praxis wird von den betroffenen
Ländern als ›Biopiraterie‹ bezeichnet. Jah-
relang waren praktisch alle Industrielän-
der dagegen, verbindliche ABS-Regelun-
gen zu beschließen. Dies änderte sich for-
mal erst beim Weltgipfel für nachhaltige
Entwicklung im Jahr 2002 in Johannes-
burg. Dort war in der Abschlusserklärung
(A/CONF.199/20) der Auftrag erteilt wor-
den, ein internationales ABS-Regime aus-
zuhandeln. 

Nach jahrelangen Verhandlungen konn-
ten bei der COP-6 ebenfalls im Jahr 2002
immerhin die unverbindlichen ›Bonn
Guidelines‹ für ABS verabschiedet werden,
auf die sich eine Arbeitsgruppe der CBD
geeinigt hatte. Aber es zeigte sich rasch,
dass unverbindliche Regelungen das Pro-
blem nicht wirklich lösen konnten: Wer
ist schon bereit, auf der Grundlage unver-
bindlicher Empfehlungen Gewinnanteile
abzutreten? 

Auf der COP-9 in Bonn konnte nun ein
Verhandlungszeitplan beschlossen werden
für eine Regelung mit verbindlichen und
unverbindlichen Bestimmungen, die bis zur
10. Vertragsstaatenkonferenz im japani-
schen Nagoya 2010 verabschiedungsreif
sein soll. Nur mit diesen wachsweichen
Formulierungen waren Kanada und Japan
bereit, diese Einigung mitzutragen. Es bleibt
abzuwarten, wieweit im Rahmen der Ver-
handlungen diese beiden ›Bremserstaaten‹
inhaltlich Zugeständnisse machen. 

Mit einem ABS-Regime wäre die dritte
Säule des Übereinkommens – die gleichbe-
rechtigte Beteiligung am Nutzen der bio-
logischen Vielfalt – umgesetzt, die die Ent-
wicklungsländer seit Verabschiedung des
CBD fordern. Damit könnten die Her-
kunftsländer biologischer Ressourcen end-
lich gegen ›Biopiraterie‹ vorgehen. Aller-
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dings müssen sich hierfür nicht nur Japan
und Kanada bewegen, sondern auch die
Wirtschafts- und Justizministerien der EU,
die bisher Änderungen am Patentrecht ka-
tegorisch ablehnen. Für eine effektive Re-
gelung zum Schutz vor ›Biopiraterie‹ dürf-
te es aber kaum zu umgehen sein, dass Pa-
tente verweigert werden, wenn der Antrag-
steller nicht bereit ist, die Herkunft even-
tuell verwendeter biologischer Ressour-
cen offenzulegen. 

Biokraftstoffe

Hoch umstritten war die Beschlussfassung
zu Biokraftstoffen. Insbesondere die EU
wollte einen COP-Beschluss, mit dem ein
Prozess zur Definition von Nachhaltigkeits-
kriterien für Biokraftstoffe initiiert werden
sollte. Brasilien lehnte dies dezidiert ab,
weil das Land darin Versuche der Markt-
abschottung sah. Das andere Extrem stell-
ten Versuche diverser arabischer Staaten
der Organisation Erdöl exportierender
Länder (OPEC) dar, diese Nachhaltigkeits-
kriterien in nachgerade absurde Höhen zu
treiben – aus durchsichtigen Motiven. 

Schließlich wurde Einigkeit darüber er-
zielt, dass Produktion und Nutzung von
Biokraftstoffen nachhaltig erfolgen solle.
Die Vertragsstaaten werden aufgefordert,
dafür entsprechende politische Rahmen-
bedingungen zu schaffen. Hierzu konnte
ein konkreter Prozess bis zur COP-10 ver-
einbart werden. In diesem Prozess soll es
darum gehen, die Auswirkungen der Bio-
kraftstoffe auf die biologische Vielfalt zu
dokumentieren und in regionalen Work-
shops Vorschläge zu entwickeln, wie das
Thema Biokraftstoffe und der Zusammen-
hang zur biologischen Vielfalt im Rahmen
des CBD weiter behandelt werden können.
Die Ergebnisse sollen zunächst im wissen-
schaftlichen Untergremium SBSTTA bera-
ten werden. Dieses soll dann eine Beschlus-
sempfehlung für die COP-10 erarbeiten.

Bewertung

Die Bonner CBD-Konferenz wurde entge-
gen den Erwartungen Vieler ein relativer
Erfolg, weil führende Akteure – nament-
lich die EU und Brasilien – bereit waren,
statt einem Stellungskrieg um Halbsätze
einen Kompromiss über eine politische
Agenda zu schließen. Diesem Kompromiss
konnten sich letztlich auch Japan und Ka-
nada nicht mehr entziehen, deren Agen-
da eigentlich nur darin bestand, so wenig
wie möglich überhaupt zu beschließen.

Brasilien hatte eine ambitionierte Ver-
handlungsagenda für ABS, die deutsche
Präsidentschaft und die EU bei den Schutz-
gebieten. Damit hatten beide Seiten ein In-
teresse an einer Einigung. Bereits im Vor-
feld war dabei zu beobachten gewesen,
dass ein strategischer Kompromiss zwi-
schen diesen beiden Akteuren dadurch un-
gemein erschwert wurde, dass die verhan-
delnden Ministerien unterschiedliche Kom-
petenzen hatten. Auf brasilianischer Seite
verhandelt das Außenministerium und ver-
knüpfte für sein Verhandlungsmandat die
CBD-Themen mit weit darüber hinaus-
reichenden Fragen wie etwa Änderungen
am TRIPS-Abkommen der WTO über geis-
tige Eigentumsrechte. Aus Sicht Brasili-
ens ist das eine folgerichtige Politik, denn
zu einem wirksamen ABS-Protokoll ge-
hört die Verweigerung von Patenten bei
einer Nichtoffenlegung der Herkunft bio-
logischer Ressourcen. Dafür aber müssen
das TRIPS-Abkommen und die nationa-
len Patentrechte geändert werden. 

Während in Brasilien das Außenminis-
terium praktisch alle internationalen Ver-
handlungen, von der CBD bis zur WTO,
federführend verhandelt, ist dies in der EU
grundlegend anders. Das deutsche Um-
weltministerium beispielsweise hat nicht
nur keinerlei Kompetenzen, über WTO-
Verträge zu verhandeln, sondern in die-
sen Fragen auch keinerlei Verhandlungs-
macht gegenüber dem in Deutschland für
die WTO zuständigen Wirtschaftsminis-
terium. Dieses wiederum kann darauf ver-
weisen, dass es zwar für die WTO zustän-
dig ist, aber der EU-Handelskommissar für
die EU verhandelt, weil Handelspolitik in
der Kompetenz der Gemeinschaft liegt.
Aber welches Interesse soll der EU-Han-
delskommissar haben, beim Patentrecht
Zugeständnisse zu machen, um bei einem
für sein Ressort nicht relevanten Über-
einkommen über die biologische Vielfalt
brasilianische Zugeständnisse zu bekom-
men? Brasiliens Außenministerium hatte
daher im Grunde in der EU keinen äquiva-
lenten Ansprechpartner für sein Verhand-
lungsangebot, wirksamen Artenschutz ge-
gen wirksames ABS-Regime. 

Es wird nicht zuletzt davon abhängen,
ob es der EU gelingt, ihre zersplitterten
Kompetenzen soweit zu einer integrierten
Politik zusammenzubringen, dass es bis
Nagoya 2010 zu einer Einigung bei ABS
kommt und damit die CBD tatsächlich die
Rolle erfüllen kann, die ihr in Rio zuge-

dacht worden war. Wenn sich die EU und
die Entwicklungsländer auf ein politisches
Paket zu Schutzgebieten und ABS einigen
können, werden weder Kanada noch Ja-
pan (als Gastgeber der COP-10) dies blo-
ckieren können. Dass es in Bonn gelang,
zumindest den Zeitplan dafür zu beschlie-
ßen, muss angesichts vieler voreiliger Ab-
gesänge auf das angebliche ›Scheitern des
CBD‹ durchaus als Erfolg gewertet werden.

Cartagena-Protokoll

Unmittelbar vor Beginn der COP-9 fand
in Bonn das vierte Treffen der Vertrags-
staaten des Protokolls von Cartagena über
die biologische Sicherheit statt (Meeting
of the Parties, MOP-4), das im Rahmen
der CBD ausgehandelt wurde. Verhand-
lungsgegenstand waren die letzten offe-
nen Fragen für die Umsetzung des Proto-
kolls, nämlich die in Art. 27 vorgesehe-
nen Regeln für Haftungs- und Entschädi-
gungsfragen (liability and redress). Die Po-
sitionen der Staaten hierzu waren schon
immer extrem gegensätzlich, viele Indus-
triestaaten (etwa Japan) lehnen solche Re-
geln grundsätzlich ab, während die meis-
ten Entwicklungsländer auf verbindlichen
Haftungs- und Entschädigungsregeln be-
harren. Es bedurfte enormer Verhand-
lungskünste und Anstrengungen der bei-
den Ko-Vorsitzenden und einer neuen
Staatengruppe der ›Like-minded Friends‹,
um schließlich einen Beschluss herbeizu-
führen, dass nun über einen solchen bin-
denden Regelkatalog verhandelt wird. Was
dort substanziell enthalten sein wird, ent-
scheidet sich bei der MOP-5. Bis dahin
gilt »nothing is agreed until everything is
agreed«. Angesichts der geradezu diame-
tral entgegengesetzten Ausgangspositio-
nen der Vertragsstaaten kann dieses Er-
gebnis durchaus als Fortschritt gewertet
werden.

Berichte: 
CWÜ: Report of the Conference of the Parties to
the Convention on Biological Diversity on the Work
of its Ninth Meeting, UN Doc. UNEP/CBD/COP/9/29
v. 20.6.2008, http://www.cbd.int/doc/meetings/
cop/cop-09/official/cop-09-29-en.pdf

Cartagena-Protokoll: Report of the Fourth Meeting
of the Conference of the Parties to the Convention on
Biological Diversity Serving as the Meeting of the
Parties to the Cartagena Protocol on Biosafety, UN
Doc. UNEP/CBD/BS/COP-MOP/4/18 v. 25.6.2008, http:
//www.cbd.int/doc/meetings/bs/mop-04/official/
mop-04-18-en.pdf
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Friedenssicherung 

Neuer Sonderbeauftragter und
Leiter der Mission der Verein-
ten Nationen in der Demokra-
tischen Republik Kongo (MO-
NUC) ist der britische UN-Ve-
teran Alan Doss. Bereits am
24. Oktober 2007 zum Sonder-
beauftragten der größten und
komplexesten UN-Mission er-
nannt, trat der 63-Jährige sein
Amt im Januar dieses Jahres in
Kinshasa an. Er folgt dem Ame-
rikaner William Lacy Swing,
der im Juni 2008 zum Gene-
raldirektor der Internationa-
len Organisation für Migra-
tion (IOM) ernannt wurde. Af-
rikanische Krisengebiete sind
kein Neuland für Doss. Zu-
vor erfüllte er ähnliche Posten
als (stellvertretender) Sonder-
berater in Liberia, Côte d’Ivoi-
re und Sierra Leone. (vgl. Per-
sonalien, VN, 5/2005, S. 211). 

Am 28. Februar 2008 ernannte
UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon den Algerier Said Djinnit
zum Sonderberater und Leiter
des UN-Büros für Westafrika
(UNOWA). Er tritt damit die
Nachfolge von Lamine Cissé
an, der im September 2007
übergangsweise zum Leiter von
UNOWA ernannt worden war
(vgl. Personalien, VN, 6/2007,
S. 249). Bevor Djinnit sein Amt
in Dakar (Senegal) antrat, war
er Kommissar für Frieden und
Sicherheit der Afrikanischen
Union. Der 54-Jährige hatte
verschiedene Posten, einschließ-
lich den des Beigeordneten Ge-
neralsekretärs für Politische An-
gelegenheiten der Organisation
der Afrikanischen Einheit (heu-
te Afrikanische Union) inne
und unterstützte die Friedens-
prozesse unter anderem in
Äthiopien/Eritrea, der Demo-
kratischen Republik Kongo,
Liberia und Somalia.

Um die Lösung des Konflikts in
Darfur weiter voranzutreiben,
ernannten am 30. Juni 2008
der UN-Generalsekretär sowie
der Vorsitzende der Afrikani-
sche Union (AU) den Außen-
minister Burkina Fasos Djibril
Yipènè Bassolé zum gemeinsa-
men Chefvermittler der Afri-
kanischen Union und der Ver-
einten Nationen. Er wird sei-
ne Arbeit vom Hauptquartier
des hybriden Einsatzes der AU
und UN in Darfur (UNAMID)
in El Fasher aus führen. Jan
Eliasson und Salim Ahmed Sa-
lim, die Sondergesandten der
UN und der AU, waren Mitte
des Jahres von ihrem Amt zu-
rückgetreten, werden jedoch
dem Chefvermittler beratend
zur Seite stehen. Der 51-jäh-
rige Bassolé kann auf langjähri-
ge Erfahrungen im Bereich Me-
diation und multilaterale Di-
plomatie zurückgreifen. In den
Jahren 2000 bis 2007 war er
als Minister für Sicherheit sei-
nes Landes unter anderem maß-
geblich an der Ausarbeitung
der Vereinbarung von Ouaga-
dougou zur Beendigung des
Bürgerkriegs in Côte d’Ivoire
beteiligt. 

Das Amt des Untergeneralse-
kretärs für Friedenssicherung
und Leiters der Hauptabteilung
Friedenssicherungseinsätze
(DPKO) bleibt weiterhin in
französischer Hand. Nach bei-
nahe acht Jahren Amtszeit über-
gibt Jean-Marie Guéhenno (vgl.
Personalien, VN, 2/2001, S. 68)
den Stab an seinen Landsmann
Alain Le Roy. Le Roy wurde am
30. Juni 2008 vom UN-Gene-
ralsekretär als Nachfolger auf
diesem Posten ernannt und
wird sein neues Amt im Spät-
sommer antreten. Der 55-jähri-
ge Diplomat steht vor der Her-
ausforderung, 20 Friedensmis-
sionen mit über 110 000 Solda-
ten, Polizisten und zivilen Frie-
denskräften zu leiten. Le Roy
bringt Erfahrungen im Bereich
Verwaltung und internationale
Beziehungen sowohl auf politi-
scher Ebene als auch im Feld-
einsatz mit. Für die UN war Le
Roy bei der UN-Verwaltung in
Kosovo, für das Entwicklungs-
programm (UNDP) in Maure-
tanien und als Stellvertretender
Sonderkoordinator in Saraje-
wo tätig.

Im Mai 2008 ernannte UN-
Generalsekretär Ban Ki-moon
den Nigerianer Chikadibia Isaac
Obiakor zum Militärberater für
die weltweit stationierten UN-
Friedenssicherungsmissionen.
Zuvor diente der 57-Jährige als
Truppenbefehlshaber der Mis-
sion der Vereinten Nationen in
Liberia (UNMIL). Seine militä-
rische Karriere begann Obia-
kor im Jahr 1973 bei den nige-
rianischen Streitkräften.

Ein weiterer Wechsel im Be-
reich Friedenssicherung fand
an der Spitze der Übergangs-
verwaltungsmission der Ver-
einten Nationen in Kosovo
(UNMIK) statt. Im Juni 2008
wurde der italienische Diplo-

mat Lamberto Zannier zum
Nachfolger des Deutschen Jo-
achim Rücker als Sonderbe-
auftragter und Leiter der UN-
MIK ernannt. Letzterer hatte
den Posten vor zwei Jahren an-
getreten (vgl. Personalien, VN,
5/2006, S. 215). Zannier über-
nimmt die Leitung von UN-
MIK in einer Zeit tief greifen-
der politischer Umstrukturie-
rungen: Im Februar dieses Jah-
res rief Kosovo seine Unabhän-
gigkeit von Serbien aus, am
25. Juni trat die Verfassung in
Kraft. Entsprechend den Vor-
schlägen des UN-Generalsekre-
tärs und unter Aufsicht der UN
soll nun die Rechtsstaatsmis-
sion der Europäischen Union in
Kosovo, EULEX, beziehungs-
weise die örtlichen Behörden
zunehmend die Aufgaben der
UNMIK übernehmen. Zan-
niers Aufgabe wird es sein, diese
Umstrukturierungspläne und
den personellen Abbau der
UNMIK zu überwachen und
voranzubringen. Der 54-jähri-
ge Völkerrechtler war zuvor
Direktor des Zentrums für
Konfliktprävention der Orga-
nisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa. 

Der ehemalige Außenminister
Australiens Alexander Downer
ist seit dem 17. Juli 2008 neuer
Sonderberater des Generalse-
kretärs für Zypern. Damit sind
wieder zwei hochgestellte Per-
sönlichkeiten im Auftrag des
Generalsekretärs für die seit
1974 zwischen Zyperngrie-
chen und Zyperntürken geteil-
ten Insel zuständig. Während
der im April ernannte Sonder-
beauftragte für Zypern Taye-
Brook Zerihoun (vgl. Perso-
nalien, 3/2008, S. 133) in ers-
ter Linie vor Ort die Leitung
der dortigen Friedensmission
UNFICYP innehat, wird es
Downers Aufgabe sein, den

Personalien

Djibril Yipènè Bassolé   
UN-Foto: Eskinder Debebe
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wieder in Gang gekommenen
Friedensprozess weiter voran-
zubringen. Die Führer der bei-
den Konfliktparteien hatten im
Juli angekündigt, am 3. Sep-
tember 2008 unter Schirm-
herrschaft der UN weitere Ge-
spräche zu führen. Der 57-jäh-
rige Politiker war von 1996 bis
2007 unter Premierminister
John Howard Außenminister.
In dieser Zeit war der studierte
Politik- und Wirtschaftswissen-
schaftler unter anderem stark
in die Bemühungen für eine Un-
abhängigkeit Timor-Lestes in-
volviert.

Generalversammlung 

Drei Monate vor Amtsüber-
nahme haben die 192 Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen
am 4. Juni 2008 den Nicaragu-
aner Miguel D’Escoto Brock-
mann per Akklamation zum
63. Präsidenten der UN-Gene-
ralversammlung gewählt. Sei-
ne Wahl beruht auf einem Vor-
schlag der Gruppe der latein-
amerikanischen und karibi-
schen Staaten, die nach dem
Rotationsprinzip dieses Jahr
das Vorschlagsrecht hatte. Der
75-jährige Politiker und ka-
tholische Priester übernimmt
am 16. September 2008, dem
ersten Tag der 63. Tagung der

Generalversammlung, das Amt
von dem Mazedonier Srgjan
Kerim. Bisher beriet D’Escoto
Brockmann den nicaraguani-
schen Präsidenten Daniel Orte-
ga im Range eines Ministers im
Bereich internationales Recht
und Fragen der maritimen
Grenzen. D’Escoto Brockmann
wurde im Jahr 1961 zum Pries-
ter geweiht. Von 1979 bis 1990
war er Außenminister in der
linksgerichteten Sandinisten-
Regierung Nicaraguas. Das
Anliegen des Befreiungstheo-
logen, der als Kritiker der USA
gilt, ist es, sich für die Demo-
kratisierung der Vereinten Na-
tionen einzusetzen.

Gerichte 

Zum Kanzler des Sonderge-
richtshofs für Libanon in Den
Haag ernannte UN-General-
sekretär Ban Ki-moon am 10.
März 2008 den Briten Robin
Vincent. Der Experte auf dem
Gebiet der Verwaltung inter-
nationaler Gerichte wird seine
Arbeit aufnehmen, sobald die
ersten Täter verhaftet und die
Anklageschriften verfasst wor-
den sind. Das Gericht in Liba-
non wurde mit Sicherheitsrats-
resolution 1757(2007) einge-
richtet, um alle Verantwortli-
chen für den terroristischen
Bombenanschlag auf den ehe-
maligen libanesischen Minis-
terpräsidenten Rafik Hariri
und andere Personen ausfin-
dig zu machen und vor Ge-
richt zu stellen. Der 64-jähri-
ge Vincent bekleidete zuvor
das Amt des stellvertretenden
Kanzlers des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehe-
malige Jugoslawien und von
2002 bis 2005 das des höchsten
Verwaltungschefs des Sonder-
gerichtshofs für Sierra Leone.

Der deutsche Völkerrechtler
und ehemalige Vorstandsvor-
sitzende der Deutschen Gesell-
schaft für die Vereinten Natio-
nen (DGVN) Rüdiger Wolfrum

wurde am 13. Juni 2008 für
weitere neun Jahre als Richter
in den Internationalen Seege-
richtshof (ISGH) in Hamburg
gewählt (vgl. Personalien, VN,
5/2005, S. 212). Wolfrum ge-
hört dem 21 Mitglieder zählen-
den Gericht seit dem Jahr 1996
an und war als Vizepräsident
und zuletzt von 2005 bis 2008
als Präsident des ISGH tätig.
Das unabhängige internatio-
nale Gericht, das auf Grund-
lage des Internationalen See-
rechtsübereinkommens der
Vereinten Nationen von 1982
operiert, wird sich zukünftig
unter anderem intensiver mit
der Frage der Meeresboden-
nutzung beschäftigen.

Menschenrechte

Navanethem Pillay ist die neue
Hohe Kommissarin der Ver-
einten Nationen für Menschen-
rechte. Die UN-Generalver-
sammlung folgte am 28. Juli
2008 dem Vorschlag General-
sekretär Ban Ki-moons, die
Richterin und Frauenrechtle-
rin aus Südafrika für diesen
Posten zu ernennen. Bei der Er-
nennung versprach Ban, das
Amt der Hohen Komissarin fi-
nanziell und personell besser
auszustatten. Pillay löst die
Kanadierin Louise Arbour ab,
deren Amtszeit nach fünf Jah-
ren am 30. Juni 2008 endete
und die für keine zweite Amts-
zeit zur Verfügung stehen woll-
te. Pillay kann auf einen rei-
chen Erfahrungsschatz im Be-
reich Menschenrechte und Völ-
kerrecht zurückgreifen. Bis zu
ihrer Ernennung war die 67-
jährige Harvard-Absolventin
Richterin am Internationalen
Strafgerichtshof; von 1995 bis
2003 war sie als Richterin und
ab 1999 auch als Präsidentin
am Internationalen Strafge-
richtshof für Ruanda tätig. Auf
ihr Bestreben hin entschied der
Gerichtshof, Vergewaltigung
als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit zu definieren.

Pillay war nicht nur die erste
farbige Frau, die eine Anwalts-
kanzlei in der Provinz Natal
eröffnete, sondern auch die
erste farbige Frau, die an den
Obersten Gerichtshof Südafri-
kas berufen wurde. 

Deutschland  

Harald Ganns, Botschafter a.D.,
ist seit April 2008 Beauftrag-
ter für Presse und Information
bei der Gemeinsamen Informa-
tionsstelle (CIS) der UN-Büros
in Bonn. In dieser Funktion
wird er dazu beitragen, die in
Deutschland angesiedelten UN-
Sekretariate bekannter zu ma-
chen sowie die Kontakte mit
der Bundes- und der Landes-
regierung, mit nationalen und
internationalen Regierungs-
und Nichtregierungsorganisa-
tionen zu vertiefen. Von Juni
2001 bis Ende 2007 war er Son-
derbeauftragter des Auswärti-
gen Amtes für die Angelegen-
heiten der UN-Organisatio-
nen mit Sitz in Bonn und war
für den weiteren Ausbau des
internationalen Standorts ver-
antwortlich. 

Zusammengestellt von Monique
Lehmann und Anja Papenfuß.

Miguel d’Escoto Brockmann 
UN-Foto: Mark Garten

Navanethem Pillay
ICC-CPI: Van Cappellen/Hordijk
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UN-Geschichte aktualisiert

Jost Dülffer

Helmut Volger ist eine Institution unter den deutschen
UN-Forschern. Dies liegt zum einen an seiner kom-
munikativen Kompetenz: Seit 1999 unternimmt er
es im ›Forschungskreis Vereinte Nationen‹, Wissen-
schaftler verschiedener Disziplinen zusammenzubrin-
gen und zu koordinieren. Es liegt zum anderen aber
auch an seiner erstaunlichen Arbeitsleistung. Neben
mehreren Monografien und Sammelbänden publi-
zierte der zum Dr. phil. promovierte Politologe im
Jahr 1995 die erste Auflage seiner ›Geschichte der
Vereinten Nationen‹. Während jenes Werk mit 290
Seiten samt Anhängen auskam, hat sich der Umfang
der nunmehr vorliegenden zweiten Auflage annähernd
verdoppelt. Der erhebliche Seitenzuwachs lässt sich
leicht erklären: Der neue Band deckt nun auch den
Zeitraum 1996 bis 2006 ab. 

Der Schwerpunkt von Volgers Darstellung liegt
auf drei von sechs Hauptorganen: Sicherheitsrat, Ge-
neralversammlung und Generalsekretär/Sekretariat;
der Internationale Gerichtshof wird, wie alle anderen
Institutionen, hier nur am Rande erwähnt. Haupt-
thema ist die Friedenssicherung durch diese drei Or-
gane. Der Autor geht streng chronologisch vor und
berichtet kapitelweise über Phasen von acht bis zwölf
Jahren in der Zusammenschau. Gelegentlich gibt er
eine Vorschau auf weitere Entwicklungen eines spä-
ter nicht mehr vorkommenden Sachthemas. Ein wei-
terer Schwerpunkt ist die Entwicklung der Menschen-
rechte. Die UN-Sonderorganisationen und der Bereich
Wirtschaft und Soziales werden erst relativ spät, für
die achtziger Jahre, ausführlicher in den Blick genom-
men, ebenso die wachsende Rolle nichtstaatlicher Or-
ganisationen, die nur einmal auf zwei Seiten einbe-
zogen werden. Die Völkermordkonvention von 1948
wird nicht angeführt, sie erscheint nur in einem in-
direkten Zitat der damaligen amerikanischen UN-
Botschafterin Madeleine Albright aus dem Jahr 1994
(wonach sie auf Weisung ihrer Regierung bei der Dis-
kussion über Ruanda nicht von Völkermord hatte
sprechen dürfen). Kurz: Vollständigkeit sucht man
besser in einem Lexikon (zum Beispiel dem von Vol-
ger herausgegebenen Lexikon der Vereinten Natio-
nen, 2000). 

Im ersten Kapitel werden die Pläne für eine neu-
artige Weltorganisation anstelle des Völkerbunds
skizziert. Dies beginnt mit der ›Atlantik-Charta‹
von 1941 und stellt am Ende die UN-Charta von 1945
als politischen Kompromiss vor. Die nachfolgenden
Kapitel beschreiben, neben der Findung von Amts-
sitz und Schaffung der einzelnen Organe, immer wie-

der den Umgang der UN mit internationalen Kri-
sen. Insbesondere den Personen und den zunehmend
schwieriger zu bewertenden und einzuordnenden Ge-
neralsekretären gibt der Autor breiten Raum. Dag
Hammarskjöld und Kofi Annan werden besonders
hervorgehoben; bei den anderen Generalsekretären
zitiert Volger eher zeitgenössische Kritik aus West
oder Ost, und salomonisch schreibt er dann, dass es
auch einmal schwächere Persönlichkeiten gegeben
habe. Ban Ki-moon, der Anfang 2007 ins Amt kam,
wird nicht mehr erwähnt.

Die Darstellung ist ganz auf die Wort- und Text-
produktion der Vereinten Nationen ausgerichtet.
Dies belegen auch die herangezogenen Quellen: Re-
den, Beschlussvorlagen, häufig auch die Memoiren
der Handelnden. Für die Jahre bis 1965 stützt sich
Volger oft auf die beiden sehr guten Bände des briti-
schen Diplomaten und Historikers Evan Luard. Für
die letzten Jahrzehnte kommen Zeitungsberichte und
erste begleitende wissenschaftliche Kompilationen
hinzu. Fasst man dies alles zusammen, so ist mit enor-
mem Arbeitsaufwand ein Kompendium entstanden,
das in dieser Art unverzichtbar ist. Es dürfte für Völ-
kerrechtler, Politikwissenschaftler, aber auch für His-
toriker ein klassisches Referenzwerk werden. Dafür
ist Helmut Volger zu beglückwünschen, denn mehr
kann ein Einzelner an Datenerfassung und Kompri-
mierung wohl kaum leisten. 

Als Historiker der Internationalen Geschichte und
Historischen Friedens- und Konfliktforschung müs-
sen jedoch auch die Defizite und Grenzen benannt
werden. Ein solcher Austausch kann nur anregen.
Die Verdopplung des Buchumfangs ist allein der ver-
strichenen Zeit geschuldet. Bis für den Geschichts-
zeitraum der frühen neunziger Jahre, der bereits in
der ersten Auflage abgedeckt wurde, enthält der Band
nur an ganz wenigen Stellen knappe Ergänzungen.
Einige Sachthemen, die 1995 nur erwähnt wurden,
können fortan breit abgehandelt werden. Doch die
Darstellung der letzten zwölf Jahre droht in eine
Summe von Kurzberichten zu  einzelnen UN-Verhand-
lungen und  den  daraus entstandenen Dokumenten
abzugleiten – Synthesen und große Linien sind hier
nur schwer zu finden. Die Ausweitung der Aufga-
ben, die wachsende Anzahl von Berichten und Re-
formplänen, die Neugründung von Institutionen, all
dies macht eine konzise Darstellung der Entwicklun-
gen sicherlich nicht einfach, aber es bleibt hier bei
der Aufzählung und vorsichtig-diplomatischen Be-
wertung: »Umweltschutz: Viele Verhandlungen,

Helmut Volger

Geschichte der
Vereinten Nationen

München:
Oldenbourg Verlag,
2. Aufl. 2008
511 S., 34,80 Euro
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wenig Fortschritte«, »Meilensteine für den Men-
schenrechtsschutz«; »Resümee: Die Vereinten Na-
tionen seit 1997: Viele Fortschritte, aber die Proble-
me bleiben« – das sind Kapitelüberschriften. Eine
auf sechs Seiten hinzugefügte Gesamtwürdigung der
UN bleibt im gleichen ambivalenten Duktus von
Leistungen und Defiziten. 

Ein Historiker wie Paul Kennedy (Parlament der
Menschheit. Die Vereinten Nationen und der Weg
zu einer Weltregierung, München 2007) versucht da
ganz andere Schneisen der Einordnung und Bewer-
tung zu schlagen, was Volgers Absicht sicher nicht
ist. Ein Historiker würde darüber hinaus bei den
einzelnen Krisen, Konflikten und Kriegen weitaus
stärker nach den Bedingungen für das Verhalten von
Staaten beziehungsweise Delegierten in UN-Gre-
mien fragen, nicht nur die zumeist zeitgenössischen
Äußerungen und Kommentare zum Nennwert neh-
men. Das Dilemma für jeden Autor ist, dass fast al-
les an internationalen Problemen irgendwann ein-
mal vor die UN gebracht wurde – aber die wahren
Ursachen, Motive der Staaten oder deren wichtigs-
ten Akteuren interessieren den Autor kaum. Gewiss,
gerade bei der Ausbreitung von  Diskussionen des Si-
cherheitsrats und zumal seiner ständigen Mitglieder
wird der politische Vorrang der Großmächte klar,
aber nur am Rande scheint auf, dass es ganz we-
sentliche Phasen einer Blockade der UN durch die
Sowjetunion, später durch die USA gab – und dass
der Sicherheitsrat nur bei Einigkeit der Großmächte
handlungsfähig war.  

Insofern wird bei der Debatte um die UN als Fo-
rum oder als Akteur bei Volger zu sehr auf die Ak-
teursqualität und das jeweils einvernehmlich verab-
schiedete Papier, also die Rechtsnorm, abgestellt. Na-
türlich verschweigt der Autor die mangelnde Umset-
zung nicht, zieht sich dann aber – wie bereits gesagt
– in Formeln ambivalenter Leistungen zurück. Bei
der Kuba-Krise im Jahr 1962, der wohl gefährlich-
sten Situation des Ost-West-Konflikts, scheint er die
Rolle der UN als Akteur zu überschätzen. Die breite
historische Literatur zur Kontextualisierung, die seit
den frühen neunziger Jahren verstärkt auch Kennt-
nisse über interne sowjetische Quellen erlaubt und
damit ganz klar die bilateralen offiziellen und inof-
fiziellen Kanäle benennt, kennt Volger nicht. So ist
es sehr bedenklich, wenn ein Schreiben des sowjeti-
schen Ministerpräsidenten Nikita Chruschtschow an
den amerikanischen Präsidenten John F. Kennedy
mit Verweisen auf Luards Buch von 1989 als bis heu-
te unbekannt zitiert wird (S. 123). Die wissenschaft-
liche Publikation des amerikanischen Außenminis-
teriums ›Foreign Relations of the United States‹ ent-
hält dies seit den frühen neunziger Jahren im Wort-
laut, der sogar ›online‹ eingesehen werden kann. 

Post hoc, ergo propter hoc, stellt ein Problem je-
der historischen Studie dar: Wenn bei einem engen
Blick auf die UN eine Aktivität aus deren System be-

richtet wird, nachher eine politische Entscheidung
gefällt wird, kommt Volger oft zu leicht auf das Er-
gebnis: also waren die UN-Aktivitäten ausschlagge-
bend. Bei einem solchen Verfahren werden UN-Ak-
teure und -Aktionen leicht überschätzt, vor allem
wenn der Autor die eminent wichtigen Rahmen-
bedingungen des Staatensystems und der Entschei-
dungsprozesse ganz auslässt oder nur andeutet.  

Genuin historische Quellen zieht Volger lediglich
am Anfang aus den oben bereits erwähnten ›Foreign
Relations of the United States‹ heran. Aber gerade
diese Quellen braucht der Autor für seinen Argu-
mentationsstil auch nicht. Manuel Fröhlichs große
intellektuelle Biographie Dag Hammarskjölds hin-
terlässt im Text keinerlei Spuren. Wenn am Ende
des Namibia-Kapitels (S. 176) ein neues, allgemein
reflektierendes Buch von Jochen Prantl (The UN Se-
curity Council and Informal Groups of States, 2006)
zitiert wird, stellt der Leser erstaunt fest, dass mit
diesem neuen Beleg der alte eigene Text Volgers von
1995 genauso wieder abgedruckt wird. Diskussions-
würdig sind auch die unterschiedlichen Längen für
einzelne Sachthemen des Buches: Ist die Erweite-
rung durch den UN-Beitritt der Volksrepublik Chi-
na und der beiden deutschen Staaten auf je einer Sei-
te angemessen abgehandelt? Ist die Erweiterung
durch Staaten der ›Dritten Welt‹ um 1960 in ähnli-
chem Sinne mit zwei bis drei Seiten nicht zu kom-
primiert gehalten? Dem Falkland-Krieg und den Ver-
mittlungsversuchen von Generalsekretär Javier Pérez
de Cuéllar werden hingegen fünf Seiten gewidmet.
Die sich schnell abwechselnden Jugoslawien-Teilpro-
bleme der neunziger Jahre werden auf je einer oder
zwei Seiten behandelt, Querelen über Organisations-
und Personalfragen an der Spitze dafür vergleichs-
weise ausführlich. 

Der Band hat am Anfang ein Abkürzungsverzeich-
nis. Er enthält ferner eine äußerst nützliche Chrono-
logie, erhellende Listen zu den Mitgliedstaaten, den
Generalsekretären, den Tagungen und Präsidenten der
Generalversammlung, den Mitgliedschaften im Si-
cherheitsrat sowie eine Bibliographie. Selbstverständ-
licher Standard ist ein Sach- und Personenregister.
Dies lässt nichts zu wünschen übrig.

Helmut Volger – das wurde eingangs gesagt – ist
ein unermüdlicher Kommunikator der deutschen
UN-Forschung und hat sich selbst höchste Verdien-
ste in der Bereitstellung von Informationen für Öf-
fentlichkeit und Forschung erworben. Das gilt auch
für dieses Buch: Es gibt nichts Besseres im deutschen
Sprachbereich. Dennoch: Volger hat sein Buch von
1995 erweitert, hat ein neues Buch vorgelegt, das bis
an die Gegenwart heranreicht. Er hat aber nicht im-
mer den Forschungstand gründlich aktualisiert. Ein
Historiker würde eine Geschichte der Vereinten Na-
tionen doch ganz anders, als eine auch kulturell und
interessengeleitete Geschichte des Staatensystems,
schreiben.
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Sanktionen und Menschenrechte

Christian J. Tams

Wie kein anderes UN-Hauptorgan hat der Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen vom Ende der Block-
konfrontation profitiert. Kaum aus dem Dornröschen-
schlaf erwacht, machte er von seinen Befugnissen so
tatkräftig Gebrauch, dass die neunziger Jahre zu Recht
als ›Sanktionsdekade‹ (Cortright/Lopez) bezeichnet
werden konnten. Die neue Aktivität rief gerade un-
ter Völkerrechtlern zunächst Euphorie hervor, illus-
trierte sie doch die gestiegene Bedeutung der Weltor-
ganisation. Mittlerweile erscheint der Sicherheitsrat
vielen Beobachtern weniger als wachgeküsstes Dorn-
röschen denn als gefährlicher Geist, der aus der Fla-
sche entwichen ist: so weit scheint sein Ermessens-
spielraum bei der Feststellung von Friedensbedrohun-
gen, so breit das Spektrum der ihm eingeräumten Re-
aktionsformen von Einzelfallmaßnahme bis zur fakti-
schen Weltgesetzgebung. Dies gilt insbesondere, seit
deutlich geworden ist, wie stark Beschlüsse des Si-
cherheitsrats Rechte Einzelner betreffen können – sei
es als mittelbare Folge staatsgerichteter Wirtschafts-
sanktionen (wie etwa im Fall Irak) oder als unmittel-
bare Adressaten (wie im Fall terrorverdächtiger Per-
sonen auf Listen der Sanktionsausschüsse).  

Diese vereinfachend dargestellte Entwicklung bil-
det den Hintergrund der beiden anzuzeigenden Dis-
sertationen. Beide untersuchen das Spannungsver-
hältnis von Sicherheitsratshandeln und Individual-
rechten: Gregor Schotten den »Individualrechtsschutz
bei Sanktionen« (S. 75), Noah Birkhäuser die Frage,
»inwiefern [der Sicherheitsrat] die Rechte der Indivi-
duen, gegen die er vorgeht, respektieren muss« (S. 2).
Bedenkt man den gemeinsamen Ausgangspunkt und
die ähnliche Zielsetzung, so überrascht, welch unter-
schiedliche Wege die Autoren gehen. Schotten un-
tersucht den Individualrechtsschutz bei staatsgerich-
teten Wirtschaftssanktionen klassischer Prägung, wie
sie der Sicherheitsrat etwa gegen Irak und Sierra
Leone verhängt hat; dabei beschränkt er sich – wie
im Titel angedeutet – auf Sanktionen »im Umfeld be-
waffneter Konflikte« und auf existenzielle Individu-
alrechte wie die Freiheit von Hunger oder das Recht
auf Leben. Birkhäuser nimmt unmittelbar individual-
gerichtete Sanktionen (etwa Reisebeschränkungen
oder Kontensperrungen) in den Blick, also eine Un-
tergruppe moderner zielgerichteter Sanktionen; ihm
ist zunächst daran gelegen, deren Bedeutung in jün-
geren Sicherheitsratsresolutionen zu belegen, sodann
deren rechtlichen Rahmen zu bestimmen. Diese un-
terschiedliche Ausrichtung bedingt erheblich unter-
schiedliche Schwerpunkte. Zwar bemühen sich Schot-

ten wie Birkhäuser um eine Klärung des Sanktions-
begriffs und stellen den rechtlichen Rahmen der Art.
39ff. UN-Charta dar. Jenseits dieser Vorklärungen
jedoch trennen sich die Wege schnell. 

Gregor Schotten widmet gut zwei Drittel seiner
Arbeit dem humanitären Völkerrecht und dem Men-
schenrechtsschutz und ihrer Einwirkung in das Recht
der Vereinten Nationen. Dabei geht er jeweils in zwei
Schritten vor: In einem ersten belegt er, dass Men-
schenrechte und humanitäres Völkerrecht den Si-
cherheitsrat binden. Angelpunkt seiner Argumenta-
tion ist die These, dass der Sicherheitsrat bei seinem
Handeln wesentliche Ziele und Grundsätze der Ver-
einten Nationen zu beachten habe. Diese These ist
nicht revolutionär, wird aber interessant begründet:
Anhand einer Fülle von Resolutionen und ihrer Ent-
stehungsgeschichte legt Schotten detailliert dar,
dass der Sicherheitsrat selbst sich keinesfalls für
rechtlich ungebunden hält; auch zeigt er, dass die UN-
Praxis die populäre Ansicht, nach der lediglich das
zwingende Völkerrecht (ius cogens) dem Sicherheits-
ratshandeln rechtliche Grenzen setzt, nicht stützt. Sei-
ne Erörterung ist hilfreich, geht sie doch über die üb-
lichen argumentativen Schnellschüsse auf der Grund-
lage vermeintlich logischer Ableitung – ius cogens
als höchstes Recht, Rechtsbindung des Sicherheits-
rats als angeblich zwingende Konsequenz – hinaus.
Ob dies Schottens Versuch, rechtliche Grenzen aus
den UN-Zielvorstellungen und -Grundsätzen abzu-
leiten, stützt, steht auf einem anderen Blatt. Insbe-
sondere die These von der Selbstbindung des Sicher-
heitsrats müsste wohl weiter vertieft werden; unklar
bleibt etwa, ob der Sicherheitsrat von seinen selbst
übernommenen Verpflichtungen wieder abrücken
könnte. Trotz dieser Kritik aber ist Schotten zugute
zu halten, dass er sich nicht darauf beschränkt, die
Rechtsbindung des Sicherheitsrats schlicht zu behaup-
ten oder gängige Erklärungsansätze bloß zu wieder-
holen; dies hebt seine Arbeit von vielen anderen Er-
klärungsversuchen ab. 

Da jedenfalls der gewohnheitsrechtliche Mindest-
standard der Menschenrechte, nach seiner Ansicht
aber auch die gewohnheitsrechtlich anerkannten Re-
geln des humanitären Völkerrechts, zu diesen Zielen
rechnen, kann Schotten in einem zweiten Argumen-
tationsschritt relativ klare rechtliche Grenzen des Si-
cherheitsratshandelns entwickeln. Dazu untersucht
er materialreich, ob bestimmte Menschenrechte oder
Regeln des humanitären Völkerrechts gewohnheits-
rechtliche Geltung erlangt haben und somit zu den
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Zielen der Vereinten Nationen gerechnet werden kön-
nen. Dies bejaht er für zentrale Rechtssätze des hu-
manitären Völkerrechts (Verbot des Aushungerns,
Verbot der Behinderung humanitärer Hilfsleistungen)
wie auch des Menschenrechtsschutzes (Recht auf Le-
ben, auf Freiheit von Hunger und auf medizinische
Grundversorgung). Im Ergebnis zieht er dem Han-
deln des Sicherheitsrats somit durchaus Grenzen. Al-
lerdings verzichtet er dann leider darauf, die tatsäch-
lich erlassenen Resolutionen an den rechtlichen Vor-
gaben zu messen und Möglichkeiten der Rechtsdurch-
setzung zu erörtern. Dies ist bedauerlich, denn gerade
bei interpretationsbedürftigen Rechtssätzen wie etwa
dem behaupteten ›Recht auf medizinische Grundver-
sorgung‹ oder dem Kerninhalt des Rechts auf Leben
können Rechtsverstöße wohl nur anhand einer kon-
kreten Einzelfallprüfung festgestellt werden. Zudem
bleibt offen, ob beziehungsweise wie die Betroffenen
die detailliert begründeten rechtlichen Standards wirk-
sam geltend machen können. Nach Ansicht Schot-
tens sollen Resolutionen, die gegen gewohnheitsrecht-
liche Menschenrechte oder humanitäres Völkerrecht
verstoßen, die Mitglieder der Vereinten Nationen
nicht binden. Was aber geschieht, wenn die Mitglie-
der (sei es, weil sie Schottens These von der Rechts-
bindung nicht teilen oder weil sie sich nicht für prü-
fungsbefugt halten) von der Möglichkeit der Umset-
zungsverweigerung keinen Gebrauch machen, bleibt
unklar. Die Debatten und Gerichtsverfahren der ver-
gangenen Jahre zeigen, dass die Durchsetzung der
rechtlichen Standards gegenüber dem Sicherheitsrat
beziehungsweise den umsetzenden Staaten das eigent-
liche Problem im Rahmen des Individualrechts-
schutzes bei Sanktionen darstellt. Dieses Problem
behandelt Schotten nicht. Ob der Sicherheitsrat sei-
ner ›Bindung an individualschützende Normen‹ ge-
recht geworden ist, bleibt daher offen, die Anwen-
dung der rechtlichen Maßstäbe anderen überlassen.
Diese Maßstäbe in dogmatisch sauberer und detail-
lierter Argumentation entwickelt zu haben, ist aber
kein geringes Verdienst.

Noah Birkhäusers Arbeit ist spezifischer auf das
Recht der Vereinten Nationen ausgerichtet. Ihm geht
es in seinem Hauptteil zunächst um die Sanktions-
praxis des Sicherheitsrats. Dazu wertet er Resolutio-
nen in insgesamt 17 Konflikten – von Rhodesien über
Afghanistan bis zu Côte d’Ivoire – aus. Die Darstel-
lung ist klar strukturiert und belegt Birkhäusers ein-
gangs geäußerte These, heute sei es »ständige Praxis
von Staaten und Internationalen Organisationen, auch
gegen Individuen … mittels völkerrechtlicher Sank-
tionen vorzugehen« (S. 42). Allerdings gerät sie mit
fast 150 Seiten sehr breit. Eine stärkere Zuspitzung
auf individualgerichtete Sanktionen hätte die Les-
barkeit erhöht; andererseits bietet Birkhäusers um-
fassende Darstellung einen guten Überblick über die
Entwicklung der Sanktionspraxis. Im zweiten Haupt-
teil wird diese sodann einer rechtlichen Würdigung

unterzogen. Dabei kommt Birkhäuser in vielen Punk-
ten zu denselben Ergebnissen wie Schotten: Wie die-
ser hält er den Sicherheitsrat für rechtlich gebunden;
wie dieser zeigt er den Konflikt zwischen Sicherheits-
ratsresolutionen und individuellen Menschenrechten
auf und billigt den UN-Mitgliedstaaten (jedenfalls bei
offensichtlich rechtswidrigen Sanktionen) ein Recht
zu, die Umsetzung bindender Resolutionen zu ver-
weigern. Birkhäusers Argumentation zu diesen Punk-
ten fällt jedoch zumeist knapper aus als bei Schot-
ten. Die Bindung an zwingendes Völkerrecht etwa
wird kaum mehr als behauptet, abgestützt wesent-
lich durch die Suggestivfrage, ob denn der Sicher-
heitsrat – wäre er nicht gebunden – einen Völkermord
anordnen dürfe (S. 230). Und auch dass der Sicher-
heitsrat grundlegende Regeln des humanitären Völ-
kerrechts zu beachten habe, wird nicht wirklich be-
gründet – alles andere wäre nach Ansicht Birkhäusers
»[p]olitisch und rechtlich … kaum vertretbar« (S. 246).
Hier fällt seine Arbeit im Vergleich zu Schottens ab.
Dafür nimmt Birkhäuser zu einer Reihe weiterer Pro-
bleme Stellung. Besonders hervor stechen etwa die ge-
lungenen Ausführungen zu den Möglichkeiten der
Durchsetzung individualschützender Normen gegen-
über dem Sicherheitsrat: Einer direkten Kontrolle von
Resolutionen – sei es durch den Internationalen Ge-
richtshof oder nationale Gerichte – steht Birkhäuser
mit guten Argumenten skeptisch gegenüber. Erfolg-
versprechender erscheint ihm ein gerichtliches Vorge-
hen gegen Umsetzungsakte; hier sieht er insbesondere
den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
und den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf-
ten als grundsätzlich kontrollbefugt an und bezieht
auch die bedeutsamen Urteile des Europäischen Ge-
richts erster Instanz in den Fällen Yussuf und Kadi in
seine Analyse ein. Insgesamt erreicht seine Untersu-
chung nicht immer Schottens Tiefe. Sie deckt aber ein
deutlich weiteres Argumentationsfeld ab und vermit-
telt einen guten Überblick über die vielfältigen rechtli-
chen Probleme individualgerichteter Sanktionen. 

Trotz ihres sehr ähnlich formulierten Erkenntnis-
interesses haben Schotten und Birkhäuser ganz un-
terschiedliche Arbeiten vorgelegt, von denen jede ihre
eigenen Vorzüge hat. Schotten geht gründlicher vor
und belegt die Existenz einzelner rechtlicher Grenzen
des Sicherheitsratshandelns mustergültig. Birkhäuser
arbeitet die heutige Bedeutung individualgerichteter
Sanktionen deutlich heraus und spricht nahezu alle
auftretenden Rechtsprobleme an. Beide Arbeiten er-
gänzen sich daher gut. Ihnen gemeinsam ist das Be-
streben, das Handeln des Sicherheitsrats rechtlich zu
erfassen und einzuhegen. Dieses Ziel ist ein hehres
und begrüßenswert, denn seiner Hauptverantwortung
für den Weltfrieden wird der Sicherheitsrat auf Dau-
er nur gerecht werden, wenn er sich nicht über das
Recht stellt. Dies zu fordern, heißt nicht, den Geist
wieder in die Flasche zu verbannen, sondern nur, sein
Wirken in leidlich geordnete Bahnen zu lenken.

Noah Birkhäuser
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Die Friedenssicherung in ihrer schwersten Krise

Katja Wiesbrock-Donovan

Der von Mats Berdal und Spyros Economides im Jahr
2007 in einer neuen Folge herausgegebene Sammel-
band ›United Nations Interventionism 1991–2004‹
sowie die von Ray Murphy im selben Jahr erschiene-
ne Untersuchung der operativen und rechtlichen Pro-
bleme der Friedenssicherung anhand dreier Fallbei-
spiele ›UN Peacekeeping in Lebanon, Somalia and
Kosovo‹ bereichern die umfangreiche Literatur zu die-
sem Thema. Autoren und Herausgeber haben profun-
de Kenntnisse der UN-Praxis und stellen diese über-
sichtlich und gut lesbar dar.

Berdal und Economides lehren beide in London.
Berdal ist Professor im Department of War Studies
des King’s College und Economides arbeitet als Senior
Lecturer am European Institute der London School
of Economics. Die einzelnen Untersuchungen der Frie-
densoperationen von 1991 bis 2004 sind hervorra-
gend gelungen und schildern detailliert die jeweiligen
Fälle. Das Buch baut auf dem im Jahr 1996 erschiene-
nen Band ›The New Interventionsm, 1991–1994‹,
herausgegeben von James Mayall, auf. Darin wurden
die drei Fallbeispiele Kambodscha, ehemaliges Jugos-
lawien und Somalia untersucht. Der vorliegende Band
aktualisiert die Erkenntnisse über die drei Länder und
fügt fünf weitere Fallbeispiele hinzu: Ruanda, Haiti,
Timor-Leste, Kosovo und Sierra Leone. Leider berück-
sichtigt der im Jahr 2007 erschienene Sammelband
nicht neuere Entwicklungen in der Friedenssicherung,
wie im Jahr 2006 die Kongo-Mission der Europäer zur
Unterstützung der Wahlen (EUFOR RD Congo) oder
die Ausweitung des UNIFIL-Mandats im Nachgang
zu den Feindseligkeiten zwischen Libanon und Israel.

Ungewöhnlich ist der Aufbau des Sammelbands:
Zusammenfassende und analysierende Kommentare
bekommt der Leser bereits in einer Einleitung statt
einer Schlussbemerkung präsentiert, was zum Teil
Kenntnisse voraussetzt, die erst in den einzelnen fol-
genden Kapiteln vermittelt werden. Die Einleitung
vom Herausgeber des Bandes von 1996, James Ma-
yall, Professor an der London School of Economics
und Direktor des Centre of International Studies an
der Universität Cambridge, ist jedoch exzellent. 

Mayall hebt hervor, dass die Aufgaben der UN
weit über die traditionelle Friedenssicherung hinaus-
gewachsen seien. Der Schwerpunkt der heutigen UN-
Tätigkeit liege zunehmend auf dem Aufbau rechts-
staatlicher Strukturen, der Förderung von Demokra-
tie und dem wirtschaftlichen Wiederaufbau. Dabei
gehen die von Mayall aufgeworfenen Fragen weit
über operative und finanzielle Probleme hinaus und

analysieren normativ die sich verändernde Rolle der
Vereinten Nationen. Was können und sollen die UN
leisten, welche Grenzen sind ihnen gesetzt? Der Au-
tor sieht die multilaterale Diplomatie der UN – ent-
gegen der anfänglichen Euphorie nach dem Ende des
Kalten Krieges und der Blockade im Sicherheitsrat –
in ihrer schwersten Krise. Verantwortlich dafür seien
nicht die UN als Organisation, sondern die ständigen
Mitglieder des Sicherheitsrats, die über die Manda-
te der Missionen entscheiden. 

Die Untersuchung der operativen und rechtlichen
Probleme in der Praxis der UN-Friedenssicherung von
Ray Murphy ist nicht nur für Wissenschaftler, sondern
auch für das Personal von Friedensmissionen eine le-
senswerte Lektüre. Murphy, Senior Lecturer in Law
am Irish Centre for Human Rights der irischen Na-
tionaluniversität in Galway, greift die Probleme in der
Praxis auf. Das reicht von der Einrichtung der Mission,
der tatsächlichen Entsendung von Truppen und zivi-
lem Personal, über die Befehlsstruktur und den Ein-
satz von Gewalt (geregelt in den so genannten ›rules
of engagement‹) bis hin zur Anwendbarkeit von inter-
nationalem humanitären Recht und Menschenrech-
ten. Die Fallbeispiele sind so gewählt, dass die Ent-
wicklung und jeweiligen Typen der Friedenssiche-
rung vertreten sind: Die erste Libanon-Mission stell-
vertretend für die traditionelle Friedenssicherung, So-
malia als Beispiel für robuste Friedenssicherung und
schließlich Kosovo, das für die modernen multidi-
mensionalen Friedenssicherungsaufgaben inklusive
der Verwaltung eines Gebiets steht. Sie stehen eben-
falls für Operationen in drei verschiedenen Regionen:
dem Nahen Osten, Afrika und Europa. Murphy zieht
den Schluss, dass der Erfolg jeder Art von Friedens-
sicherung – der traditionellen Art oder der heute vor-
herrschenden multidimensionalen Variante – entschei-
dend von der Unterstützung des Sicherheitsrats ab-
hängt. Ohne die politische Unterstützung und ausrei-
chende Finanzierung seien UN-Missionen der Willkür
der Konfliktparteien ausgeliefert.

Ähnlich wie Mayall sieht auch Murphy die Ent-
wicklung der Friedenssicherung kritisch. Die UN sei-
en nicht gerüstet für die ihnen übertragenen Aufga-
ben. Auch Murphy zieht dafür die ständigen Mitglie-
der des Sicherheitsrats zur Verantwortung. Dabei geht
er noch einen Schritt weiter als Mayall: Es sei eine
Reform des Sicherheitsrats notwendig, um den Län-
dern des globalen Südens die Angst zu nehmen, die
UN werde als Polizeitruppe im Interesse weniger
Machthaber ausgenutzt.
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Dokumente

Seit dem Jahrgang 2006 werden in der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN

nur noch besonders wichtige deutschsprachige Dokumente des Si-
cherheitsrats, der Generalversammlung und anderer Organe der Ver-
einten Nationen im Volltext abgedruckt. Stattdessen wird eine Liste
der im zurückliegenden Zeitraum verabschiedeten Resolutionen und
Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats sowie ausgesuch-
ter Resolutionen der Generalversammlung oder anderer Organe
mit einer kurzen Inhaltsangabe und den (etwaigen) Abstimmungs-
ergebnissen abgedruckt. Zu finden sind diese Dokumente über die
Website des Deutschen Übersetzungsdienstes: http://www. un.org/
Depts/german oder über das allgemeine elektronische Dokumen-

Dokumente der Vereinten Nationen

tenarchiv der Vereinten Nationen (Official Document System –
ODS) unter: http://documents.un.org. (Zu den Recherchemög-
lichkeiten siehe: Monika Torrey, Der Deutsche Übersetzungs-
dienst der UN. Ein Leitfaden für die Dokumentenrecherche, VN
1–2/2006, S. 72f.) 

In der folgenden Übersicht sind Resolutionen der Generalver-
sammlung von Dezember 2007 sowie Resolutionen und die Erklä-
rungen des Präsidenten des Sicherheitsrats von April bis Juni 2008
aufgeführt. Die Dokumente sind alphabetisch nach Ländern, Re-
gionen oder Themen sortiert. In der jeweiligen Rubrik erfolgt die
Auflistung chronologisch (das älteste Dokument zuerst).

Generalversammlung

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

UN-Personal A/RES/62/214, 
Anlage

21.12.2007 Die Generalversammlung verabschiedet die Umfassende Strategie der
Vereinten Nationen für Hilfe und Unterstützung für Opfer sexueller Aus-
beutung und sexuellen Missbrauchs durch Bedienstete der Vereinten Na-
tionen und zugehöriges Personal. Dadurch soll sichergestellt werden, dass
Opfer rasch geeignete Hilfe erhalten. Diese umfasst medizinische Versor-
gung, rechtliche Dienste, Unterstützung bei der Verarbeitung der psychi-
schen und sozialen Folgen des Erlebten sowie nach Bedarf materielle Sofort-
hilfe wie Nahrungsmittel, Kleidung oder Unterbringung in einer Schutzein-
richtung. Die Generalversammlung fordert die zuständigen Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen auf, an der Umsetzung der Strategie aktiv
und koordiniert mitzuwirken.

Ohne förmliche
Abstimmung an-
genommen

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Afghanistan S/RES/1817(2008) 11.6.2008 Der Sicherheitsrat bekundet seine äußerste Besorgnis über den großen
Umfang des Anbaus und der Erzeugung von Opium und des Opiumhan-
dels. Er fordert alle Mitgliedstaaten auf, zu erwägen, die multilateralen
Verträge zur Bekämpfung des unerlaubten Handels mit Suchtstoffen zu
ratifizieren und durchzuführen. Ferner fordert der Rat die Staaten auf, ge-
eignete innerstaatliche Rechtsvorschriften zu erlassen und ihre nationa-
len Fähigkeiten auf den Gebieten der Regulierung und Überwachung der
Herstellung chemischer Vorläuferstoffe und des Handels zu stärken.

Einstimmige
Annahme

Afrika S/RES/1809(2008) 16.4.2008 Der Sicherheitsrat ist entschlossen, die Beziehungen und die Zusammen-
arbeit zwischen den Vereinten Nationen und den Regionalorganisatio-
nen, insbesondere der Afrikanischen Union (AU) und den zuständigen Or-
ganen bei der Verhütung, Lösung und Bewältigung von Konflikten zu ver-
stärken und auszuweiten. Der Rat fordert das Sekretariat auf, in Abstim-
mung mit der Kommission der AU ein Verzeichnis der benötigten Kapazi-
täten sowie Empfehlungen darüber zu erarbeiten, wie die AU ihre militäri-
schen, technischen, logistischen und administrativen Fähigkeiten weiter
ausbauen kann.

Einstimmige
Annahme

Côte d’Ivoire S/PRST/2008/11 29.4.2008 Der Sicherheitsrat begrüßt , dass die ivorischen Behörden dem Vorschlag der
Unabhängigen Wahlkommission zugestimmt haben, am 30. November
2008 Präsidentschaftswahlen durchzuführen. Er ermutigt die ivorischen
Parteien, ihre Anstrengungen zu verstärken, um diese Zusage einzulösen,
und legt der internationalen Gemeinschaft nahe, ihre diesbezügliche Unter-
stützung fortzusetzen. Der Rat fordert die Parteien auf, konkrete Fortschrit-
te bei der Förderung der politischen und der sicherheitsbezogenen Stabilität
zu erzielen. 
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Dokumente

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Friedenskonsoli-
dierung

S/PRST/2008/14 12.5.2008 Der Sicherheitsrat betont, dass die Reform des Sicherheitssektors ein un-
abdingbarer Bestandteil jedes Stabilisierungs- und Wiederaufbauprozes-
ses in Postkonfliktsituationen ist. Ferner betont er die Notwendigkeit, ent-
sprechend der Empfehlung des Generalsekretärs (S/2008/39) und in en-
ger Abstimmung mit den Mitgliedstaaten, einen ganzheitlichen und ko-
härenten Ansatz der Vereinten Nationen zur Reform des Sicherheitssek-
tors zu entwickeln. Er unterstreicht, dass die Unterstützung der UN für die
Reform des Sicherheitssektors in einem weitgefassten Rahmen von Rechts-
staatlichkeit stattfinden muss und zur allgemeinen Stärkung der Tätigkeit
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Rechtsstaatlichkeit sowie der
breiteren Wiederaufbau- und Entwicklungsbemühungen beitragen soll. Der
Rat hebt die wichtige Rolle hervor, die die Kommission für Friedenskonso-
lidierung mittels ihrer integrierten Friedenskonsolidierungsstrategien da-
bei spielen kann, die Kontinuität internationaler Unterstützung für Post-
konfliktländer zu gewährleisten.

S/PRST/2008/16 20.5.2008 Der Sicherheitsrat betont, wie wichtig es ist, dass die Länder, die einen
Konflikt überwunden haben, selbst die Verantwortung für die Friedens-
konsolidierung und eine nachhaltige Entwicklung übernehmen. Er un-
terstreicht, dass der Einsatz ziviler Sachverständiger auf dem Gebiet der
Friedenskonsolidierung nach Konflikten unabdingbar ist. Ferner bittet der
Rat den Generalsekretär, den zuständigen UN-Organen Rat darüber zu
erteilen, wie  innerhalb des UN-Systems im Hinblick auf eine raschere und
wirksamere Herbeiführung eines dauerhaften Friedens am besten voran-
geschritten werden kann.

Horn von Afrika S/PRST/2008/20 12.6.2008 Der Sicherheitsrat bekundet seine große Besorgnis über die schweren Vor-
fälle, die sich am 10. Juni 2008 entlang der Grenze zwischen Dschibuti und
Eritrea ereignet haben und bei denen mehrere Menschen getötet und ver-
letzt wurden. Er verurteilt Eritreas Militäraktionen gegen Dschibuti und
fordert die Parteien auf, sich auf eine Waffenruhe zu verpflichten. Der Si-
cherheitsrat ermutigt den Generalsekretär, dringend seine Guten Dienste
einzusetzen, um bilaterale Gespräche, aus denen Vereinbarungen über die
Verringerung der Militärpräsenz entlang der Grenze hervorgehen sollen,
zu erleichtern und vertrauensbildende Maßnahmen zur Lösung der Situa-
tion an der Grenze auszuarbeiten.

Humanitäres
Völkerrecht

S/PRST/2008/18 27.5.2008 Der Sicherheitsrat ist tief besorgt darüber, dass die Mehrheit der Opfer von
Gewalthandlungen, die von Parteien bewaffneter Konflikte begangen wer-
den, nach wie vor Zivilpersonen sind. Er verurteilt alle Verstöße gegen das
Völkerrecht, namentlich gegen das humanitäre Völkerrecht, die internatio-
nalen Menschenrechtsnormen und das Flüchtlingsvölkerrecht, die gegen-
über Zivilpersonen in Situationen bewaffneten Konflikts begangen wer-
den. Der Rat verlangt, dass alle in Betracht kommenden Parteien derarti-
gen Praktiken sofort ein Ende setzen. Er ersucht den Generalsekretär, sei-
nen nächsten Bericht über den Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten
Konflikten bis Mai 2009 vorzulegen und darin über den aktuellen Stand der
Durchführung der Schutzmandate von UN-Missionen Auftrag des Sicher-
heitsrats zu informieren.

Massenvernich-
tungswaffen

S/RES/1810/(2008) 25.4.2008 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat des Ausschusses nach Resolu-
tion 1540(2004) bis zum 25. April 2011 zu verlängern, wobei dieser auch
künftig von Sachverständigen unterstützt werden wird.  

Einstimmige
Annahme

Nahost S/PRST/2008/17 22.5.2008 Der Sicherheitsrat unterstützt nachdrücklich die am 21. Mai 2008 in Do-
ha unter der Schirmherrschaft der Arabischen Liga erzielte Vereinba-
rung, die zur Beilegung der gegenwärtigen Krise, der Rückkehr zum nor-
malen Funktionieren der libanesischen demokratischen Institutionen
und der vollständigen Wiederherstellung der Einheit und der Stabilität
Libanons beiträgt. Er begrüßt die Vereinbarung, einen Präsidenten der
Republik zu wählen, ein Kabinett der nationalen Einheit einzusetzen
und sich mit dem Wahlrecht Libanons zu befassen sowie den Einsatz
von Waffen und Gewalt als ein Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten
unter allen Umständen zu verbieten.

S/RES/1815(2008) 2.6.2008 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Unabhängigen Internationa-
len Untersuchungskommission (S/2008/210) zur Untersuchung der Bom-
benanschläge vom 14. Februar 2005 in Libanon bis zum 31. Dezember 2008
zu verlängern. Sofern die Kommission berichtet, dass die Durchführung ihres
Mandats abgeschlossen ist, ist der Rat bereit, dieses früher zu beenden.

Einstimmige
Annahme
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Dokumente

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Somalia S/RES/1811(2008) 29.4.2008 Der Sicherheitsrat beschließt, das in Resolution 1558(2004) genannte Man-
dat der Überwachungsgruppe zur Überwachung des Waffenembargos bis
Ende Oktober 2008 zu verlängern und ersucht den Generalsekretär, nach
Bedarf in Absprache mit dem Ausschuss neue Mitglieder zu ernennen.

Einstimmige
Annahme

S/RES/1814(2008) 15.5.2008 Der Sicherheitsrat beschließt, dass das Politische Büro der Vereinten Natio-
nen für Somalia (UNPOS) sowie das UN-Landesteam ihre Unterstützung
für die Übergangs-Bundesinstitutionen verstärken. Ziel soll dabei sein, ei-
ne Verfassung auszuarbeiten sowie ein Verfassungsreferendum und freie,
demokratische Wahlen im Jahr 2009 abzuhalten. Der Rat ersucht den Ge-
neralsekretär, seine Eventualplanung für die mögliche Entsendung eines
UN-Friedenssicherungseinsatzes in Nachfolge der Mission der Afrikani-
schen Union in Somalia (AMISOM) fortzusetzen. Er begrüßt die Empfehlung
des Generalsekretärs in seinem Bericht vom 14. März 2008, das UNPOS und
den Sitz des Landesteams von Nairobi nach Mogadischu oder an einen
Übergangsstandort innerhalb des Landes zu verlegen. 

Einstimmige
Annahme

S/RES/1816(2008) 2.6.2008 Der Sicherheitsrat verurteilt alle seeräuberischen Handlungen und bewaff-
neten Raubüberfälle auf Schiffe in den Hoheitsgewässern und auf Hoher
See vor der Küste Somalias, von denen auch das Welternährungsprogramm
(WFP) betroffen war, sowie die schwerwiegenden nachteiligen Auswirkun-
gen dieser Angriffe auf die rasche, sichere und wirksame Leistung von Nah-
rungsmittel- und sonstiger humanitärer Hilfe für die Bevölkerung Soma-
lias. Er beschließt, dass die Staaten, die mit der Übergangs-Bundesregie-
rung bei der Bekämpfung der Seeräuberei zusammenarbeiten, nach vor-
heriger Unterrichtung des Generalsekretärs, bis Dezember 2008 in die Ho-
heitsgewässer Somalias einlaufen dürfen und alle notwendigen Maßnah-
men zur Bekämpfung seeräuberischer Handlungen und bewaffneter
Raubüberfälle in einer Weise anwenden dürfen, die den nach dem ein-
schlägigen Völkerrecht auf Hoher See zulässigen Maßnahmen gegen See-
räuberei entspricht. 

Einstimmige
Annahme

Sudan S/PRST/2008/15 13.5.2008 Der Sicherheitsrat verurteilt nachdrücklich die am 10. Mai 2008 von der Be-
wegung für Gerechtigkeit und Gleichheit (JEM) verübten Angriffe auf die
sudanesische Regierung in Omdurman und fordert alle Parteien nachdrück-
lich auf, die Gewalt sofort einzustellen, ihre Verpflichtungen nach dem hu-
manitären Völkerrecht zu achten und sich auf die friedliche Lösung aller of-
fenen Fragen zu verpflichten. Er fordert die Staaten der Region auf, ihre Ver-
pflichtungen aus dem Abkommen von Dakar zu erfüllen und zusammenzu-
arbeiten, um den Aktivitäten der bewaffneten Gruppen und ihren Versu-
chen einer gewaltsamen Machtergreifung ein Ende zu setzen. 

S/PRST/2008/21 16.6.2008 Der Sicherheitsrat verweist auf seinen in der Resolution 1593(2005) nach Ka-
pitel VII der UN-Charta gefassten Beschluss, dass die Regierung Sudans und
alle anderen Parteien des Konflikts in Darfur gemäß der genannten Resolu-
tion mit dem Internationalen Strafgerichtshof und dem Ankläger unein-
geschränkt zusammenarbeiten und ihnen jede erforderliche Unterstüt-
zung gewähren müssen und betont gleichzeitig den Grundsatz der Kom-
plementarität des Internationalen Strafgerichtshofs.

Terrorismus S/PRST/2008/19 2.6.2008 Der Sicherheitsrat verurteilt mit äußerstem Nachdruck den am 2. Juni 2008
vor der dänischen Botschaft in Islamabad verübten Terroranschlag, der zahl-
reiche Tote und Verletzte gefordert hat. Er unterstreicht, dass diejenigen, die
diese verwerfliche terroristische Handlung begangen, organisiert, finanziert
und gefördert haben, vor Gericht gestellt werden müssen.

Westsahara S/RES/1813(2008) 30.4.2008 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Mission der Vereinten Natio-
nen für das Referendum in Westsahara (MINURSO) bis zum 30. April 2009 zu
verlängern. Er fordert die Parteien auf, in einer dem Dialog förderlichen At-
mosphäre zu arbeiten, um die Durchführung der Resolutionen 1754(2007)
und 1783(2007) und den Erfolg der Verhandlungen sicherzustellen.

Einstimmige
Annahme

Zypern S/PRST/2008/9 17.4.2008 Der Sicherheitsrat begrüßt die am 21. März 2008 erzielte Vereinbarung
zwischen den Führern der griechisch-zyprischen und der türkisch-zypri-
schen Volksgruppe. Er erwartet mit Interesse die Ergebnisse dieses Vorbe-
reitungsprozesses innerhalb der von den beiden Führern vereinbarten
Dreimonatsfrist. Der Rat begrüßt ferner die Öffnung des Grenzübergangs
in der Ledra-Straße sowie die Bereitschaft des Generalsekretärs, nach Ab-
schluss der Vorbereitungszeit und Maßgabe der Fortschritte einen Son-
derberater zu ernennen.

S/RES/1818(2008) 13.6.2008 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Friedenstruppe der Vereinten
Nationen in Zypern (UNFICYP) bis zum 15. Dezember 2008 zu verlängern.

Einstimmige
Annahme
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English Abstracts

Ekkehard Griep pp. 147–152

On the Rise. The Collaboration of the United Nations with
Regional Organizations in Peacekeeping Operations

Regional organizations, which have characterized the deve-
lopment of UN peacekeeping operations since the end of the
Cold War, help sustain most of today’s UN missions. Grown
out of ideas initially presented by former UN Secretary-Ge-
neral Boutros-Ghali in his ‘Agenda for Peace,’ cooperation with
regional organizations may take various forms, ranging from
diplomatic support to operational co-deployment, from inte-
grated missions to complex multi-actor constellations. In the
future, regional organizations are likely to continue providing
assets to international crisis management efforts, be it on an
ad hoc basis or through permanently existing support structu-
res. In this regard, commitment toward building capacity in
Africa through regional organizations may well become a li-
tmus test for the seriousness of the support pledges made by
UN member states at the 2005 World Summit. 

Christian J. Tams p. 153

Comment: Submission with Exceptions

In a note on 1 May 2008, the German government declared that
it recognized the compulsory jurisdiction of the International
Court of Justice (ICJ) in inter-State disputes. The declaration
is a far cry from what ICJ supporters might have wished for. Par-
ticularly problematic is the government’s decision to exempt
disputes relating to the use of military force from the court’s
jurisdiction. Nevertheless, the government’s new approach is to
be commended and will strengthen the United Nations’ princi-
pal judicial body. 

Sven Bernhard Gareis pp. 154–159

Partners for World Peace? 
The European Union and the United Nations in 
International Crisis Management

In recent decades, the cooperation in international crisis ma-
nagement between the European Union and the United Nations
has become closer.  Both organizations share values and inte-
rests with regard to a world order based on effective multila-
teralism. For this purpose, the EU has built a large spectrum
of capabilities –– the kind of capabilities the UN is despera-
tely looking for. Yet, although the EU has an intrinsic inte-
rest in the maintenance of global peace, it will only accept
deployment of European forces in a UN context when it is
under the full control of the relevant European organs. As a re-

sult, the two institutions duplicate many activities, requiring
considerable efforts of coordination and consultation. Since
2003, when the European Security and Defence Policy became
fully operational, the EU and the UN have enhanced their co-
operation significantly. However, differences remain, keeping
further improvements high on the agenda.

Janka Oertel · Johannes Varwick pp. 160–166

NATO and the United Nations. 
Developing an Ambivalent Relationship

The relationship between NATO and the UN has always been
ambivalent. In the past, cooperation has evolved on an ope-
rational level. However, the adoption of a common frame-
work agreement outlining the nature of future cooperation
has so far not been successful –– mainly because of divergent
interests of the two organizations. UN-NATO-Cooperation
started in the Balkans in the mid-1990s. Currently the UN is
engaged in virtually all NATO operations in one way or ano-
ther. Recent collaboration has taken place not only in the
military but also in the humanitarian realm and includes ef-
forts to confront new challenges such as the fight against ter-
rorism. Confidence-building measures as well as more inten-
sive inter-personal exchange and regular high-level consulta-
tions could make the relationship more predictable and im-
prove the inter-organizational dialog. While a more institu-
tionalized cooperation would be desirable and mutually be-
neficial, a more selective collaboration on a case-by-case ba-
sis appears more likely.

Axel W. Krohn pp. 167–172

The United Nations and the African Union. 
Asymmetrical Partners in African Crisis Management 

The great number of violent conflicts in Africa underline the
importance of a regional security structure within the African
Union (AU). However, although cooperation between the UN
and other regional organizations has constantly developed over
the past decade, this has not happened based on a strategic
‘master plan’ but rather on a politically driven ad hoc basis.
The ongoing hybrid mission of the UN and the AU in Dar-
fur/Sudan is not only the latest result of this cooperation, but
could also become the testing ground for the viability of in-
tegrated missions of the two organizations. An equal part-
nership based on agreed financial and material support from
the UN that African countries would like to see, is unlikely
to emerge. The UN will not give up its primacy and indepen-
dence in securing international peace and security.

German Review on the United Nations | Abstracts
Volume 56 | 2008 | No. 4

The UN and Regional Organizations
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